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Fische AUSSENPOLITIK. Re 


r "nicht a PR uns air ee sagt, eg 
mu ie "Fortsetzung der Politik mit andern Mitteln. Damit hat er das 
ı des Krieges zweifellos richtig gesehen. Jeder Krieg ist nur das letzte = 
‚einer mehr oder minder langen Kausalitätsreihe. = 
um daß der Weltkrieg zu Ende, beginnt eine neue Entwicklungslinie, 
ie | gendwie und irgendwo zu kriegerischen Verwicklungen führen wird. Der 
eim des Konfliktes ist gegeben, nur die Form steht noch offen. Ob der 
impf zuletzt mit den brutalen Mitteln des militärischen Kampfes ausge- 
sen wird, oder ob sich sein Wesen im Wirtschaftskrieg erschöpft, vermögen 
noch nicht abzusehen. Fest steht jedoch, daß alle die verschiedenen 
laritäten der Weltpolitik in voller Aktion sind. ARE 
Ihrer drei liegen in Europa: England, Frankreich und Rußland. Die Kraft- 
ien, die von diesen drei Polen ausstrahlen, laufen durcheinander, kreuzen 

2h und dort, wo sie sich schneiden, liegen die Gefahrzonen für den Frieden. 

jie Kraftlinien resultieren aus geopolitischen Bedingtheiten und sind zum 

eil von tragischem Charakter. Jeder der drei Pole wünscht zweifellos keinen 

rieg und setzt sich ehrlich für den Frieden ein. Trotzdem zwingt der Selbst- 


rhaltungstrieb zum Kampfe, dessen Ende gar nicht abzusehen ist. 


I. England 


Die englische Weltmacht stützt sich auf drei weit auseinanderliegende Elemente: 
as Mutterland als Kern, die amerikanischen Besitzungen besonders in Kanada und 
ie £ riesigen kompakten Massen, die als afrikanische, indische und australische Do- 
ninions wie gewaltige Blöcke um den Indischen Ozean herumliegen. DieseLage um 
in Weltmeer schiebt den Schwerpunkt der englischen Kolonialmacht in den Raum 
es Indischen Ozeans. Dieses Meer wird zum britischen Binnenmeere gestempelt. 
' Das ist der Kern der englischen Macht. Inhalt der englischen Politik ist 
s, vor allem die ungestörte Verbindung der drei Gruppen zu erhalten und 
as Aufkommen eines Gegners möglichst präventiv zu verhindern. Die Ver- 
indung sichern eine Reihe klug und geschickt aneinandergereihter Zwischen- 
ationen: Gibraltar, Malta, Ägypten mit dem Suezkanal, Hedschas mit Aden 
uf der einen Seite; Kanada, Wei-Hei-Wei in Nord-, mehr noch Hongkong ın 
üdchina, Borneo und Singapore auf der andern Seite. Zur Sicherung der 
ützpunkte sind rechts und links der Verbindungsstraße Einflußsphären ge- 
hert, die England überall als interessierte Macht auftreten lassen. 
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In tausend Varianten schützt England seine günstige Position. Sein übe 
Erdteile zerstreuter Besitz macht es zu einem gefährlichen Gegenspieler. Da 
muß schon das benachbarte Holland spüren, dessen koloniales Kernland eint 


gekeilt ist zwischen der malaiischen Halbinsel mit dem modernsten Kriegs 


hafen der Welt Singapore und Britisch-Borneo auf der einen, Australien unu 
Britisch-Guinea auf der andern Seite. Das Mutterland ist fern, eine auch 
nur einigermaßen wirksame Schutzflotte fehlt, die Seemacht des englischer 
Pazifik und Australiens stehen in unmittelbarer Nähe — Momente, die allzx 
deutlich eine Anlehnung an England verlangen. 

Wie stark die nordischen Staaten, besonders Norwegen und Dänemark, von 
England abhängig sind, hat der Weltkrieg mit allzu großer Deutlichkeit ges 
zeigt. Englisches Kapital in allen Zweigen der Wirtschaft, besonders in de: 
Bankwelt und Schiffahrt, haben die Abhängigkeit nur noch verschärft. Däne: 
mark hat das scharfe Zupacken Englands, ohne Rücksicht auf die Interessen 
Neutraler, noch nicht vergessen. Der Sund wird von einem treuen, Englana 
ergebenen Hüter beschützt. Die freie Verbindung nach der Ostsee und Ruß 
land ist gesichert. 

Seit Jahrhunderten ist an den Säulen des Herkules Gibraltar Englands Vor- 
posten. Spanien, als Nachbar im Rücken und auf der afrikanischen Seite 
mochte England wohl zu ertragen, zumal Tanger seit seinem Veto neutrale 
Zone ist. Aber den Versuch Frankreichs, im Rif sich festzusetzen, hat e& 
beizeiten zu unterbinden verstanden. Kleinlaut wünscht Frankreich nur nocH 
eine stille Vereinbarung unter den Siegern im Rif ohne die Gegenwart Dritter! 
Eine allgemeine Marokkokonferenz legt ihm zuviele Schlingen und würde von 
vornherein die Anerkennung der Interessensphäre anderer Mächte bedeuten. 
Trotz des als Prestigekampf aufgezogenen Rifkrieges und der riesigen Opfer 
an Gut und Blut begnügt es sich mit dem status quo ante. 

Auch Mussolini, der sonst gar nicht so ängstlich ist, bemüht sich um Glatt- 
stellung der englischen Regierung. Italiens lange, ungeschützte Küsten sind 
für große Flotten allzu günstige Angriffspunkte. Dazu ist Italien von Kohle 
und sonstigem Import so abhängig, daß es sich ernstlich der Gefahr einer 
Blockade nicht auszusetzen wagt. Der Bitte um gut Wetter willfuhr man in 
London umso lieber, als die koloniale Regsamkeit Italiens sich auf das Somalı- 
gebiet ablenken ließ und das in der Ferne .auftauchende abessinische Problem 
Italien die Möglichkeit zur Tilgung alter Schande, England aber einen Nachbaı 
gab, der immerhin angenehmer, als das begehrliche Frankreich ist. Ein in Abessi- 
nien engagiertes Italien ist aber ebenso, wie Holland, stark von London abhängig 

Geschickt und zielbewußt hat England seine Position in Griechenland aus- 
gebaut. Mit Veniselos fing es an und Pangalos, der Diktator von England: 
Gnaden, ist abhängiger denn einer seiner Vorgänger. Was der König odeı 
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selos nie würden zugegeben haben, hat er getan. Die griechische Flotte 
von englischen Offizieren reorganisiert worden und steht heute unter dem 
ehl eines englischen Admirals. Der Kampf gegen die Türken war der 
ampf eines englischen Trabanten gegen einen Aufsässigen, der Englands 
läne zu stören versuchte. Das Petroleumgebiet Mesopotamiens ist das wahre 
treitobjekt gewesen. Damals verlor England das Schachspiel, weil Frank- 
eich größere Machtmittel eingesetzt hatte, als Englands Trabant. Inzwischen hat 
ngland seine Stellung wieder befestigt und auf dem Umwege des Abkommens 
it dem Irak die Petroleumquellen restlos in seiner Hand. Gegen eine halbe 
Iillion Pfund haben die Türken alle ihre Rechte an den Irak, d.h. England 
bgetreten. Wenn England heute Griechenland kommerziell und finanziell noch 
veitgehend stützt, so nur deswegen, weil die griechischen Inseln weit in die 
ürkische Interessensphäre hineinreichen und hier die Möglichkeit liegt, neu auf- 
auchenden Begehrlichkeiten der Türken tatkräftig einen Riegel vorzuschieben. 
‚wischen englischem und griechischem Gebiet eingeklemmt kann die Türkei 
ich dem Scheerendruck nur durch Nachgiebigkeit entziehen. 
Ägypten hat England zwar schon 1922 volle Souveränität zugebilligt, als 
las Land aus dem Protektorate entlassen wurde. Die berühmten vier Vor- 
jehalte waren aber so stark, daß auch heute noch England die faktische 
Nacht ausübt. Das zeigte sich wieder, als die jüngsten Wahlen den Nationalisten 
inen fast 100 °/,igen Erfolg brachten und Zaghlul Pascha die Regierung bilden 
vollte.e Über den autonomen Willen der Bevölkerung ging England hinweg, 
veil seine Interessen und der Schutz der Verbindungsstraße zum Indischen 
)zean das verlangten. Mit der Macht in Ägypten hält England die Macht 
m Suezkanal und der Weg nach Indien ist in dieser Etappe gesichert. 
Alles, was den West-Ostweg durch das Mittelmeer irgendwie gefährden 
ann, sucht England mit rücksichtsloser Energie aus dem Wege zu räumen. 
's muß sich diese Straße frei halten, weil es die Verbindung des Mutter- 
andes mit den Quellen der Macht und des Reichtums ist. Das harte, geo- 
olitisch bedingte Muß zwingt England jedem entgegenzutreten, der seine hohe 
traße zum Orient gefährden will. Das ist das Kernproblem der englischen 
olitik. 
I. Frankreich 

Frankreich ist aus dem Kriege mit einer beispiellosen Machtfülle hervor- 
egangen. Sie zu erhalten und auszubauen, ist das Ziel seiner Politik. Der 
Neg dazu führt über die Kolonien, die als Objekte Mittel zur Erreichung 
ationalfranzösischer Pläne sind. 

England kolonisiert durch immer stärkere weiße Besiedlung, die, mit allen 
Eirtein des Mutterlandes ausgerüstet, sich zwar als Angelsachse fühlt, 


ber nicht mehr als Engländer. So wird in die Kolonie der Keim zum selb- 
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ständigen Staatswesen gelegt. Kanada, Australien und Südafrika sind besonders 
' charakteristische Beispiele dafür. ze 

Der Franzose aber wird sich auch in uralten Kolonien stets als Vollblut- 
franzose betrachten, nie aber als Romane französischer Prägung. Das hängt . 
mit der. welt- bezw. kontinentalpolitischen Einstellung der beiden Nationen 
zusammen. Die französische Kolonie bleibt immer Kolonie mit dem Zentrum 
in Paris. Der Weg zur Selbständigkeit läuft außerhalb der französischen 
Grenzpfähle. Die französische Kolonie ist und bleibt Mittel zur Durchführung | 
der kontinentalen Machtpolitik des Mutterlandes. 

Das gilt besonders von den afrikanischen Kolonien. Im Wachstum der’ 
Jahrhunderte sind sie zu einer einheitlichen kompakten Masse geworden, zu. 
einem der größten zusammenhängenden Rolonialgebiete überhaupt. Man hat das 
Gebiet wegen seiner Rohstoffmassen mit Amerika verglichen. Wenn der Ver- 
gleich auch hinkt, so muß man doch anerkennen, daß in diesen Gebieten. 
ungeheure Entwicklungsmöglichkeiten liegen, deren Ausmaß die erst in An-: 


griff genommenen Randgebiete ahnen lassen. 

Im Norden liegt heute schon Europas Gemüsegarten. Frühkartoffeln, Edel- 
obste, Salate, Weizen kommen in bester Qualität aus Algier. Das benachbarte 
Tunesien exportiert Schwämme, Korallen, Kork, Krabben. Senegambien baut 
in steigendem Umfange Zuckerrohr, Kaffee, Baumwolle. Das Kongogebiet ist 
ein ernster Konkurrent des hinterindischen Gummibaums und zugleich einer 
der bedeutendsten Weltlieferanten an Erd- und Kokosnüssen mit der kost- 
baren, so vielseitig verwertbaren Kopra. An der Küste von Neuguinea wird 
in steigendem Umfange Reis gebaut — kurz das Gebiet ist ein so vielseitiges 
und unerschöpfliches Reservoir, daß es Frankreichs Rohstoffversorgung nach 
jeder Seite sicherstellen kann, um so mehr, als Eisen, Blei, Silber, Kupfer, 
Koble und andere Minerale in abbauwürdigen Mengen gelagert sind. 

Es ist natürlich, daß diese Entwicklungsmöglichkeiten zur Aufschließung 
des Gebietes herausfordern. Frankreich hat diesen Notwendigkeiten schon früh 
Rechnung getragen. Allein von Marseille gehen vier große Schiffahrtslinien 
aus: nach Tunis, Bona, Algier und Oran. Sie stellen zugleich die Verbindung 
her zwischen dem Mutterlande und der Transsaharabahn, die von Oran aus- 
gehend bis Timbuktu fertiggestellt ist. Hier, wo auch die Schiffbarkeit des 
Niger beginnt, teilt sich die Bahn. Ein Strang strebt nach Senegambien, einer 
zur Elfenbein- und Sklavenküste, ein dritter zum Kongo. Die Linien sind 
von der Küste bis teilweise tief ins Hinterland schon im Betriebe. Es ist nur eine 
Frage kurzer Zeit und die Verknotung der Teilstücke, d. h. eine direkte Bahn- 
linie vom Kanal bis zum Kongo ist vollendet. 

Unterstützt wird dieses Verkehrssystem durch ausgezeichnet organisierte 
Fluglinien, die zwar militärisch aufgezogen, zugleich dem wirtschaftlichen 
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‚Schnellverkehr dienen. Wie weit das Bemühen, einen durchgehenden, die 
| Wüste schneidenden Autoverkehr in regelmäßiger Folge einzurichten, gediehen 
ist, kann im Augenblick noch nicht übersehen werden. Funk- und Tele- 
@raphenverbindung ist schon im Kriege nach allen Seiten hin geschaffen 

worden. So wird ein einheitliches Netz von Verbindungen vom Kanal bis 
tief ins Innere Afrikas aufgebaut. Dabei ist die Heranbringung der Erze an 
die europäischen Produktionsstätten von ganz besonderer Bedeutung, wenn 
man sich erinnert, daß Frankreich heute die Industriezentren und Waffen- 
arsenale von Creusot, Lothringen, Saar, Oberschlesien und der Tschecho- 
‚slowakei in Händen hat oder doch weitgehend kontrolliert und hinzugefügt, 
‚daß die Ruhr als Waffenwerkstatt ausgeschaltet ist. Frankreich ist heute als 
Eisen- und Stahlproduzent in die Nähe Deutschlands und Englands gerückt. 

Aber nicht bloß wirtschaftlich nutzt Frankreich seine afrikanischen Kolonien. 
In vielleicht noch stärkerem Umfange als Rekrutierungsgebiet. In allen Kolonial- 
gebieten — Marokko ausgenommen —- hat es das System militärischer Aus- 
hebung durchgeführt. So wird die schwindende Menschenkraft des Mutter- 
landes geschont, aber die Machtfülle ungleich größerer Völker gesichert. Allein 
in Nordafrika können ı 600000 Mann jeden Augenblick mobilisiert werden. 
Die Bahnen sichern die schnelle Beweglichkeit und damit die Stoßkraft dieser 
"Massen, die aus einem schier unerschöpflichen Reservoir immer wieder auf- 
gefüllt werden können. 

Der Wert der afrikanischen Kolonien liegt zu einem sehr hohen Grade in 
der nahen Entfernung zum Mutterlande. Dadurch ist die Möglichkeit ver- 
hältnismäßig schneller Marktverbindung für die Erzeugnisse und schneller 
Dispositionsmöglichkeit über die Streitkräfte gegeben. Eine schwache Stelle 
aber steckt in dem System doch; die Meerstrecke zwischen den afrikanischen 
und französischen Häfen. Flotte, Flugzeuge und U-Boote, deren Abschaffung 
in Washington sich Frankreich mit Erfolg widersetzte, schützen die Achilles- 
ferse. Wer Frankreichs Sicherheit im Mittelmeer gefährdet, greift an die 
Wurzeln seiner Macht. Die Notwendigkeit des Schutzes zieht zwangsläufig 
das Streben nach sich, das Mittelmeer zu einem französischen Binnenmeer zu 
machen, in dem es allein zu befehlen hat. 

Der Schutz der lebensnotwendigen Nord-Südlinie im Mittelmeer ist aber ein Ein- 
griff in das englische Streben, sich die Alleinherrschaft der Ost-W estlinie zu sichern. 
Zwei, aus geopolitischen Bedingtheiten erwachsene Kraftlinien schneiden sich 
im Mittelmeer. So müssen England und Frankreich ım Streben nach Sicherung 
in Gegensatz zueinander treten. Tatsächlich ist die ganze Nachkriegszeit 
charakterisiert durch den Kampf beider um die Vorherrschaft im Mittelmeer. 
Irgendwo und irgendwie stehen alle Differenzen und politischen Aktionen 
beider im Zusammenhang mit diesem Sicherheitsproblem. 
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Frankreich ist bestrebt, die Zugänge zum Mittelmeer dem englischen Einflusse 
zu entwinden, zum mindesten jedoch die englische Kontrolle nicht als allein- | 
berrschend zu sanktionieren. Gibraltar gegenüber kämpfte Frankreich und. 
ein wenig auch Spanien. Jetzt nach dem Siege verzichtet es schweren Herzens. 
auf eigenen Gebietserwerb, um nicht zugleich England auf den Plan zu rufen 
und ihm als Mitinteressenten die Möglichkeit zu geben, auch auf dem afrikanı- 
schen Ufer der Meerenge Fuß zu fassen. Das war ein politisch kluger, aber sicher 
sehr schwerer Entschluß nach soviel Opfern an Gut und Blut und dazu in einem 
Prestigekampf. Aber der status quo ante ist für Frankreich immer noch trag- 
barer als eine englische Einmischung. 

Der zweite Zugang wird von England mit doppeltem Schlosse versperrt. 
Nicht bloß der Suezkanal ist in englischen Händen, sondern auch die Enge 
bei Aden. Im östlichen Becken des Mittelmeeres schuf sich Frankreich eine 
Einflußzone in Syrien, als es 1920 die englische Marionette Faissal verjagte. 


Ob und wie weit es von dieser Grundstellung aus Einfluß auf die Probleme 
um den Suezkanal gewinnen wird, ist eine offene Frage. Im Augenblick sind 
seine Aussichten herzlich schlecht. Die „Rebellen“ in Syrien genießen ebenso 
wie die im Rif die Unterstützung durch englische Strohmänner. Das zweite 
Schloß schließt Aden, das Singapore Arabiens. Hier hat Frankreich mit mehr ' 
Geschick operiert. Im Angesichte des englischen Stützpunktes baut Frank- 
reich neuerdings den Hafen Dschibuti seiner Kolonie Obok zu einem ganz 
modernen Kriegshafen aus. Das ist zweifellos eine sehr drohende Geste, denn 
was Forts für Schiffe bedeuten können, haben die Engländer vor Gallipoli 
erfahren. 

Auch das türkische Abenteuer Griechenlands ist typisch für den Gegensatz 
der beiden. Die Kämpfer hießen zwar Griechen und Türken, aber hinter 
diesen Masken stritten England und Frankreich. Das ganze Spiel ward offen- 
bar, als wenige Tage nach Einstellung der Feindseligkeiten die Franzosen 
nach Vereinbarung mit den Türken den „Schutz der christlichen Minder- 
heiten Kleinasiens“ übernahmen und auf ihr Betreiben die Türken die Petroleum- 
quellen in Mesopotamien verlangten und auch zum guten Teil mit ihren 
Forderungen durchkamen. Es kostete England viel Mühe und eine halbe 
Million Pfund, auf dem Umwege über den Irak den Türken in diesen Tagen 
ihre Rechte abzujagen. 

Die Stärke Frankreichs ist Deutschlands Schwäche. Der Gegensatz Eng- 
land — Frankreich unser Fluch. Wir können nur hoffen, daß der Austrag 
des Gegensatzes möglichst hinausgeschoben wird, bis wir wieder zu eigner 
Kraft erstarkt sind. Kommt es vorher zum offenen Kampf, dann können wir 
nicht neutral bleiben. Irgendwie müssen wir Farbe bekennen, und sicherlich 
wäre unsere Heimat ein Kampffeld für den Streit der Großen. 
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4 III. Rußland | 
Den ganzen Osten und Norden des eurasischen Blocks füllt die de 
ER In alle Probleme des Westens und Ostens verstrickt, beginnt 
Rußland wieder in die Weltpolitik einzugreifen. Die motorische Kraft seiner 
außenpolitischen Aktionen ist das Streben zum Weltmeere und damit zum 
Weltverkehr. Das Riesenreich hat nicht einen einzigen weltwirtschaftlich auch 
nur einigermaßen bedeutungsvollen Hafen. So gleicht es einem Kessel, der 
mit hohen Spannungen geladen ist, aber kein Sicherheitsventil hat. 

Hatte es schon vor dem Kriege wenig Platz an der Ostsee, so haben die 
gewaltsamen Verschiebungen nach dem Kriege ihm auch nicht einen einzigen 
das ganze Jahr eisfreien Hafen im Westen gelassen. Zu allem Überflusse 
sperrt den Zugang der Ostsee zum Weltmeer der englische Trabant Däne- 
mark. So muß Rußland zu England in Gegensatz treten, aber auch zu den 
Randstaaten, die heute seinen alten Platz am Wasser einnehmen. Im Osten 
ist nur Wladiwostok von Bedeutung, aber es liegt abseits der großen Land- 
masse und ist nur ein halbes Jahr eisfrei. Zudem gehört das Hinterland zu 
China, während Japans langgestreckte Inselkette den Blick aufs hohe Meer 
sperrt. Im Süden liegen zwar mehrere absolut eisfreie Häfen, aber der Zu- 
“gang zum Mittelmeer führt durch die Dardanellen und weiter zum Welt- 
'meere nur an Gibraltar und Aden vorbei — immer also durch fremde Zonen. 
“Aus solchen geopolitischen Bedingtheiten heraus wächst zwangsläufig der 
Inhalt der russischen Außenpolitik. Ihr Wesen ist vollkommen unabhängig 
von Parteikonstellationen und Staatsform. Zarentum wie Sowjets sind absolut 
im außenpolitischen Wollen gebunden. Innenpolitisch dagegen spielen Volks- 
charakter und Volksstimmung eine recht bedeutende Rolle. Hier stoßen wir 
auf ein Konglomerat von Elementen: westeuropäische Siedlung und Kultur, 
byzantische Tradition und tartarische Überflutung. Das erste Element, als 
das schwächste blieb an der Oberfläche haften, ohne deswegen vollkommen 
bedeutungslos zu sein. Byzants Erbe griff tiefer formend ein. Hier holte 
der Russe die religiösen und mystischen Formen für seinen durch die 
Weite der Landschaft bedingten träumerischen und ins Phantastische spielen- 
den Hang, der das Extreme liebt und die Wirklichkeit hinter dem Un- 
gewissen, Unbestimmten verworrener Unendlichkeiten sucht. Wolken- 
kukuksheim könnte die wahre russische Heimat sein, wenn nicht das 
Leichte, kindlich Unbeschwerte fehlte. Man wird diesen Zug nie in Worte 
fassen können. Er läßt sich nur aus den Volksliedern nachfühlen. Den 
tiefsten Einfluß aber übte der asiatisch-tartarische Fatalismus aus, der die 
Energieen des Kolosses großenteils brach legte, zugleich aber durch die Mischung 
mit der byzantischen Tradition den Kitt bildete, der als Absolutismus die 
gewaltigen Massen zentralistisch zusammenhielt. 
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Ein durch das ganze letzte Jahrhundert beobachteter, aus der Tradition der 
Steppe geborener militärischer Erobererdrang führte zu einer ungeheuerlichen 
Kräftevergeudung im Innern. Die Lebenskraft der Nation wurde absorbiert 
von dem Heilungsprozeß der immer wieder geschlagenen Kriegswunden. Der 
Kräfteverzehr führte nicht nur zu geistiger und materieller Rückständigkeit 
in der Lebenshaltung, sondern auch zu einem generellen Versagen gegenüber 
den innerpolitischen Notwendigkeiten und Bedürfnissen der Nation. Daraus 


zog die revolutionäre Bewegung ihre Kraft. Und als nun gar der Krieg ver- 
loren war, brach das innerrussische System zusammen. Noch sind die Dinge 


nicht abgeschlossen. Das Ende aber wird anders aussehen, als viele erwarten. 


Mc. Donald hat vielleicht nicht unrecht, wenn er sagt, die russische Entwicklung 


ziele darauf ab, sich der englischen Auffassung von Sozialismus anzupassen. 


Sie würde damit enden, daß das Kapital nicht bekämpft, sondern bejaht und 
nur überall dort in Staatshände überführt werde, wo das Privatunternehmer- 


tum offensichtlich entbehrlich geworden sei. 


Die im Gange befindliche wirtschaftliche Rückbildung wird noch beschleunigt 


durch das Werben fast aller Staaten der Welt. Rußland fühlt sich dabei in der Rolle 
desAusbeutungsobjektesund versuchtin mißtrauischer Doppelzüngigkeit dieeigenen 
Interessen über Gebühr in den Vordergrund zu schieben, die des Partners möglichst 
nicht zu fördern. Vielleicht spielt dabei auch die Erkenntnis mit, daß in 
Europa die Dinge alle noch im Flusse sind und deswegen ein Festliegen ver- 
mieden werden soll. In diesem Falle bietet die Rolle des Umworbenen aller- 
dings die größten Vorteile. 


. Diese negative Einstellung in der Außenpolitik tritt allerdings zurück hinter 
dem alten Streben nach Verbreiterung der Seefront, das sich in vier Richtungen 
auswirkt; über Skandinavien zum Atlantic, über Balkan und Dardanellen zum 
Mittelmeer, über Persien zum Persischen Golf und über die Mandschurei zum 
Großen Ozean. 


Im Westen sind die Randstaaten am schärfsten exponiert. Der erste Vor- 
stoß Rußlands im polnischen Krieg ist fehlgeschlagen. Damit wird es sich nicht 
zufrieden geben. Die erwartete Reaktion war die Koalition der Nachfolge- 
staaten mit Rückendeckung bei Frankreich. Für Deutschland bedeutete das 
nicht bloß Isolierung gegen Osten, sondern zugleich bewußte und gewollte 
neue Einkreisung. 

Der Weg über Balkan und Dardanellen ist augenblicklich ebenfalls hoffnungs- 
los versperrt. Die panslawische Idee der Vorkriegszeit ist heute ohnmächtig. 
Aber dıe Hoffnung ist weder hier noch auf Konstantinopel aufgegeben. Ob 
Andreaskreuz oder Hammer und Sichel ist gleichgültig — aber das russische 
Hoheitsabzeichen soll auf der Hagıa Sophia wehen. Das verlangt nicht bloß 
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ie Tradition, sondern der Lebenswille des Volkes. Noch steht England im 
Wege und schützt die Dardanellen wie es den Sund sperrt. 

e Mit mehr Glück operiert Rußland in Persien. Die Verständigung ist so 
nachhaltig, daß teilweise sogar sowjetrussische Praktiken eingeführt wurden. 
"Persien scheint überhaupt von einer Reformwut befallen zu sein. Zweifellos 
ist das Land politisch und wirtschaftlich in vollem Aufschwunge. Starke 
Fäden führen nach Angora und Kabul hinüber und am Horizonte zeichnet 
sich deutlich das vorderasiatische Machtdreieck Türkei—Persien— Afghanistan 
ab. Die Rückendeckung nach Rußland gibt diesem die Möglichkeit, von Norden 
her in Indien Einfluß zu gewinnen. 

Im fernen Osten schiebt Rußland den einzigen am freien Weltmeer ge- 
"legenen Hafen Wladiwostok scharf aus der eigenen Landmasse bis in die 
Nachbarschaft Koreas vor. Die Nähe Koreas und der japanischen Inseln, die 
 fächerförmig um Wladiwostok herum liegen und das Japanische Meer vom 
Stillen Ozean trennen, verlangt gebieterisch Verständigung mit Japan. Und 


Japan wiederum sucht Rußland. Drei Probleme bestimmen Japans Zukunft: 
Woher die Rohstoffe für die Industrie? Woher die Nahrungsmittel? Wohin 
mit dem unheimlichen Menschenüberschuß? Amerika hat ihm nahezu jede 
“Einwanderung verboten und sucht es wirtschaftlich zu erdrücken. Der Ver- 
‚such, 1915 durch die 2ı Punkte in China Fuß zu fassen, scheiterte am uner- 
bittlichen Veto Amerikas. In solcher Lage sucht es einen kontinentalen 
Nachbar, der ihm Ersatz zu bieten vermag und mit dem zusammen es in 
China Fuß fassen kann. Die Voraussetzungen der Verständigung waren so 
zwingend, daß über Tuchfühlung hinaus sich ein gemeinsames Aktionsprogramm 
zwischen den drei Mächten des Fernen Ostens ergeben hat. E. v. Salzmann, 
einer der besten Kenner ÖOstasiens hat nicht Unrecht, wenn er darin eine 
Forcierung im Erwachen der gelben Rassen sieht und erwartet, daß das dem 
zwanzigsten Jahrhundert seine Prägung geben wird. Die russisch-japanisch- 
chinesische Verständigung, die sich immer klarer abzeichnet, wird ein Ge- 
witter heraufführen, vor dessen Entladung der angelsächischen Welt graut! 


Gewitterstimmung überall! Kaum ist der Weltkrieg vorbei, zeichnen sich 
neue Entladungen am Horizonte ab. Lernen wir aus der Vergangenheit und 
kümmern wir uns mehr als bisher um die politischen, besonders weltpolitischen 
Zusammenhänge. Wir können nicht auf Weltpolitik verzichten und ins eigne 
Schneckenhaus verkrochen dem naiven Kinderglauben huldigen, so den Folgen 
der Politik der Großen entgehen zu können. Was wir tun müssen lehrt die 
lebendige Politik. Sollte Deutschland noch einmal vor Entscheidungen ge- 
stellt werden, die es wegen Unkenntnis der Lage nur aus dem Gefühl ent- 
scheiden müßte, so wäre das das Ende unserer Selbständigkeit. 
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Neidlos muß man den Engländern zugestehen, daß sie eine in jeder 
Weise zielbewußte und erfolgreiche Außenpolitik zu treiben verstehen. Die 
Verhältnisse draußen in der Welt haben es mit sich gebracht, daß die eng- 
lischen Diplomaten wieder einmal französische Pläne durchkreuzen mußten. 
Es galt, die Franzosen in Marokko nicht allzu mächtig werden zu lassen, 
es kam darauf an, den französischen Einfluß in Abessinien nach Möglichkeit 
auszuschalten usw. Eine solche Politik bedeutete natürlich eine Gefahr. 
Frankreich hätte unter Umständen daraus die Folgerung ziehen können, sich 
von England abzuwenden und im Verein mit Deutschland eine gegen Eng- 
land gerichtete Organisation der europäischen Festlandstaaten zu schaffen. 
Das mußte unter allen Umständen verhindert werden. Zum Teil ließ es sich 
mit Geld machen. England kam dem neuen französischen Finanzgewaltigen 
Caillaux außerordentlich entgegen und trug durch die jetzt perfekt gewordene 
Schuldenregelung nicht unerheblich dazu bei, die französische Währung zu 
stützen. 

Indessen, diese rein finanzielle Hilfe genügte nicht, um die drohende An- 
näherung zwischen Frankreich und Deutschland zu vereiteln. Mit allen 
Mitteln mußte die britische Politik darauf bedacht sein, zwischen den beiden 
kontinentalen Nachbarn Mißtrauen und Mißgunst zu säen. Die Abrüstungs- 
konferenz in Genf bot die gewünschte Gelegenheit, um dem kontinentalen 
Imperialismus Frankreichs entgegenzukommen und die Pariser Politiker zu 
beschwichtigen, ohne dadurch britische Interessen zu gefährden. In der klaren 
Erkenntnis, daß die Abrüstungsberatungen in absehbarer Zeit unter keinen 
Umständen ein positives Ergebnis zeitigen werden, huldigte man dem französi- 
schen Militarismus bis zum äußersten. Man erklärte sich damit einverstanden, 
daß die Rüstungsstärke berechnet werde unter Einbeziehung der Polizei- 
beamten, unter Ausschluß aber der militärischen Reserveformationen! Durch 
dieses Kunststückchen hat man es glücklich erreicht, daß Frankreich trotz 
450 000 Mann Heimattruppen und 350 000 Mann Kolonialtruppen für schwächer 
gerüstet als Deutschland angesehen wird! Quod erat demonstrandum. 

Auch die Seeckt-Note gewinnt in diesem Zusammenhang besondere Be- 
deutung. Frankreichs Angst vor diesem tüchtigen und schweigsamen Militär 
kennt bekanntlich keine Grenzen. Nun bieten auch die Engländer ihre Hand 
dazu, Seeckt kalt zu stellen. Man möchte den Wirkungsbereich von Seeckt 
unter allen Umständen beschneiden, obwohl längst alles geschehen ist, was 
billigerweise der Entente zugestanden werden kann. Es kommt eben Eng- 
land lediglich darauf an, Frankreich gefällig zu sein, um es über die welt- 
politischen Niederlagen der letzten Zeit hinwegzutrösten und die etwaige 
Einigung des Kontinents zu hintertreiben. h 

Wieweit neuerdings die Rücksichtnahme Englands auf Frankreich da geht, 
wo englische Belange nicht in Betracht kommen, erhellt auch aus dem Druck 
Englands auf Italien. Das für eine machtvolle Expansion begeisterte Italien 
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) absichtigte bekanntlich, die Wirren in Nordwestafrika dazu zu benutzen, 
ım sich in diesem Gebiet irgendwie festzusetzen. Auf englisches Zureden hin 
‚hat Italien diesen Plan fallen lassen und sich mit der französisch-spanischen 
Neuregelung in Marokko einverstanden erklärt. Italien mußte nachgeben, 
weil es wirtschaftlich, politisch und strategisch auf das Wohlwollen Englands 
‚angewiesen ist. Wir sind begierig, zu erfahren, welche Kompensationen hier- 
für Mussolini bei England erreicht hat. — Nach dem einstweiligen Scheitern 
‚seiner Expansionspläne in Nordafrika richtet Italien sein Augenmerk wieder 
stärker nach dem Osten. Trotz der bedrohlichen Lage der italienischen 
Währung hat Mussolini eine Anleihe von 200 Millionen Lire an 
Rumänien gewährt. Er erhielt dafür die Zustimmung zur Bildung eines 
'rumänisch-italienischen Ölsyndikats, in dem die italienische General Oil 
Company die Majorität haben wird. Darüber hinaus ist der Abschluß eines 
Freundschafts- und Bündnisvertrages vorgesehen. Ob und inwieweit sich da- 
durch in Rumänien eine Überschneidung der französischen und italienischen 
Interessen entwickelt, ist schwer zu beurteilen. Auf jeden Fall ist es Italien 
geglückt, in der Beherrschung Osteuropas wieder einen Schritt vorwärts zu 
kommen. Deutlich und immer deutlicher heben sich im Bereich des europäi- 
schen Kontinents Koalitionen ab, die zwar im Zeitalter des Völkerbundes eine 
‚Unmöglichkeit bedeuten sollten, nichtsdestoweniger aber für die politische 
Entwicklung unseres Erdteils von ausschlaggebender Wichtigkeit werden können. 

Ob es Italien gelingt, seine Hegemonie über den gesamten Balkan auszu- 
“dehnen, muß in Anbetracht des südslawischen Widerstandes zweifelhaft er- 
‚scheinen. Der südslawische Staat versucht sich einer Bevormundung durch 
Italien mit allen Mitteln zu entziehen und strebt gleichzeitig darnach, sein 
Verhältnis zu Griechenland neu zu ordnen. Südslawien und Griechen- 
land beabsichtigen einen Pakt abzuschließen, der militärische Konflikte mög- 
lichst ausschalten und auch das brennende Salonikiı-Problem auf friedlichem 
Wege lösen soll. Man will eine Form finden, durch die die griechische 
Souveränität über Saloniki gewahrt und den wirtschaftlichen Ansprüchen Süd- 
slawiens an Saloniki Rechnung getragen werden soll. Der großzügige Aus- 
bau dieser wichtigen Hafenstadt wird mit vereinten Kräften in die Wege ge- 
leitet werden. 

Ist das Bild Europas infolge der Uneinigkeit seiner Gliedstaaten und der 
englischen Intrigen schon alles andere denn ein erfreuliches, so treten auf der 
iberischen Halbinsel noch schwere innerpolitische Konflikte hinzu. In 
Spanien vermag sich der Diktator Primo de Rivera je länger desto schwerer 
zu behaupten. Selbst der „Sieg“ der spanischen Truppen in Marokko hat 
die freiheitsliebenden Elemente Spaniens nicht davon abgehalten, erneut gegen 
den Diktator Sturm zu laufen. Im letzten Augenblick konnte Primo de Rivera 
noch einmal Herr der Situation werden; indessen die zahllosen Verhaftungen, 
Verschickungen usw. werden auf die Dauer nicht verschlagen. Unheimlich 
gärt es im spanischen Volke, jeder Tag kann den Ausbruch großer innerer 
Unruhen bringen. Selbst ın Spanien erweist sich die Diktatur als eine Re- 
gierungsform, die nur als kurzfristiger Übergang möglich ist. Lassen wir uns 
durch alle Augenblickserfolge nicht irre machen. Der Faschismus ist kein 
wirkliches Heilmittel für das schwerkranke Europa: Versuch einer Revolution 
in Spanien, Attentat auf Mussolini, Verschwörung gegen Kemal-Pascha, 
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Turkmenenaufstand gegen Risa Khan usw.! Alles das ‚sind Symptome, ‚die 
ernsthaft zu denken geben. — Wie sehr namentlich die Politisierung eines. 
Heeres einem Staatswesen schadet, beweisen die Vorgänge in Portugal. General 
Cabecadas wurde durch General Da Costa verdrängt und dieser neuerdings 
wiederum durch General Carmona. Wann wird in Portugal die Erkenntnis i 
siegen, daß die Armee ein zuverlässiges Instrument für den Staatsmann sein 
und sich von jeder aktiven Politik fernhalten muß? 

Im orientalischen Abschnitt der- Mittelmeergestade spitzen sich die Ver- 
hältnisse von Tag zu Tag mehr zu. Europäische Staaten haben hier das 
Mandat über Völker übernommen, die sich den Sprung vom Mandatssystem 
zur Annexion absolut nicht gefallen lassen wollen. Alarmierende Nachrichten 
kommen neuerdings besonders aus Transjordanien. Unter der zielbewußten 
Verwaltung des transjordanischen Staatsministers Rikabı Pascha hat dieses 
Beduinenland seit seiner Unabhängigkeitserklärung (Mai 1923) entschieden 
Fortschritte gemacht. Verkehrswege und Postverbindungen wurden ausgebaut, 
eine zuverlässige politische Verwaltung eingerichtet, das Schulwesen ge- 
fördert usw. Nun hat plötzlich Rikabi Pascha sein Amt niederlegen müssen. 
An seine Stelle tritt aber nicht etwa ein neuer arabischer Minister, sondern 
der bisherige Organisator der transjordanischen Armee, der englische Oberst 
Peak Pascha. Für die transjordanischen Beduinen bedeutet es einen schweren 
Schlag, an der Spitze ihres Staatswesens künftighin nicht mehr einen Mann 
aus ihrer Mitte, sondern einen landfremden Europäer zu sehen. Ob diese 
neue Maßnahme zu dem syrischen Brandherd nicht noch einen solchen in 
Transjordanien hinzufügen wird, kann im Augenblick niemand über- 
sehen. — Die Stimmung in Transjordanien ist um so erregter, als es ein 
offenes Geheimnis ist, daß die Kaltstellung Rikabi Paschas auf ausdrückliches 
Begehren des französischen Hochkommissars für Syrien, de Jouvenel, erfolgte. 
Die Franzosen bezeichnen Rikabi Pascha seit langem als einen ausgesprochenen 
Feind ihres Mandatssystems in Syrien. De Jouvenel behauptete darüber hin- 
aus, daß Rikabi Pascha den Übertritt transjordanischer Stämme nach Syrien 
zwecks Unterstützung der Aufständigen begünstigt habe. Wie dem auch sei, 
Transjordanien tritt in eine neue Phase der Entwicklung ein, die das An- 
sehen der Europäer und die Freundschaft der Eingeborenen zu ihnen ganz 
gewiß nicht verstärken wird. Mit der Vergewaltigung der Regierung Rikabi 
Paschas haben die Mandatarmächte in Vorderasien auch in dem letzten der 
fünf Mandatsgebiete die Maske fallen lassen. Aus der beratenden Funktion 
des Mandatars, wie sie die Versailler Friedenskonferenz vorsah, ist nun allent- 
halben nackte und brutale Annexion getreten. 

Denjenigen unserer Leser, die trotzdem und alledem an den gegenwärtigen 
Völkerbund und das angeblich in ihm verkörperte sittliche Prinzip glauben, 
müssen wir leider den Schmerz bereiten, auch noch von dem Mandat der 
Engländer über die deutschen Kolonien zu sprechen. Der englische Kolonial- 
staatssekretär Amery hat kürzlich in einer Ansprache mit einer Deutlichkeit 
über Deutsch-Östafrika geredet, die nichts zu wünschen übrig läßt: „The 
ideal of a United East Africa was steadily growing, and it was growing not 
least because in East Africa people were beginning to get away from two 
fears which had haunted their minds since the war. One fear was that the 
gap which the great block of german territory formerly imposed between the 
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British territories in the North and South had not really been removed. There 
was a fear in the first place that there was something temporary and uncer- 
tain in our tenure of Tanganyika. That was an entirely mistaken notion, 
which had arisen, I think, from a misunderstanding of what was meant by 
the term “Mandate”. Our mandate in Tangenyika was in no sense a 
temporary tenure or lease from the League of Nations. It was rather 
what might be called in lawyers’ language “a servitude”, that was to 
say, an obligation to observe certain rules of conduct with regard to our 
administration in that territory. It was an obligation which might differ in 
degree, but might not differ in time, from the obligation which we 
had equally taken internationally with regard to Kenya and Uganda, and 
which we had undertaken at home in the whole conception of trusteeship and 
administration of our dependencies.“ — Solange derartige imperialistische 
Tendenzen die Handlungen der britischen Regierung bestimmen, wird weder 
der Genfer Völkerbund noch eine andere Institution dieser Art imstande sein, 
der britischen Regierung Respekt vor den sittlichen Grundsätzen in der Politik 
beizubringen. Die Hoffnung auf baldige Wiedererlangung von Deutsch-Ost- 
afrıka ist damit zu Grabe getragen. Nur eine grundsätzliche Umstellung der 
britischen Politik oder der Zerfall des Weltreiches könnte uns einmal zu 
unserem Recht verhelfen. 

Wenn wir es wagten, soeben von der Möglichkeit eines Zerfalls des briti- 
schen Reiches zu sprechen, so bitten wir diese Außerung nicht im Sinne eines 
wagen Optimismus zu deuten. Wir sind uns völlig klar darüber, daß für die 
nächste Zukunft das British Empire gefestigt genug ist, um alle Stürme sieg- 
reich zu bestehen. Alle Differenzen innerhalb dieses einzigartigen Reiches 
ohne Verfassung haben nur im ganz bedingten Sinne symptomatische Be- 
deutung. Von diesem Standpunkt beurteilen wir auch den Flaggenstreit, 
der die Gemüter in der Südafrikanischen Union augenblicklich so stark 
erhitzt. Die Regierung Hertzog hat im Mai 1926 unter Beifall des Unter- 
hauses eine Vorlage eingebracht, durch welche eine nationale Flagge für die 
Südafrikanische Union geschaffen wird. Die vorgeschlagene Flagge besteht aus 
einem senkrechten roten Streifen und drei wagerechten Streifen in den Farben 
grün, gelb, blau; sie enthält also nicht den Union Jack und hat damit keinerlei 
Beziehung zur britischen Flagge. Selbstverständlich erhob sich gegen diesen 
Plan ein lebhafter Widerspruch im Lager der Anglosüdafrikaner. Man warf 
der Regierung Hertzog vor, sie arbeite zielbewußt auf eine Loslösung vom 
britischen Reiche hin. Die Vergebung von Aufträgen auf Eisenbahnmaterial 
an deutsche anstatt an englische Firmen trug nicht unwesentlieh dazu bei, 
die Gegensätze zu verschärfen. Ganz wie bei uns bewirkt der Flaggenstreit 
in Südafrika das Aufreißen einer Kluft, die man längst endgültig überbrückt 
zu haben meinte. Wie der Streit endet, ist vorläufig nicht abzusehen. Viel- 
leicht kommt es wirklich zu dem von der „African World“ befürworteten 
Kompromiß zwischen der alten Transvaalflagge, dem „Vierkleur“, und dem 
„Union Jack“. Irgendwie werden sich die Gemüter wieder beruhigen, irgend- 
wie die burischen und die englischen Elemente wieder den Weg zueinander 
finden. Mit oder ohne Nationalflagge bleibt die Südafrikanische Union für 
absehbare Zeit ein Glied des britischen Weltorganismus. 
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Nicht weniger als vier Erfolge von geopolitischer Tragweite sind mit der 
Sommersonnenwende 1926 für die Leitung des britischen Weltreichs zu ver- 
buchen; sie beweisen vielleicht doch, daß in diesen Fragen die vorwiegend 
vom Gesichtspunkt des Erhaltens geleiteten Regierungen von sicherem Instinkt i 
geführt werden. Zwei davon — in Grenznähe des indopazifischen Raumes in. 
Räumen mit starken Rückwirkungen auf ihn erreicht — haben nur mittel- 


bare Wirkungen auf die indischen Grenzlandschaften: es sind die erfolgreiche 
Beilegung des Grenzstreites im Vilajet Mossul mit der Türkei, und die Klärung 
der Kontrolle über die Wasserkräfte des Nil-Gebiets vom Tsana-See an, mit 
der Eröffnung des großen Staudammes für das Dschesireh-Gebiet im Sudan, 
die nur als erster Schritt zu weit größeren Unternehmungen bezeichnet wurde. 

Zwei andere, in aller Stille erreichte Erfolge aber beziehen sich auf je einen 
wirtschaftsgeographischen und verkehrsgeographischen Kernpunkt des indo- 


pazifischen Raumes: 1. die kluge Festhaltung des maßgebenden Einflusses auf 


die Gummierzeugung der Erde und das geschickte Spiel mit einem im wesent- 
lichen von der Wirtschaft eines eng begrenzten Teils der Monsunländer ab- 
hängigen Fast-Monopol-Ertrage, und 2. die langsame Überwindung einer töd- 
lich scheinenden Gefahr für die blühendste reine Handelskolonie des Reiches, 
Hongkong, in einem von den Kolonialbriten heftig angefochtenen, aber schließ- 
lich doch erfolgreichem, die Gegner durch Hinhalten ermattenden „dilato- 
rischen“ Verfahren. Beide Erfolge sind gut zusammengefaßt in einem Auf- 
satz des „Economist“ vom ı2. 6. 26: „The outlook for rubber“, und in einer 
Aufsatzreihe des umsichtigen Beobachters George E. Sokolsky: „A visit to 
Hongkong and Canton“ im North China Herald (24. 4.; ı., 8., 15.5). Nach 
dem ersten Überblick werden wir damit zu rechnen haben, daß mit gelegent- 
licher Rücksicht auf nicht zu starke Absatzstockungen die Einschränkung der 
Erzeugung und die beherrschende Gestaltung der Preise durch das britische 
Reich fortdauern werden — dank der überlegenen Erzeugungskonzentration 
in Malaya, Ceylon und Indien, die nur zwischen einem Drittel und der Hälfte 
von Niederländisch-Indien erreicht wird und sich im wesentlichen gegen die 
Vereinigten Staaten von Amerika, den mit etwa Dreivierteln des Weltbedarfs 
überragenden Verbraucher wendet. 

Der zweite indopazifische Erfolg liegt auf der Linie einer unverkennbaren 
Ermattung des aktiv fremdenfeindlichen Zuges der Kuomintang-Staatsgründung 
ın Kanton und der Erleichterung, die eine Selbständigkeitserklärung des untern 
Yangtse-Gebietes durch eine verminderte Stoßkraft der chinesischen National- 
bewegung auch hier für die britische Handelsmacht geschaffen hat. 

Wie ımmer das unzweifelhaft hervortretende Ringen zwischen mehr kom- 
munistischen, von den Sowjets beeinflußten, und mehr national-sozialistischen, 
auf dem Testament Sun-Yat-Sens fußenden Gedankengängen in der reichen 
Südlandschaft ausgehen möge; es ist schon eine Erleichterung der Lage für 
die großen Handelsmächte, daß überhaupt ein solches Ringen stattfindet. 
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CHT AUS DEM INDO-PAZIFISCHEN RAUM 
Diese für die Weiterentwicklung der chinesichen Bewegung ungemein wich- 
tige Tatsache hat zum erstenmal Sokolsky mit überzeugender völkerpsycho- 
logischer Feinheit wahrgenommen und geschildert. Der starke nationale und 
demokratische Zug des wie eine Offenbarung verehrten und jeden Montag vor 
dem Arbeits- und Ämterbeginn verlesenen Testaments von Sun Yat Sen ver- 
hindert, wenn er sich durchsetzt, ein Abgleiten in ein bolschewistisches Zwangs- 
regime. In dieser Richtung scheinen uns die Beobachtungen von Sokolsky sicherer 
begründet als die früher angezogenen Äußerungen von Tsai-Yüan-Pei. Auch 
das neuerliche, beflissene Ablehnen bolschewistischer Ideen durch so viele der 
Kuomintang-Führer in Kanton könnte ein Beleg mehr dafür sein, daß die 
Gefahr einer Bolschewisierung Chinas von innen her vorüber ist, daß sie nur 
noch, wie Yu in Japan sagte, für die Grenzländer gegen die Sowjets zu, vor 
allem die Nachbarn der Mongolei als eine von außen imperialistisch aufzu- 
drängende Veränderung besteht. Dann aber wendet sich der chinesische 
Nationalismus gegen sie, und in diesem Fall wird sie ein Leben von kurzer 
Dauer haben. Große Gefahr, daß aus China ein fast unlöschbarer Brand- 
herd werde, gleich gefährlich für Sowjets im Nordwesten wie für die großen 
Handelsmächte und Japan, bestand nur so lange, als man sich in China von 
einer nationalbolschewistischen Bewegung allein die Abschüttelung der un- 
gleichen Verträge der verkappten Fremdgewalt versprach. 

Während die Vorgänge in Nordchina vom geopolitischen Standpunkt doch 
die zunehmende Auswirtschaftung, Erschöpfung und beginnende staatsbildende 
a barais der nordchinesischen Stammlandschaften verraten, auch in der 

cheu aller zunächst dazu Berufenen vor der Übernahme der Verantwortung 
für die immer blut-, geld- und machtloser werdende Reichszentrale Peking, 
zeigt sich die Vitalität der großen Strom-Mündungs-Landschaften im Süden 
außer in Kanton und Hongkong auch in der Selbständigkeitserklärung der 
Landschaften um Shanghai: Anhwei, Chekiang, Kiangsi, Kiangsu und Fukien 
(144000 qkm mit 20 Mill. E., 98000 qkm mit 22 Mill. E., 173000 qkm 
mit 25 Mill. E., 104 000 qkm mit 28!/, Mill. E., 118000 qkm mit 13%/, Mill. 
E., zusammen 637000 qkm mit 108!/, Mill. E.). 
In der Ansprache des Generalgouverneurs von Kıangsu und Chekiang, Sun- 
Chuang-Fang bei seinem jüngsten Besuch in Shanghai liegt etwas von der 
Größe des „Lernt, Lernt!“ aus den Zeiten des alten Changchang-Chi-Tung, 
des großen Vizekönigs im Yangtsetal zu jener Zeit, als noch Hoffnung be- 
stand, das alte China könne in ähnlichen Entwicklungsgängen erneuert werden, 
wie sein so viel geschlossenerer japanischer Nachbar. 
Es ist geopolitisch interessant, wie sich in China der an sich gesunde Ge- 
danke des Abkapselns fremder, eingedrungener Wachstumspitzen gegen die 
Stadtgründungen kehrt, von denen die Fremden ursprünglich fortgeekelt 
werden sollen. In Kanton wie in Nantao, dem Vorläufer von Shanghai, ver- 
suchte man, die fremden Kolonien auf Inseln oder sumpfige, anscheinend ent- 
wicklungsunfähige Uferstreifen abzudrängen, und in beiden Fällen schuf ihre 
Tüchtigkeit gerade dort die entscheidenden Ronkurrenzstätten, die nun als 
Vorbild dienen, wie es eben erst Sun-Chuang-Fang zugab. 

Jedenfalls ist der von ihm geäußerte Gedanke kühn, mit einer obersten 
Hafenleitung — zunächst des chinesischen Anteils an den Häfen von Shanghai 
und Wusung — eine Interessengemeinschaft der blühenden Fremdkolonien, 
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der alten chinesischen Siedelungen um sie her und der neu, wie Unkrautt 
aufblühenden Industrie-Großdörfer (Chapei, Putung z. B.), also den Kern eines: 
Zweckverbandes zu schaffen; etwa in dem Stil, in dem man bei uns darani 
dachte, die Großhamburgfrage zu lösen. Der heikle Punkt in der Shanghai-- 
frage ist immer, daß die Menschenfassungsfähigkeit der eigentlichen Fremden-- 
niederlassung erschöpft ist, und Neuunternehmungen wohl oder übel auf chi-- 
nesisches Gebiet übergreifen müssen, ganz ebenso, wie man den chinesischen: 
Behördenapparat nicht umgehen kann, wenn man den Hafen erweitern und! 
gegen den Yangtse zu ausgreifen will. Gelingt es Sun und seinem geologisch: 
und wirtschaftswissenschaftlich gut geschulten Vertreter Ting, eine Einheits-- 
behörde als Großhafen-Direktorstab zu schaffen, mit der die Fremden zusam-- 
menarbeiten können, so wird er in aller Stille einen großen wirtschaftsgeogra-- 
phischen Erfolg errungen haben. Jedenfalls zeigt der in den letzten zweil 
Jahren erst emporgekommene Glückssoldat mehr praktische Einsicht in das,, 
worauf es an der Yangtse-Mündung in erster Linie ankommt, als manches 
Geschlechter vor ihm, und es ist nicht die schlechteste Spur, in die Wege: 
Chang-Chi-Tungs, des Gründers der industriellen Blüte des Yangtse-Tals: 
wieder ein zubiegen. Auf diesem Weg kann wohlverstandenes chinesisches: 
Interesse mit dem der reichen Empore Shanghai noch lange Hand in Handl 
gehen, und außerdem dem Herrn der Yangtse-Mündung gute Einnahmen: 
schaffen. 

Die Kriegstrompete wird über den Pazifik hinweg am 6. Juni im New Yorks 
American heftig geblasen, der dabei die erschütternde Entdeckung ausposaunt,, 
daß der japanische Generalstab auf die Steigerung des Eisen-, Ol- und Kohlen-- 
ertrags in der Mandschurei und auf die Vollendung der Bahnen von Kirinn 
nach dem Tjumen und von Mukden nach Gensan über Tunghwa an dıe Häfen: 
der Japansee Wert legt, weil der Transport über dieses japanische Binnen-- 
meer im Kriegsfalle besser zu schützen sei, als der Weg von der Südspitzes 
der Mandschurei außen um Korea herum. Ja, wenn der japanische General- 
stab das nıcht täte, wäre er wirklich das Geld nicht wert, das mit Recht fürı 
ihn ausgegeben wird; und sein Tun ist doch nur eine sehr bescheidene Rück- 
wirkung auf die Demonstrationsmanöver der Amerikaner von 1925. Man kannt 
doch nicht gut Lärm schlagen, wenn der Nachbar Drahtgitter vor Fensterı 
legt, gegen die man sichtbar mit Steinen wirft! 

Glaubt man z. B. im Westen, daß man in Ostasien solche Vorträge, wie: 
den des Generalsekretärs der britischen Eisenbahner, C. T. Cramp, nicht liest, 
der im ostasiatischen Menschendruek den Anlaß zu einem Weltkrieg sieht, 
weil die Chinesen durch ihre niedere Lebenshaltung „a tremendous menace 
to the standard of life of other peoples“ seien — als ob die Chinesen zui 
ihrem Vergnügen oder aus Bosheit schlechter lebten, als die Millionäre vont 
Shanghai oder der australische sozialistische Bruder! „Wenn vollends eine 
russisch-fernöstliche Verbindung zustande käme“, wären die Möglichkeiten 
einer solchen Lage „grave and even terrifying“. „Grave consequences“ war 
doch der Wortlaut der so grimmig übelgenommenen Äußerung, die dem: 
heutigen japanischen Botschaftskandidaten Hanihara für Rom als Botschaften 
in Washington unmöglich gemacht hatte! Auch, daß die Japaner Auslässe 
für ıhren Volksdruck suchten und ihren Weg in viele Länder gefunden! 
hatten, ist nach Cramps Vortrag über die Probleme der Weltwanderungen: 
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eine Drohung für den Weltfrieden, die ernsthaftes Nachdenken aller dazu Be- 
fähigten erfordere! 

_ Dabei verriegelt man den Hauptvolksdruckländern der Erde: Mitteleuropa, 
China, Japan, Indien ein Sicherheitsventil nach dem andern und wundert sich, 
wenn die so weise zugeschraubte Maschine eines Tages in die Luft zu gehen 
droht, und wenn es mißtönig aus den Ventilen zischt. 

Es ist übrigens keine Ehre, daß Herr Hanihara den Posten in Rom als den 
momentan wichtigeren für Japan dem in Berlin vorzog, „weil Japans Be- 
ziehungen zu Italien augenblicklich von großer Bedeutung sind“. Statt seiner 
folgt in Berlin Herr Haruichi Nagaoka, der Chef des Vertragsbüros im Aus- 
wärtigen Amt, dem scheidenden Botschafter Honda. In dieser Ablehnung liegt 
ein Zeichen, daß strebsame Diplomaten in Japan in absehbarer Zeit mit Mittel- 
europa als einem Faktor in weltpolitischen Konstellationen, bei denen das 
Inselreich beteiligt ist, nicht rechnen. 

' Das ist um so bedauerlicher, als der Präsident der Shanghaier Handels- 
kammer, Yu, den man sich offenbar nach Japan verschrieben hat, dort sehr 
frei über die Kräfteverhältnisse in China sprach. Er betonte, daß weder Chang 
Tso Lin in seiner Machtstellung jenseits der großen Mauer, noch Wu Pei Fu 
China in seiner außenpolitischen Haltung verpflichten könnten oder gar die 
nicht ernst zu nehmende Regierung Yen-Woo, sondern daß die Machtgruppen 
am untern Yangtse und Kanton am meisten ins Gewicht fielen. Er bot, gegen 
eine gemeinsame Politik gegenüber den Sowjets, den Japanern geradezu ihre 
Sonderstellung in der Mandschurei an, falls Japan nur ehrlich auf dem Fuß 
der Gleichheit mit den südchinesischen Mächten verhandle, und behauptete, 
vor dem Bolschewismus sei China ganz sicher. Das zeigt immerhin, wie fest 
im Sattel sich die Yangtse-Gruppe fühlt. 

Die Yangtse-Gruppe (Anhwei, Chekiang, Fukien, Kiangsi und Kiangsu — 
unter Sun-Chuan-Fang, mit ihren 637 000 qkm und 1081/, Mill. E.) ist denn 
auch die an Menschenzahl und Wirtschaftsgruppe stärkste unter dem „kämp- 
fenden Reichen“ Chinas. (rt) 

- Die andern sind: 

2. Der Rest von Feng Yu Hsiangs (Moskau) Kuominchun, die immer noch 
Kalgan, Suiyüan, Kansu, Teile von Shensi und Shansi und der Mongolei mit 
starkem Sowjetrückhalt verteidigen, und in festen Stellungen nur einen guten 
Tagemarsch von Peking stehen (mit rd. 700000 qkm, aber nur etwa ı5 Mill. 
Menschen als Rückhalt). 

3. Chang-Tso-Lin mit seinen drei mandschurischen Provinzen, Shantung 
und Teilen von Chili, im ganzen rund ı 128300 qkm mit 64 bis 70 Mill. 
Menschen als Reservoir, und der jüngst vergewaltigten Shantung-Untergruppe. 

4. Wu-Pei-Fu, der eigentlich nur mehr über Hupeh und Honan, Teile 
von Hunan und Chili verfügt, die ihm — bei sehr unsicheren Unterordnungs- 
verhältnissen — etwa die Verfügung auf 550000 qkm mit ca. 80 Millionen 
Menschen geben mögen. ; 

5. Tang-Chi-Yao in Yünnan und Kweichou, unabhängiger Herr über 
556000 qkm und 2ı Mill. E., in fast unangreifbarer Gebirgslage, bei rück- 
gehender Macht. 

6. Die Kuomintang-Herrschaft in Kwantung und Kwangsi (416 000 qkm 


mit 5ı Mill. E.) unter Chang-Kai-Shek und dem jungen Sun-Fo. 
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In Bürgerkriegen zerrissen in sich sind Szechuan, Hunan, Chili, Shensi und! 
Shansi; ganz unsicher sind die Besitzverhältnisse des Haupstadtkreises u 
Peking, neuerdings auch in Shantung. | 

Es ist immerhin geopolitisch bedeutsam, sich die langsam herausgebildeten 
regionalen Gruppierungen, die den einzelnen Landschaften zukommende poli- 
tische Wucht klar zu machen, und den Gedanken zu erwägen, wie sich etwa 
der Völkerbund zur Aufnahme z. B. von Yünnan-Kweichou oder Szechuan 
oder auch der Mandschurei stellen sollte, wenn ein Antrag von ihnen käme,, 
Tatsächlich hat die Zentralregierung in Yünnan so gut wie nichts mehr z 
sagen und auch keine Macht, sich irgendwie zur Geltung zu bringen, und 
nicht weniger als ı 150000 qkm und 98 bis 100 Mill. E. der Republik sind 
staatsrechtlich völlig unsicherer Zugehörigkeit. 

Die augenblickliche staatliche Entgliederung der chinesischen Republik er 
zeugt natürlich große und kleine Reibungen in Fülle. Auch die sonst guten 
Chinanerven der Sowjets haben sie vor schweren Entgleisungen nicht bewahrt. 
Der Brief von Karachan an Wu Pei Fu, jetzt im Wortlaut bekannt werdend, 
und von Wu Pei Fu als „die größte Insolenz seit langer Zeit gegen das chi-- 
nesische Volksempfinden“ zurückgewiesen, ist zum mindesten ein sehr unglück-- 
liches Schriftstück aus Diplomatenhand, seine Veröffentlichung (u. a. Norths 
China Herald, ı8. 5. 26) eine seltene Bloßstellung einer völkerpsychologischen: 
Entgleisung. Kweitschau, Szetschwan, Yünnan, die abgelegeneren Reichsteile: 
leiden stellenweise entsetzlich unter der Rechtlosigkeit; der Mohnanbau blüht, , 
im Südwesten namentlich, wieder auf; eine sehr bedauerliche Vergewaltigung; 
wird gegen einen deutschen Bürger durch Soldaten des Generals Yang Sen: 
von Wanshien gemeldet, weil er einer Erpressung auf 40000 Dollar gegen: 
die Bank, die er vertrat, mutig Widerstand leistete. Dem Mann wurde gesagt, 
er als Deutscher hätte keine Macht, ihnen Widerstand zu leisten, seine Wächter: 
haben ihn angespuckt und zwei Tage einer Art Folterung dritten Grades: 
unterworfen — Tatsachen, die vielleicht einige junge chinesische Wortführer: 
in Deutschland zu einer etwas bescheideneren Sprache zurückführen könnten! 

Trotz aller Entgliederung und Unordnung machen sich aber in China die: 
unverwüstlichen Grundlagen einer rationellen Landesstruktur immer wieder‘ 
zusammenfügend geltend. 

Viel schlimmer steht es in dieser Richtung — trotz der äußerlichen Ord- 
nung — mit dem Aufbau des indischen Lebensraums; einige dieser Schwächen 
enthüllte die Konferenz der Untertanen der Dekkan-Staaten, die wegen der‘ 
innerhalb dieser Eingebornenstaaten gegebenen Unsicherheiten außerhalb in Puna. 
(Bombay) zum sechstenmale staatfinden mußte. Vorsitzender war Professor G. R. 
Abhyankar, der die Notwendigkeit solcher Schutzkonferenzen scharf hervorhob: 
und beklagte, daß sie nicht innerhalb der Dekkan-Staaten stattfinden könnten. 
Noch läge die Hoffnung auf zeitgemäße, dem Volk verantwortliche Regierungen 
in diesen Staaten in weiter Ferne. 

Drei große öffentliche Ärgernisse hatten vor allem die Aussprachen berührt: 
den Skandal’ der Abdankung des Maharaja von Indore ohne weitere Ver- 
folgung eines mit ihm in Zusammenhang stehenden Mordes, die Nachfolge- 
regelung der Begum in Bhopal, die als Präzedenzfall besonderem Mißtrauen 
begegnet, uud die willkürliche Abweisung des Anspruchs der Nizamstaaten 
auf Berar. Als einzigen Weg zur Rettung der Dauer ihrer Familien, ihrer 
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E* und ihrer Ehrenstellungen bezeichnete der Kongreß den baldmöglichen 
Übergang zu konstitutioneller Herrschaftsweise, und er wies auf die zunehmende 
Stärke der Bewegung in dieser Richtung hin. 

Das ist eine sehr maßvolle Mahnung; zu ihrer Beachtung schlägt vielleicht. 
die letzte Stunde. Nach unsern eigenen Beobachtungen in Indien saß nur 
ein ganz geringer Teil der Herrscher (in den Radjputana-Staaten und im 
Himalaya) annähernd so fest auf seinen Thronen, wie der Durchschnitt der 
mitteleuropäischen Herrscherfamilien; wir aber haben es erlebt, daß auch die 
mit ihren Völkern in Jahrtausenden verwachsenen mit den andern zusammen- 
stürzten. Die Mehrzahl der Fürsten gerade im Dekkan geht auf Selbständig- 
werden von Statthaltern der Großmogule (Nizam!) oder jüngere Usurpation 
(Indore z. B.) zurück, und besitzt keine wirklichen Wurzeln im Volksbewußtsein. 
Im Gegensatz zum chinesischen Länderaufbau sind also die indischen 
Fürstengebiete nur zum kleinsten Teil geschlossene natürliche Einheiten; sie 
sind für einen rationalistischen Binnenaufbau zumeist nicht zu brauchen, der 
eine der schwierigsten Zukunftsaufgaben Indiens ist; auch die heutige britische 
Verwaltungseinteilung, ursprünglich von den Landfetzen ausgehend, die von 
der See her am besten angerissen werden konnten, ist alles eher als von 
zwingender geopolitischer Logik, was namentlich auch die beständigen Herum- 
änderungen beweisen (Curzons Nordwest-Grenzprovinz und die Teilung des 
übergroßen Bengalen). Eine ganz stabile, auf dem wabenförmigen Zusammen- 
schluß von naturbestimmten Gauen beruhende Struktur hat allein Japan im 
indopazifischen Raum; in allen andern Reichen ist die Binnenanordnung eine 
Quelle beständiger Unruhe; neuerdings auch in den Philippinen. 

In aller Stille soll sich in den Philippinen eine Trennung der Insel- 
gruppe vollziehen, auf die unsre Leser schon vorbereitet sind, auf die wir 
aber nur in der Art ihrer Ausführung das bittere Wort des Amerikaners 
Russell anwenden können, daß es sich dabei um nauseous hypocrisy, Heuchelei 
zum Übelwerden, handelt. Es soll in der nächsten Sitzungsperiode des ameri- 
kanischen Repräsentantenhauses ein Gesetz von höchster Wichtigkeit für die 
Zukunft der Philippinen beschlossen werden, dem ein ähnlich weiser Länder- 
schacher wie in Oberschlesien zugrunde liegt. Die Moro-Provinzen Mindanao, 
Sulu und Palawan sollen der augenblicklich zu stark philippinisierten Ver- 
waltung entzogen und unter eine eigene Moro-Verwaltung unter direkter 
Kontrolle der Vereinigten Staaten gestellt werden. 

Das Gesetz wird damit gerechtfertigt, daß es die Moros befriedigen solle, 
und eine teure Verpflichtung der Vereinigten Staaten einlösen, die sie den 
Moros bei der Beendigung des spanisch-amerikanischen Krieges gegeben hätten 
(wobei sie ihren Weg bisher mit gebrochenen Verpflichtungen gepflastert 
haben!), daß sie völlig gegen ihre Erbfeinde, die Philippinos, geschützt 
werden sollten. Er 

Strittig ist freilich, daß dieses Gesetz etwa gleichmäßig von den Philippinern 
willkommen geheißen würde, „als eine angebliche Annäherung an die Unab- 
hängigkeit der christlichen Provinzen, die man so viele Jahre anstrebte“. 

Man hat eine Menge Kongreßmitglieder die Inseln besuchen lassen, ıhnen 
das gezeigt, was sie sehen sollten und sie mit dem Wunsche erfüllt, als an- 
gebliche Kenner aus erster Hand das neue Gesetz durchzudrücken, dem natür- 


lich die Führer der Unabhängigkeitsbewegung in Manila in schärfster Abwehr 
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entgegenstehen. Denn sie wollen selbstverständlich die Freiheit der ganzen 
Inselgruppe. e| 

Die Moros sind eine winzige Minderheit, allerhöchstens 870000 gegen. 
ı2 Millionen, sollen aber angeblich drei Fünftel des ganzen Flächenraums ; 
bewohnen, was eine offenkundige Täuschung ist. Es ist ungefähr so, wie: 
wenn man aus Deutschland, ehe man es widerwillig freigibt, alle wertvollen 
Kohlen-, Eisen-, Öl- und Ackerbaugebiete unter besondere Kontrolle der’ 
alliierten Mächte herauslösen wollte! Russell hat das Lügenspiel enthüllt, , 
mit dem ein Wunsch der Moros nach unmittelbarer amerikanischer Herrschaft: 
herauskonstruiert werden sollte. . 

Ganz naiv aber fährt der Bericht des China Expreß and Telegraph vom 
17. 6. 26 fort: „Während man den Entwurf aber als die Lösung eines sehr : 
dornigen politischen Problems bezeichnen kann, bat er auch eine handels- : 
politische Seite, aus der von seinen Gegnern ohne Zweifel sehr viel Lärm ge-: 
schlagen werden wird“. Ja, diesen Lärm müßte allerdings jeder ehrliche : 
Mann auf diesem Planeten schlagen! „Denn die Haupt-Moro-Provinz von. 
Mindanao“ (in der die Moros eine winzige Minderheit sind!) „ist die beste: 
Lage für Gummiplantagen, und hat außerdem enorme unausgebeutete Kohlen- 
und Eisenvorkommen und wertvolle Forsten. Kapitalanlagen in der Insel-: 
gruppe sind aber seit längerem entmutigt worden, weil die Philippino-Gesetz- 
gebung die Landkonzessionen für große Plantagen beschränkt hat.“ Das tat: 
sie, um einen schädlichen Riesengrundbesitz, wie man ihn früher den geist-: 
lichen Orden entwunden hatte, in fremder Großkapitalistenhand zu verhindern! 
„Mit einer garantierten amerikanischen Verwaltung in Mindanao aber würde: 
es hinfort ein Schauplatz intensiver Ausbeutung werden.“ So sagt der Be-: 
richt ganz naiv. Die Philippinen sollen also sozial ruiniert und zwiegespalten . 
werden, damit ein paar amerikanische Großkonzerne dort Gummispekulation 
im großen treiben und die Bevölkeruug auf das Niveau der Gummisucher 
Brasiliens herabdrücken können. 

Wir haben diesen neuesten Fall westmächtlicher Völkerbeglückung nur des- - 
halb so in allen Einzelheiten behandelt, um zu zeigen, wessen der sonst so) 
sehr von menschenfreundlichen Phrasen triefende Wirtschaftsimperialismus der‘ 
Neuen Welt fähig ist, und womit man seine Hilfe bezahlen muß. 

Jedes Wort dieses Sonderfalles läßt sich aus angelsächsischen Quellen, die: 
mir vorliegen, erweisen. Es ist tatsächlich, noch über der Verteilung der 
Wirtschaftsquellen Abessiniens, der Mossulentscheidung und der Vergewalti- 
gung des Rıf das schroffste Beispiel internationalen Unrechts, die furchtbarste | 
Warnung und der lebendigste Beweis, warum und mit welchen Mitteln asia- 
tische Völker dazu gebracht werden, das einzige Gegengift in der Hilfe der 
Sowjets zu suchen, die — wie das Beispiel von Kanton beweist — auch ihre. 
Schattenseiten hat. Aber es fehlt ihr doch dieser furchtbare Zug der Er- 
würgung durch Fernwirkung des großkapitalistischen Wirtschaftsimperialismus, 
den man in Amerika erfunden und früher einmal Anakonda-Politik genannt hat. 
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A Am 4. Juli dieses Jahres waren ı50 Jahre seit der Unabhängigkeits- 
erklärung der Vereinigten Staaten von Amerika verflossen. Am 
4. Juli 1776 waren die Vertreter der dreizehn amerikanischen Kolonien der 
Vereinigten Staaten zum Kongreß zusammengetreten. Sie stützten die von 
Jefferson entworfene Proklamation der Unabhängigkeit dieser Kolonien von 
England auf die allgemeinen Menschenrechte: „Alle Menschen wurden gleich 
geschaffen; sie wurden vom Schöpfer mit gewissen unveräußerlichen Rechten 
ausgestattet; zu diesen Rechten gehören in erster Linie Leben, Freiheit und 
das Streben nach Glück. Um den Genuß dieser Rechte sicher zu stellen, 
haben sich die Menschen Regierungen gesetzt, deren wahre Macht ein Aus- 
fluß der Zustimmung der Regierten ist. Sobald irgendeine Art von Regierung 
dem Zwecke, für welchen sie eingesetzt wurde, verderblich wird, hat das Volk 
das Recht, sie zu ändern oder zu stürzen und eine neue Regierung einzu- 
setzen, welche es auf solcher Grundlage errichtet und deren Befugnisse es in 
eine solche Gestalt bringt, wie sie am geeignetsten erscheint, um Sicherheit 
und Glück zu gewähren. Allerdings gebietet die Klugheit, nicht um unbe- 
deutender Gründe und vorübergehender Ursachen willen lange bestehende 
Regierungen zu ändern; auch hat die Erfahrung aller Zeiten bewiesen, daß 
die Menschen lieber ihre Leiden ertragen, als daß sie sich selbst Recht ver- 
schaffen, indem sie Formen, an denen sie einmal gewöhnt sind, zerstören. 
Wenn aber eine lange Reihe von Mißbräuchen und Gewalttätigkeiten, die un- 
abänderlich dasselbe Ziel verfolgt, augenscheinlich von der Absicht zeugt, ein 
Volk unter das Joch einer unbedingten Gewaltherrschaft zu beugen, so hat 
das Volk das Recht und es ist seine Pflicht, eine solche Regierung zu stürzen 
und durch neue Bürgschaften seine Sicherheit für die Zukunft zu gewähr- 
leisten. Der Art war die Geduld der Kolonien in ihrem Unglücke und der 
Art ist heute die Notwendigkeit, die sie zwingt, ihr altes Regierungssystem zu 
ändern. Die Geschichte des gegenwärtigen Königs von Großbritannien ist ein 
Gewebe von stets wiederholten Ungerechtigkeiten und widerrechtlichen An- 
maßungen, die ganz unmittelbar darauf ausgingen, eine unbegrenzte Tyrannei 
in diesen Staaten einzusetzen.“ Damit wird die in vornehmer Ruhe, aber doch 
aus einem gewissen doktrinären Fanatismus heraus vorgetragene Unabhängig- 
keitserklärung zu einer Anklageschrift, die generell die Verfehlungen der eng- 
lischen Regierung aufzählt. Es sind Verstöße gegen die „unveräußerlichen“ 
Menschenrechte, die in Leben, Freiheit und Streben nach Glück ihre Postulate 
sehen und deren Sicherung für den einzelnen Menschen innerhalb einer durch 
eine selbständige Verfassung bestimmten staatlichen Rechtsorganisation ge- 
wonnen werden soll. Fast wichtiger sind daneben ein paar Hinweise, die 
Verstöße gegen die Entwicklung des Staatsganzen andeuten. Der König suche 
die Zunahme der Bevölkerung zu unterbinden, indem er der Ausführung der 
Gesetze über die Einbürgerung Fremder Hindernisse in den Weg lege, und 
er hindere die Kolonisten, Handel mit allen Ländern der Erde zu treiben. 


| 
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So steckt neben den doktrinären Gedanken, die in ihren Forderungen ihrer 
Zeit weit vorauseilen, in der Erklärung auch ein gut Teil konkreter Ziel- 
setzung, der nicht zu übersehen ist. Der wesentliche Inhalt der Unabhängig- 
keitserklärung, der es aber trotzdem vermochte, den ideellen Grund zu einem 
gewaltigen Staatswesen zu legen, war und blieb Utopie. M. J. Bonn hat jüngst. 
in einem Jubiläumsaufsatz in feiner Analyse darauf hingewiesen, wie sich die 
„Väter der Republik“, besonders Washington und Hamilton, weniger gegen 
den britischen Gewaltstaat an sich wendeten, sondern wie ihre Stellungnahme 
nur eine Herrschaft ablehnte, die weit weg war und sich darum in höchstem 
Grade unverständig und darum auch ungerecht gegenüber dem Kolonialland 
gebärdete. Ihr Verfassungsideal wäre zweifellos eine neue starke Herrschaft 
gewesen, und nichts fürchteten sie mehr als eine doktrinäre Demokratie der 
Massen. Auch in den amerikanischen Kolonien, die ein Areal von etwa 
Deutschlands Größe einnahmen, war schon längst kein Raum mehr dafür, 
und zu differenziert war zugleich schon die Bevölkerungsstruktur. Bonn hat 
in demselben Zusammenhange in glänzender Perspektive gezeigt, wie es dem 
Doktrinär Jefferson vergönnt war, mit der Erwerbung des Westens (1803) 
auch das Wirkungsfeld für-die Entwicklung seiner Ideale zu schaffen. Hier 
erst konnte das entstehen, was an echter Demokratie heute in Amerika zu 
finden ist, und was der amerikanischen Volks- und Staatspsyche jenes selbst- 
sichere, auf sich gestellte Wesen gegeben hat. Wären die Vereinigten Staaten 
auf den Osten beschränkt geblieben, dann wären sie zu einem Abklatsch von 
Europa geworden, und jener in der Großräumigkeit erworbene, sieghafte Zug 
hätte ihnen gefehlt, der die amerikanische Politik durch lange Perioden hindurch 
ausgezeichnet hat. So läßt sich im Rückblick auf die frühe Entwicklung der 
Vereinigten Staaten unschwer erkennen, daß es eine besondere geographische 
Raumgunst, die natürliche und politische Möglichkeit der raschen Erwerbung 
großer Räume gewesen ist, in denen die theoretischen Zielsetzungen der Un- 
abhängigkeitserklärung in hohem Grade ihre Verwirklichung finden konnten. 
Sıe stellen den mächtigen Impuls des Größenwachstums dar, das wir heute 
als das Ergebnis einer kurzen Entwicklung von 150 Jahren bewundern. Sicher 
steht diese Entwicklung nicht einzig in der Welt da. Liegt auch der Tag 
der Unabhängigkeit erst ı50o Jahre zurück, so hat die Entwicklung an sich 
natürlich viel früher, mit der des britischen Weltreichs eingesetzt. Das darf, 
wenn man das Höhenwachstum des Staates aus den kolonialen Keimzellen 
heraus richtig beurteilen will, nicht vergessen werden. So hat sich denn auch 
neben der Union das Britische Weltreich als ein absolut ebenbürtiger Raum- 
organismus entwickelt. Der Vorgang der Bildung der Union, der Loslösung 
vom Mutterland, ist von dem der frühen Anlage der allerdings politisch un- 
selbständigen Kolonien begriffsmäßig zu trennen. Er entspricht nach schärferer ' 
politischgeographischer Terminologie dem der Teilung, der Fortentwicklung ' 
eines Gegebenen. Die Bildung der Union ist eines der typischsten Beispiele 
für den Prozeß der Verselbständigung der Peripherie eines großen Raum- 
organısmus. 

Es ıst ein merkwürdiger Zufall, daß sich in der Entwicklung des amerikani- . 
schen Handels gerade im Jubiläumsjahr bei der Wirtschaftsstruktur des Staates. 
so offensichtliche schwache Stellen zeigen, wie sie noch vor kurzer Zeit kaum 
vermutet worden sind. Seit Jahresbeginn ist die amerikanische Handels- 
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silanz passiv. Immer weniger autark erweist sich dieser Wirtschafts- 
prganismus; denn die Passivität wird in gleicher Weise durch die höhere 
ohstoff- und Halbfabrikateinfuhr bedingt bei abnehmender Rohstoffausfuhr. 
lie wird außerdem verstärkt durch die von Monat zu Monat zunehmende 
Goldeinfuhr. Dabei erscheint die Wirtschaftslage innerhalb der einzelnen 
Fabrikationszweige im ganzen wenig einheitlich, hier günstiger, dort weniger 
yünstig. Ahnliches gilt auch für die zu erwartende landwirtschaftliche 
Produktion auf Grund der jüngsten Veröffentlichungen über den Saatenstand. 

Im Mittelgrunde nordamerikanischer Verkehrspolitik steht heute das 
Problem des Ausbaus des kanadisch-vereinsstaatlichen Kanalnetzes, das die 
Lorenzseen in anderer Weise als bisher mit dem Meere verbinden soll. Trotz 
sroßzügiger Verkehrsanlagen sind der mittlere Norden der Vereinigten Staaten 
und das anschließende Kanada verhältnismäßig schlecht mit dem Atlantik 
verknüpft. Denn noch ist der Zugang zu den Lorenzseen, jenem riesigen, 
landaufschließenden Binnenmeer, den Seeschiffen mit größerem Tiefgang ver- 
wehrt. So ist es wohl zu verstehen, daß die beiden Staaten das größte Inter- 
esse daran haben, einen Weg zu schaffen, der ein kostspieliges Umladen der 
Waren erspart. Bei diesem Bestreben stehen drei Kanalpläne konkurrierend 
nebeneinander. Einer sieht einen rein amerikanischen Kanal von Oswego am 
Öntariosee nach Troy am Hudson vor. Er würde den ganzen Schiffsverkehr 
nach New-York hinlenken; er zapfte zugleich bei Oswego einen großen Teil 
des, kanadischen Verkehrsstroms ab. Daß dieses Projekt ebenso vereinsstaat- 
iche Befürworter wie kanadische Gegner findet, bedarf kaum der Erwähnung. 
Die Einstellung zu dem rein kanadischen Projekt, einem Kanal von der 
Georgianbay des Huronsees zum Lorenzstrom bei Montreal ist natürlich von 
Seiten der beiden Staaten die gerade umgekehrte. Ein solcher Kanal schüfe 
die geradlinigste Verbindung von der Kornkammer Kanadas zum Lorenzstrom 
hin, allein nicht die nächste zum Meere überhaupt. Der dritte Vorschlag 
betrifft den Ausbau der schon bestehenden Verbindungskanäle zwischen den 
Seen und der streckenweisen Vertiefung des Lorenzstroms, eine Arbeit, die 
sicherlich beiden Ländern wesentliche Vorteile brächte. Dieses Verkehrs- 
problem zeigt, wie eng die kanadisch-vereinsstaatlichen Interessen in dieser 
Zone miteinander verknüpft sind. 

Gelegentlich der Regierungskrise in Kanada (Wende Juni—Juli) kam wieder 
recht deutlich zum Ausdruck, wie wenig Kanada daran denkt, den Locarno- 
pakt zu ratifizieren, da es keine daraus erwachsenden Verpflichtungen über- 
nehmen will. 

Der Streit um Tacna-Arica ist in eine wenig durchsichtige Phase ein- 
getreten. Die Abstimmungskommission hat sich endgültig aufgelöst. Chile 
hat die zur Volksabstimmung geräumten Gebiete wieder militärisch besetzt. 
Der Weg der weiteren Entwicklung liegt zurzeit im Dunkel. 

Brasilien hat seinen Austritt aus dem Völkerbund mit der Aufhebung 
seiner Delegation besiegelt. Gerade in diesem Zusammenhange interessiert die 
kurze Nachricht, daß der bolivianische Kongreß eine Resolution angenommen 
habe, die die südamerikanischen Staaten auffordert, einen latein-amerikanischen 
Völkerbund zu gründen, in dem sich die einzelnen Staaten gegenseiüg, Hilfe 
versprächen. In derselben Richtung gehen ja auch bestimmt Brasiliens politische 
Tendenzen. Wie wenig praktische Wertung in der heutigen Entwicklungs- 
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phase Südamerikas einem solchen nur auf Südamerika beschränkten Bunde: 
zukäme, zeigt recht deutlich die Tacna-Aricafrage. | 

Im Anschluß an die Meldung in einem der früheren Hefte sei mitgeteilt, 
daß 800 japanische Auswanderer Kobe verlassen haben, um sich in Brasilien ı 
anzusiedeln. 

In der Presse wurde mehrfach der Besuch und die Aufnahme des deutschen: 
Kreuzers „Berlin“ und der des Expeditionsschiffs „Meteor“ in Brasilien ver-- 
gleichend besprochen. Man hat sich dabei nicht gescheut zu behaupten, der: 
Kreuzer habe eine recht kühle Aufnahme erfahren. Man hat aber umgekehrt! 
vergessen zu betonen, daß die Hinaussendung des „Meteors“ zu einer mehr als; 
anderthalb Jahre in Anspruch nehmenden ozeanographischen Expedition auf! 
dem südatlantischen Ozean bis in die angrenzenden polaren Gebiete hinein 
wieder die erste wissenschaftliche Großtat nach dem Kriege aus dem Bereiche: 
der Forschung ist, die sich der Entschleierung des Erdballs angenommen hat.. 
Daß der Besuch eines deutschen Kreuzers heute selbst bei den besten Freunden ı 
nur wehmütige Erinnerung auslösen kann, ist ja wohl ebenso klar, wie die: 
Tatsache feststeht, daß deutsche Wissenschaft und deutsches Forschungsstreben ı 
immer den entsprechenden, oft freudigen Achtungserfolg erringen wird. Die: 
deutsche Wissenschaft hat in Brasilien, wie auch in anderen lateinamerika-- 
nischen Staaten, ihre glühenden Verehrer. Noch mehr! In einem freilich: 
nicht übermäßig großen Kreis von brasilianischen Gelehrten, Schriftstellern, , 
Militärs, Politikern zielt diese unverkennbare Zuneigung darüber hinaus auf! 
die Gesamtheit der deutschen Kultur. Zu diesen Männern, die nicht müde: 
werden, sich in warmherziger und energischer Weise für die Sache der deut-- 
schen Kultur einzusetzen, gehört Everardo Backheuser, der Verfasser eines; 
der Aufsätze dieses Heftes. Der Großvater Backheusers war als junger Mensch ı 
aus Hannover nach Brasilien gekommen. Der Vater war schon Brasilianer, , 
und Backheusers Mutter war portugiesischer Nationalität. Bäckheuser selbst: 
fühlt sich durchaus als Brasilianer. Er war nie in Deutschland. Trotzdem ı 
ist er einer der wärmsten Vertreter der deutschen Sache. Während des Welt-- 
kriegs, in der Zeit, in der Brasilien noch seine Neutralität zu wahren wußte, 
gründete er im Verein mit anderen die „Liga brasileira pro Germanica“, welche: 
sich der schon bestehenden „Liga brasileira pelos alliados“ gegenüberstellte. , 
Auch nach dem Eintritt Brasiliens in den Krieg gebärdete er sich ausgesprochen ı 
deutschfreundlich. Aus dieser Einstellung heraus entstand kurz nach Kriegs- 
ende die „Sociedade de Amigos da Cultura Germanica“. 

Ein paar Zahlen aus dem Bericht des Weltwanderungskongresses; 
seien hier festgehalten. Von 1900—ı1914 wanderten ı7 Millionen Auswanderer 
nach den Vereinigten Staaten, Kanada, Argentinien, Brasilien (und Neusee-: 
land). Nach der Unterbrechung der Wanderbewegung durch den Krieg setzte: 
diese in den Nachkriegsjahren wieder stark ein. Von 1920—1924 gingen ı 
2,3 Millionen Auswanderer nach Nordamerika, 1,8 Millionen davon nach den: 
Vereinigten Staaten, 0,43 Millionen nach Kanada, ferner ı Million nach Süd-. 
ge Die Wanderbewegung wäre sogar noch stärker, wenn nicht die’ 
Einwanderung für Angehörige der mitteleuropäischen Staaten zunächst stark 
erschwert worden wäre. 


JÄGER: GEOPOLITISCHE PROBLEME IN DER GESCHICHTE THÜRINGENS 601 


ERICH JÄGER: 
GEOPOLITISCHE PROBLEME IN DER GESCHICHTE 
THÜRINGENS 


a a a in u 


Des Menschen Schicksal wird gestaltet durch das Wechselspiel seiner inneren 
Kräfte und der von außen auf ihn eindringenden Einwirkungen. In der Be- 
hauptung gegen die Außenwelt entwickelt er sich zur Persönlichkeit. 

Aber auch die Geschichte eines Landes und einer Landschaft trägt persön- 
lichen Charakter. Sie offenbart uns ähnliche Wechselbeziehungen zwischen 
inneren, naturgegebenen Anlagen und von außen kommenden Einflüssen 
mancherlei Art, die schicksalhaft den Ablauf des geschichtlichen Geschehens be- 
stimmen. 

Das politische und wirtschaftliche Tun des Menschen kann nicht losgelöst 
werden von der Bühne, auf der es sich abspielt, von dem Lande, das er be- 
wohnt. Es legt ihm Bedingungen auf, deren er sich oft gar nicht bewußt sein 
mag. Durch seine Eigenart hemmt oder fördert es seine Absichten. Es be- 
einflußt richtunggebend seinen Staat, seine Kultur, die Politik und die Wirtschaft. 

Die zentrale Lage in Europa beraubt Deutschland — vom Alpenwall abge- 
sehen — jeder natürlichen Rückendeckung. Unser Vaterland kann darum nur 
gedeihen, wenn es den gewaltigen auf seinen Fronten ruhenden Druck zu tragen 
vermag. Das Versagen der inneren Spannkraft läßt die Randteile oder gar 
das Zentralgebiet von Fremdvölkern überflutet werden. 

Nicht anders aber verhält es sich mit Deutschlands Herzlandschaft Thüringen. 

Auch hier ein politischer Raum, dem seine Zwischenlage ‚Schicksal wurde. 
‘ Das thüringische Kerngebiet erscheint auf den ersten Blick als eine in sich 
wohl abgeschlossene Landschaft. Natürliche Grenzen umhegen in Harz, Eichs- 
feld, Thüringer- und Frankenwald und den Höhen östlich der Saale ein durch 
Bodenart, Klima und verkehrsgeographische Bedeutung ausgezeichnetes Zentral- 
becken mit Erfurt als wirtschaftlichen Schwerpunkt. Die Natur hat anschei- 
nend diese deutsche Landschaft wohl geeignet, die Basis eines abgerundeten, 
in sich gefestigten, selbständigen Staatswesens abzugeben. 

Die außerordentlich geringe staatsbildende Kraft Thüringens war aber ge- 
radezu zu allen Zeiten ein Kennzeichen seiner Geschichte. Mit Recht hat man 
von ihm sagen können, es sei immer Gegenstand, aber nie Träger der Politik 
gewesen. 

Thüringen verbindet Ost und West, Nord und Süd. Seine Zwischenlage gab 
es aber auch Einwirkungen aus allen diesen Richtungen preis. Das wurde 
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sein Schicksal. In jeden Spannungsausgleich, der sich in Innerdeutschlan| 
vollzog, wurde es hineingezogen. 3 
In breiter, durch keine größeren Erhebungen unterbrochener Front schließt . 
es sich mit dem nach Bodenaufbau und Klima entsprechenden sächsischen 
Gebiet zu einer größeren Einheit zusammen. Denn die als übliche Grenze ange- 
nommene Saale trennt nicht beide Landschaften, sondern verbindet sie vielmehr. 
Das Flußsystem jedoch weist nach Norden und öffnet das die Täler sam- 
melnde Zentralbecken bis zum Rennstieg hinan einem von der Mittelelbe vor- 
dringenden Einfluß. Den Süden zwar riegelte ursprünglich die Urwaldzone 
des Thüringer- und des Frankenwaldes fast völlig ab. Auch ım Westen ließen 
Eichsfeld und Thüringer Wald nur den verhältnismäßig schmalen Ausgang 
von Eisenach. Dort aber trat eine der wichtigsten Verkehrsbahnen Mittel- 
europas in Thüringen ein. Ihre westlichen Endpunkte lagen am Rhein und 
in Frankreich. Tief nach Polen und Rußland hinein reichten ıhre Ausläufer 
im Osten. Uralte Handels- und Völkerwege folgten ihr. Auf ihnen rollten 
die mittelalterlichen schwerfälligen Frachtwagen gen Osten wie heute die D- 


Züge Frankfurt—Leipzig. 

Allzeit vollzog sich quer durch das Erfurter Zentralgebiet von Eisenach zur 
Leipziger Tieflandsbucht der Ausgleich des großen binnenländischen Ost— 
West-Handels. Deshalb war Thüringen schon zur Urzeit ein Einströmungs- 
land verschiedenster Völker und Kulturen. 

Bei Beginn unserer Geschichtsschreibung befanden sich noch die großen Be- 
wegungen im Fluß, welche die germanischen Stämme von der Ostseeküste 
her tief nach Süd- und Südwest-Deutschland hineinführten. Das der allge- 
meinen Wanderrichtung sich öffnende Talsystem Thüringens ließ germanische 
Siedler bis an die Urwaldzone des Thüringer Waldes vordringen, während die 
keltische Vorbevölkerung über das Gebirge und nach Westen auswich. Hinter 
dem Gebirgswall im Süden kamen in der Periode des Seßhaftwerdens der 
deutschen Stämme auch die Thüringer zur Ruhe und füllten den von Harz— 
Eichsfeld und Thüringer—Frankenwald umrahmten Raum. Die letzten Wan- 
derwege nach dem Süden, welche andere Stämme früher benutzt hatten, ver- 
riegelten die westwärts vordringenden Slaven, als sie die Pässe des Vogtlandes 
und des Frankenwaldes erreichten. So konnte sich der vom Gebiet der Mittel- 
elbe her sich bemerkbar machende Druck noch immer nachrückender Völker- 
schaften nur im Westen äußern. Dort wölbte sich die Grenze des sich nun- 
mehr bildenden thüringischen Reiches in einem Bogen westlich ins Werratal 
und darüber hinaus vor. 

Damit aber war eine neue wichtige Ausgangsstellung gewonnen. Von dem 
Ausgang von Eisenach aus stand einem Eindringen ins obere Werratal, in die 
hessische Senke oder auch ins Maintal nichts mehr im Wege. 
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Da wurde es das Verhängnis des Thüringer Reiches, daß es an diesem Aus- 
trahlungspunkt auf eine Gegenkraft traf, der es unterlag. Auf das untere 
und mittlere Rheintal als breite Basis gestützt, drangen die Franken auf dem 
durch die Natur vorgezeichneten Weg des Maintals ostwärts vor. Die thürin- 
sische Ausfallstellung westlich Eisenach bedrohte aber den fränkischen Vor- 
marsch in gefährlicher Weise. 

Im Jahre 531 erfolgte die Katastrophe. Ein fränkischer Angriff gipfelte bei 
der Engräumigkeit Thüringens schnell in der Zerstörung der zentral im Un- 
struttal gelegenen Königsburg Scheidungen. Auch bestanden wohl zwischen 
dem Kerngebiet zwischen Harz und Thüringer Wald und den an der unteren 
Saale und Mittelelbe liegenden Gegenden innere Spannungen, welche sich jetzt 
auslösten. Das junge Reich zerbrach. Durch den Paß von Eisenach strömte 
fränkischer Einfluß herein und traf an der unteren Unstrut auf südwärts nach- 
drängende sächsische Scharen. Das noch nicht gefestigte Reich war den Nach- 
teilen der Zwischenlage erlegen. Die Abwehr nach Westen und Norden hatte 
seine Kraft überstiegen. Eine bedeutsame innere Front durchzog sogar fortan 
die einheitliche Landschaft. Sie trennte Sachsen und Franken und fand im 
Helme- und unteren Unstruttal eine natürliche Verankerung. Als in der Folge 
die anderen deutschen Stämme zur Bildung von Stammesherzogtümern weiter- 
schritten, blieb Thüringen diese Entwicklung versagt. Seine Engräumigkeit 
ließ bei der fränkisch-sächsischen Aufteilung nicht einmal eine kleine Kern- 
landschaft übrig, die Keimzelle für eine spätere Neubildung hätte werden können. 

Traten in der Folgezeit in Thüringen Bestrebungen hervor, die vielleicht 
zur Bildung eines thüringischen Herzogtums führen konnten, so wurden sie 
meist von ursprünglich Stammesfremden getragen. 

Denn die Zusammenfassung der Abwehrkraft Thüringens unter einheitlicher 
Leitung war inzwischen gebieterische Notwendigkeit geworden. Immer schärfer 
irängten die Slaven gegen die Ostgrenze an. Die Grenzregulierung unter 
Karl dem Großen, die im wesentlichen dem Saalelauf folgte, hatte nicht mehr 
ıls eine vorübergehende Feststellung eines Gleichgewichtszustandes bedeutet. 
Riesengroß wuchs die Gefahr, daß die werdenden slavischen Staatsgebilde, auf 
lie lange Saalelinie gestützt, in den Raum zwischen Harz und Thüringer Wald 
lineinwuchsen und ihn restlos erfüllten. Denn gegen Osten fehlte eine natür- 
iche Schranke. Das Land östlich der Saale verschmolz mit Thüringen zu 
ehr zu einer Einheit, so daß nur eine willkürliche politische Trennungslinie 
yeide auseinanderzuhalten vermochte. 

In der Bekämpfung der Slavennot fiel dem kräftigeren: sächsischen Stamme 
ler Vorkampf zu. Sächsischer Einfluß dehnte sich in den thüringischen Tälern 
)is zum Rennstieg hinan aus. Heinrich I. vereinigte Sachsen und Thüringen 
n seiner Hand. Gleichzeitig verlagerte sich das Schwergewicht seiner Macht 
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in das mittlere Saale- und untere Unstruttal. Es vollzog sich damit die andere 
deutsche Lösung der „thüringischen Frage“, die auf Grund der geographischen 
Verhältnisse möglich war: das Heranziehen Thüringens an den Norden den ar 
Verlauf seines Talsystems entsprechend. Die bereits 531 durch das Eindringem 
sächsischen Einflusses eingeleitete Entwicklung fand ihren Abschluß. Gleich- 
zeitig wichen die Franken aus Thüringen. Noch lag das Schwergewicht des; 
fränkischen Staats am Rhein. Thüringen wurde nur von den äußersten 
Wachstumsspitzen erreicht und blieb zudem gegen den Westen verhältnis. 
mäßig gut abgeschlossen. Ein Niedergang der fränkischen Macht wirkte sichn 
darum in dem durch Gebirge und Wald umrahmten Nebenlande zuerst aus. 

Wohl hatte die Entlastung von dem fränkischen Druck in Thüringen Selb-- 
ständigkeitswünsche erwachen lassen. In seiner Zwischenlage blieb ihm aberı 
unter den neuen zunehmenden Pressungen vom slavischen Osten und sächsi- 
schen Norden nicht die Möglichkeit, derartige Pläne zur Durchführung zui 
bringen. 

Auch fehlte es der Landschaft an einem politischen Schwerpunkt, wie ihnn 
das Thüringer Reich in Burgscheidungen im Staatszentrum besessen hatte.: 
Zwar bestimmte die Natur durch alle Vorzüge der Lage Erfurt zum Vorort! 
Thüringens. Ein historischer Zufall von weittragender Bedeutung schnitt je- 


doch die gegebene Keimzelle eines selbständigen thüringischen Staatswesensi 
aus ihrer Umgebung gleichsam heraus. Erfurt, ursprünglich als Sitz eines: 
Bistums und religiöser Mittelpunkt ausersehen, wurde dem fernen Mainz unter-- 
stellt. So mußten in Zukunft alle Bestrebungen, die einzelnen Teillandschaften! 
zu einem einheitlichen Territorium zusammenzuschweißen, von mehr exzen-- 
trisch gelegenen Gebieten ausgehen. Andererseits gelang es der zwar zentrall 
gelegenen, aber doch nur auf ihr enges Gebiet angewiesenen mainzischen Er-: 
furter Exklave nicht, den ringsum lastenden Druck zu überwinden und auf! 
die Dauer eine politische Vormachtstellung zu erringen. 

Die kraftvolle Slavenabwehr unter Führung der sächsischen Herrscher gipfelte: 
in starken Angriffen auf die slavischen Gegenden selbst. Thüringen war für! 
diese auf der Nordabdachung des östlichen Teils der mitteldeutschen Gebirgs-: 
schwelle entlang gleitenden Vorstöße eine sehr geeignete Basis. Während die 
Urwälder im Süden die rechte Flanke deckten, wurde das Vortragen der An- 
griffe und der ihnen auf dem Fuße folgenden Kolonisation ostwärts durch 
keine Gebirgsschranke aufgehalten. Bald tauchte das Odertal als strategisches 
Ziel des Slavenkampfes auf. Für die Durchführung solcher weitreichender 
Pläne war inzwischen die Ausgangsbasis zu klein geworden. Durch den Paß 
von Eisenach aber stand Thüringen in Verbindung mit den westlichen und 
südwestlichen Überschußgebieten, deren Zustrom an Kämpfern und Kolonisten 
durch die Einwanderung über die wieder frei gewordenen Pässe des Franken- 
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aldes verstärkt wurde. Deshalb waren die Erfolge der Kolonisation so be- 
Be tende und dauernde. Ja, bei der Weiträumigkeit der neuen dem Deutsch- 
um unterworfenen Landschaften verlagerte sich das politische Schwergewicht 
aus Thüringen heraus nach Osten. Das Mutterland stand im Begriff, zu einem 
Nebenland herabzusinken. 

' Als auch das sächsische Übergewicht nachließ, gewannen thüringische selb- 
ständige Territorien Raum. Verkehrspolitisch wichtige Teillandschaften gaben 
are Kerne ab. So errangen sich die Grafen von Weimar eine Vormachtstel- 
ung in Mittelthüringen. Durch ihr Gebiet liefen die Wege des Nah- und 
Fernverkehrs des Zentralbeckens. Mit den Weimarern wetteiferten die Eckar- 
diner in der Umgebung von Naumburg. Die Einmündung des Unstruttals in 
die Saalelinie war für den deutschen Nordosten immer eine wichtige Paß- 
stellung. Mit der Vereinigung beider Territorien unter den Grafen von Wei- 
mar nach dem Aussterben der Eckardiner schien sich die Herausbildung eines 
kräftigen thüringischen Staatswesens anzubahnen. Da vereitelte der Tod des 
kinderlosen Otto von Weimar 1046 diese Möglichkeit. 

- Bei beiden Geschlechtern hatte sich das Übergewicht der östlichen Gebiete 
emerkbar gemacht und bewirkt, daß sich ihr Machtzentrum ostwärts ver- 
agerte. Die Ausdehnungsmöglichkeiten in dem weiten ostdeutschen Tieflande 
aren viel größere als nach Westen. Dort traf man bald auf die Gebirgs- 
imwallung oder stieß im Paß von Eisenach auf ältere kräftige Staatsgebilde. 
Das Herauswandern des politischen Schwerpunktes aus Thüringen war aber 
der Entstehung eines selbständigen Staates nicht günstig. 

- Gegen Westen erlaubte die Gebirgsumwallung allzeit nur eine geringe 
Offensivkraft. Viel häufiger brandeten vielmehr die Stürme der großen Politik, 
leren Zentrum noch immer am Rhein lag, von Westen durch den Eingang 
on Eisenach nach Thüringen hinein. Ein Einbruch in das Zentralbecken ent- 
schied zugleich auch über das Schicksal der nördlich anschließenden sächsi- 
schen Gegenden. 

So zog besonders die Sachsenpolitik Heinrichs IV. Thüringen in Mitleiden- 
schaft. Die Kontrolle über die thüringischen Verbindungen war ihm Vorbe- 
dingung für die Verbindung von Franken und Sachsen. Auf beide gestützt, 
hoffte er, sich eine absolute Machtstellung erringen zu können. Die gemein- 
same Abwehr der königlichen Absichten verband Sachsen und Thüringen zu 
siner Notgemeinschaft. Ihr Schicksal entschied sich jedoch durch den Vor- 
stoß Heinrichs ins Unstruttal (Schlacht bei Homberg 1075). Er öffnete ihm 
das thüringisch-sächsische Gebiet bis zur Elbe. 

Erneut trat die wichtige Zwischenlage Thüringens in der Auseinandersetzung 
;wischen Welfen und Staufen hervor. Beide Geschlechter mußten danach 
streben, die thüringischen Wege in der Hand zu haben. Thüringen hielt die 
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welfischen Herzogtümer Bayern und Sachsen auseinander. Seine Unterordnun 
unter die Welfen hätte jedoch für die Staufer eine unerträgliche Machtsteige- 
rung des so oft ihnen verfeindeten Geschlechts bedeutet. So hatten die Staufer: 
ein Interesse, in Thüringen selbst einen kräftigen Staat erstehen zu sehen, dems 
es gelang, sich an dem so wichtigen Paß von Eisenach zu behaupten. Durch: 
sein Dasein wurden die Wege nach Sachsen, mochten sie durch Thüringen: 
selbst laufen oder das Werra-Wesertal abwärts ziehen, gesperrt. 

Dieser Staat, das Landgrafentum der Schauenburger, lag mitten in der Ost— 
Westverkehrsbahn. Damit boten sich ihm Ausdehnungsmöglichkeiten nacht 
beiden Richtungen. Er fing an, in das thüringische Zentralbecken vorzudringent 
und dem Unstruttal folgend, seine Grenze ins Saaletal vorzuschieben. Gleich-- 
zeitig gewann er in Hessen Boden. So entstand ein außerordentlich langge- 
strecktes, schmales Territorium. In seiner ganzen Länge durchzogen es dies 
Ost— Weststraßen, während es selbst die Nord —Südlinie des Saaletals und des: 
Werratals sperrte. Die lange, schmale Gestalt barg jedoch Gefahren. Angriffs 
stöße von Nord oder Süd mußten den Staat zerbrechen. In seiner Zwischen- 
lage blieb ihm keine Wahl, als an einer der beiden großen Machtgruppent 
Anschluß zu suchen, um wenigstens nach einer Serte Rückendeckung zu haben. 
Am vorteilhaftesten erschien die Verbindung mit den Staufern. Sie schütztens 
den Staat von Süden, während den Welfen daran gelegen sein mußte, auf die 
Nord-Südverbindungen selbst Hand zu legen. So hatte die gerühmte staufische 
Treue der ersten Landgrafen einen bedeutungsvollen, geopolitischen Hinter- 
grund. Als es aber im wieder ausbrechenden Kampf der beiden mächtigstent 
Geschlechter Deutschlands unter Philipp von Schwaben zweifelhaft wurde, wen 
die Oberhand behielt, geriet die Treue des Landgrafen ins Schwanken (Her- 
mann ]., 1190— 1217). Die Rücksichtnahme auf die gefährliche Zwischenlage 
veranlaßte seinen wiederholten Stellungswechsel. 

Das Wachstumbestreben des Landgrafenstaats nach Ost und West barg int 
sich auch eine „innere“ Gefahr. Es verlagerte sich das Schwergewicht des 
Staates von dem Eisenacher Mittelstück fort auf die hessischen und thüringi- 
schen Gebiete. Es bildeten sich so im Osten und Westen zwei neue Schwer- 
punkte heraus, die Ursache für ein Auseinanderfallen des Staates werden konnten. 

In der Tat vollzog sich die Trennung beider Staatshälften sofort mit demi 
Niedergang der landgräflichen Macht. Im Jahre 1263 verband Heinrich den 
Erlauchte, Markgraf von Meißen, das thüringische Erbe des Landgrafentums 
mit seinem Territorium. Ohne eigenes Machtzentrum erlag Thüringen demi 
Ausdehnungsstreben des Landes, mit dem es sich zu einer größeren geogra- 
phischen Einheit zusammenschloß. Große Möglichkeiten taten sich auf. Die 
wettinischen Lande hätten bei weiterem Wachstum Rückendeckung an der 
westlichen Gebirgsumwallung Thüringens gefunden. Wie viel leichter wan 
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e- Paß von Eisenach zu sperren als die lange ungeschützte Saalelinie. Die 
Ausdehnungsrichtung dieses wettinisch-thüringischen Staatswesens aber wies 
weit in das nordostdeutsche Tiefland hinaus, dessen wichtigste Zugänge man 
jeherrschte. Wie sehr diese Verbindung den gegebenen Verhältnissen ent- 
Beach, bewies ihre lange Dauer. Erst das Jahr 1815 löste sie endgültig. 
Das unselbständige Thüringen erhielt fortan vom Osten neue Impulse. Der 
chmale Streifen der einstigen Landgrafschaft begann zu wachsen. Wettinischer 
Sinfluß drang die Saale aufwärts vor. Dort traf er auf das Territorium der 
schwarzburger, welches als einziges die andern Herrschaften an Bedeutung 
iberragte. Im Winkel zwischen Saale und Thüringer Wald hatte sich noch 
kaum für einen etwas größeren Staat geboten, der seine Bedeutung durch 
lie sich kreuzenden Wege des Saaletals und der an der Nordabdachung des 
sebirges entlang führenden Wege erhielt. 
Auch das Vogtland wurde wettinisch und der wichtigste Paß nach dem 
Süden, die Straße nach Hof, kam unter wettinische Kontrolle. Ja, man griff 
iber den Wald hinüber und faßte im Tal der Werra und fränkischen Saale Fuß. 
' Allerdings erschwerte gerade in Thüringen selbst die wachsende Selbständig- 
teit von Erfurt die Festsetzung der Wettiner im Zentralbecken. Trotz seiner 
solierung vereinigte die Stadt in sich so viele Vorzüge der Lage, daß sie 
mächtig emporblühte. Sie war die Beherrscherin des thüringischen Nah- und 
ernverkehrs, der auch die von Süden kommenden Straßen von Würzburg 
ind Nürnberg zustrebten. Ganz von selbst wandelte sich ihre verkehrsgeo- 
sraphische Bedeutung in politischen Einfluß auf ihre Umgebung. So konnte 
ie es wagen, sich den Wettinern zu versagen und auch dem Mainzer Erz- 
jischof Schwierigkeiten zu machen, ohne doch bei allem Glanz eine dauernde 
politische Machtstellung in einem größeren Umkreis zu erlangen. 
"Trotz aller Familienzwistigkeiten schien unterdessen die Entstehung des 
wettinischen Großstaats auf dem Wege zu sein. Angelehnt im Süden an die 
nitteldeutsche Gebirgsschwelle, im Westen gedeckt durch die Gebirgsum- 
ahmung Thüringens, wuchs er in breiter Front in das nordostdeutsche Vor- 
and hinaus. Bereits erreichten seine Wachstumsspitzen Sagan am Bober, 
jeeskow an der Spree und Belzig südlich der Havel. "Thüringen war in ıhm 
jereits aufgegangen: die Kreiseinteilung von ı512 kannte es nicht mehr und 
echnete es zu Sachsen. 
Da ließ der erneut ausbrechende wettinische Familienstreit die Entwicklung 
ibbrechen. In den Jahren 1445 und 1485 teilte sich der ernestinische und 
ler albertinische Zweig in den Gesamtbesitz. Ohne Rücksicht auf geogra- 
jhische Bindungen wurden die Einzellandschaften zerschnitten. So erhielten 
lie Ernestiner das Gebiet um Eisenach und Gotha; der Auslauf der mittel- 
hüringischen Verkehrsbahn um Naumburg wurde hingegen den Albertinern 
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zugewiesen. Diesen fehlte wieder das Paßgebiet des oberen Saaletals. Spätere 
Teilungen halfen die Zersplitterung vollenden. Es brach das Zeitalter dem 
Kleinstaaterei herein: 27 verschiedene Hofbaltungen zählte man im Anfangs 
des 18. Jahrhunderts in dem kleinen Thüringen. Dazu kamen eine geistliche 
Statthalterschaft, zwei freie Reichsstädte und vier fremde Herrschaften. Sex 
wenig der verwickelte Grenzverlauf der kleinen Territorien auf geographische: 
Bedingungen Rücksicht nahm, so verdankten doch alle diese Zwergstaaten ihn: 
langes Leben nur ihrer geographischen Lage. Tief im Innern Deutschlands 
waren sie geschützt; in der Reibungszone zweier Großstaaten hätten sie kein 
selbständiges Leben zu führen vermocht. | 

Die in Zeiten der deutschen Ohnmacht immer wieder eintretende Über- 
flutung durch fremde Heere blieb auch Thüringen nicht erspart. An seinemr 
Ostsaum, dort, wo seine West- und Südstraßen in die sächsische Bucht des 
norddeutschen Tieflandes auslaufen, in der Schicksalsebene von Leipzig, wurden: 
die Schlachten von Lützen und Breitenfeld geschlagen. 

Die gefährliche Bedrohung seines Staates durch die im Zuge der mittel-. 
thüringischen Verkehrsbahn heranrückenden Franzosen zwang Friedrich Il 
1757 zu raschem Eingreifen und zu einem Vorstoß bis ins westliche Thüringen. 
Was Friedrich dem Großen im glänzenden Sieg bei Roßbach gelang, miß- 
glückte dem preußischen Heer von 1806. Es offenbarte sich die außerordent- 
liche Bedeutung Thüringens als Paßstellung für den nordostdeutschen Staat; 
mit dem Verlust der Saalelinie durch die Unglücksschlachten von Jena und 
Auerstedt lagen alle Zugangswege bis ins Herz der Monarchie vor Napoleonı 
aufgeschlagen. 1812 hingegen mußte er selbst um den Rückmarsch durchl 
Thüringen kämpfen. Denn die Schlacht von Leipzig war letzten Endes nichts 
anderes als ein gewaltiges Rückzugsgefecht Napoleons. Mit dem thüringischen 
Hügelland im Rücken, das ihm seine Bewegungsfreiheit beschränkte, kämpfte 
er darum, seine Armee auf die thüringischen Weststraßen setzen zu könnem 
und durch das Zentralbecken und die gefährliche Enge von Eisenach abfließem 
zu lassen. 

Abgesehen von den wandernden Heeren drang dauernder politischer Einflufi 
in Thüringen ein. Vier fremde Herrschaften hatten Landbesitz in Thüringen: 
Hannover, Bayreuth, Brandenburg und Hessen. Hannover und Hessen wurdem 
durch Gebirgsgrenzen leidlich ferngehalten. Bayreuth gelang es, über den Paß! 
von Hof hinüberzugreifen und im ‘oberen Saaletal Fuß zu fassen. Wenn auch 
das Gebirge diese Wachstumsbewegung behinderte, so wurde sie doch erst 
1866 durch die Abtretung des nördlichsten bayrischen Vorpostens Kaulsdort 
bei Saalfeld rückläufig. 

Eine weit höhere Bedeutung aber kam dem brandenburg-preußischen Vor- 
dringen zu. Immer hatte ja Thüringen einem von der Mittelelbe ausstrahlen- 
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on Einfluß offen gelegen. Bereits im 13. Jahrhundert hatten die Askanier, 
die Vorgänger der Hohenzollern in der Mark, thüringische Gebietsteile er- 
\ orben. Mit dem Friedensschluß von Münster und Osnabrück im Jahre 1648 


die für Thüringen so wichtige Saalelinie heran. Dem Hinauswachsen einer 
thüringisch-sächsischen Macht in das norddeutsche Tiefland folgte der Angriff 
des Tieflandstaates auf Mitteldeutschland selbst. Zwar lagen dem aufstrebenden 
Preußen zunächst noch solche Ziele fern. Seine Interessen blieben fürs erste 
am Rhein und im Osten gebunden. Immerhin wurde das Gebiet um Halle 
und auch die Grafschaft Hohnstein erworben. Mit der Zurückweisung der 
Westpolitik am Rhein durch das revolutionäre Frankreich entlud sich der 
preußische Überdruck in den machtpolitisch leeren Raum Thüringen. Preußen 
besetzte ı802 das Eichsfeld, Erfurt, Nordhausen und Mühlhausen. Zwar er- 
folgte 1806 der Rückschlag. Das Jahr 1815 jedoch gab Preußen seinen Besitz 
in Thüringen, vermehrt um die vom Königreich Sachsen abgetretenen Teile 
wieder. Auf breiter Front vom Eichsfeld bis Zeitz drang preußischer Einfluß 
nach Thüringen hinein vor. Es konnte nur eine Frage der Zeit sein, bis der 
junge Großstaat in die Gebirgsumrahmung vollends hineinwuchs. 

— Auf zollpolitischem Gebiet säumte man nicht, den Angriff weiter vorzutragen. 
Die Gemengelage preußischer und fremdstaatlicher Gebietsteile in Thüringen 
verlangte eine zollpolitische Flurbereinigung. Durch sein Zollgesetz von 1818 
sperrte Preußen die Zugänge nach Mitteldeutschland. Gerade das Sträuben der 
Kleinstaaten gegen einen Zollanschluß mit Preußen offenbarte die geographi- 
sche Verbundenheit Thüringens mit dem Norden. So weit die Quellflüsse der 
Saale und Unstrut reichten, war preußisches Machtgebiet. In völliger Hılf- 
losigkeit mußte es endlich um Aufnahme in den preußischen Zollverband 
nachsuchen. Die Wirtschaftsgrenze Preußens schob sich aber damit bis auf 
den Rennstieg, ja bis auf den Südhang des Thüringer Waldes vor. 

Im Jahre ı866 gingen auch die Kleinstaaten bereits politisch fast alle mit 
Preußen. Mit der Annäherung an den Großstaat jedoch ward Thüringens 
Zwischenlage ihm zum Segen. Es wurde eine Zentrale des innerdeutschen 
Verkehrs. Mit der Verlagerung des politischen Schwergewichts von der Rhein- 
linie zur Elbe hatten vor allem auch die Nord-Südverbindungen durch Thü- 
ringen erhebliche Bedeutung gewonnen. Bereits im dreißigjährigen Kriege 
waren die Übergänge über Thüringer Wald und Frankenwald von Koburg 
nach Saalfeld und von Schleusingen nach Ilmenau. im Verlauf der Straßen 
Nürnberg—Leipzig und Würzburg— Erfurt wiederholt umkämpft worden. Im 
siebenjährigen Krieg hatte — wie später bei Napoleon — die Saalelınie dem 
Beichskontingent als Vormarschstraße gedient. 1813 überschritt die verbündete 


Hauptarmee den mittleren Thüringer Wald. Nun zog noch die neue 1829 in 
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Angriff genommene Straße Gotha—Suhl— Würzburg mit ihren Ausstrahlunge | 
bis zum Bodensee und zur Donau den deutschen Süden an den Norden her- 
an. Der Verkehr war der südlichen Gebirgsschranke Herr geworden. Vollends 
nutzten endlich die Eisenbahnen die leichte Überschreitbarkeit des Gebirges 
für den. modernen Großverkehr aus. Sie verbanden auch die Zentralmuld 

durch das Helmetal und die Senke von Nordhausen nach Northeim — mit 
dem deutschen Nordwesten. Erfurt entwickelte sich durch die Gunst seinen 
Lage zum Knotenpunkt dieses immer reichere Formen annehmenden Verkehrs; 
vom oberen und mittleren Unstruttal, vom Saale-, IIm- und Geratal, vom Pa: 

von Eisenach liefen die Linien zusammen. 

Dem Verkehr ist die Industrie gefolgt. Gerade seiner zentralen geschützte: 
Lage wegen, die Verbindungen nach allen Seiten bietet, scheint sich z. T. ein 
Verlagerung der Industrie nach Thüringen vorzubereiten. 

Wechselvoll waren die Auswirkungen der geographischen Lage Thüringens. 
Sie hat die Landschaft trotz wiederholter Ansätze niemals zu staatlicher un 
politischer Selbständigkeit gelangen lassen. Auch der nach 1918 angeregte: 
Zusammenschluß der kleinstaatlichen Gebiete mit den preußischen Bezirken: 
zu einem wirklichen Großthüringen würde sie nicht gebracht haben. Bei seinerı 
abgeschlossenen Binnenlage hätte auch dieser Staat genau so wie das heutige: 
Land Thüringen nur im Schatten Preußens und angewiesen auf seine Freund-- 
schaft zu leben vermocht. 

Der Fortfall der unseligen politischen innerdeutschen Fronten entlastete aberı 
das Land von dem allseitigen übermächtigen Druck. Dafür durehpulste un-- 
gehemmt der moderne Großverkehr auf den alten Wegen die deutsche Herz-: 
landschaft. Mächtig nahm sie an dem allgemeinen Aufschwung Deutschlands: 
nach 1871 teil. Die geopolitische Zwischenlage, der Fluch ihrer Geschichte, 
ward wirtschaftlicher Segen in der Gegenwart. 
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_ Jetzt vor Jahresfrist ist die administrative Neueinteilung Russisch- Mittel- 
asiens in Kraft getreten. In Anbetracht der von den Sowjets selbst be- 
mängelten Unzulänglichkeit der statistischen und sonstigen Angaben kann erst 
heute nach Sowjetangaben ein einigermaßen verläßliches Bild der politischen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse im russischen Baumwollgebiet entworfen 
‘werden. Es bleibt aber zu beachten, daß manche Zahlen wie z. B. hinsicht- 
lich der Bevölkerung auf bloßen Schätzungen bzw. auf Angaben von Ge- 
'meindeversammlungen beruhen (Chiwa, Buchara). Sie gelten aber vorüber- 
gehend als grundlegend. 

Das frühere Russisch-Mittelasien war administrativ vertreten durch 
das Generalgouvernement Turkestan sowie durch die Vasallenkhanate Buchara 
und Chiwa. Eingeteilt war es nach fast ausschließlich militärischen Gesichts- 
punkten, je nach der fortschreitenden Besetzung der Gebiete von 1813 bis 
‚1884, von der Entreißung des Ölgebietes von Baku aus persischem Besitz 
"also bis zur Eroberung Merws. Das Gebiet umfaßte ı 527 365 Quadratwerst.*) 
‘Seine Bevölkerung zählte etwa 8—g Millionen Menschen. Davon: Usbeken 
2!/, Millionen, Kirgisen ı Million, Turkmenen !/, Million, Kara-Kirgisen 
600 000, Tadshiken 400000, Kara-Kalpaken 77000, Russen 700 000, sonstige 
350000. Außerdem betrug die ebenfalls gemischte Bevölkerung Bucharas 
2 600.000, die Chiwas (heute Choresm genannt) 600 000. 

Im Ergebnis seiner Neueinteilung verlor das Gebiet: Das turkestanische 
Kirgisien (heute Kasak-Kirgisien) mit 600 964 Quadratwerst und 1,4 Millionen 
Einwohnern und Kara-Kalpakien als autonomes Gebiet mit 303 349 Quadrat- 
_ werst und 220000 Einwohnern an die Kirgisenrepublik, die nicht mehr unter 
| den Begriff Russisch-Mittelasien fällt. Spricht man heute also von Russisch- 
| Mittelasien, so ist damit in erster Hinsicht die reichste Republik Usbekistan 
| mit Tadshikistan gemeint, die unmittelbar vor der Neueinteilung zusammen 
72.0/, der Gesamtproduktion des früheren Russisch-Mittelasiens lieferten und 
deren Budget auch heute 70 °/, des gesamten russisch-mittelasiatischen Budgets 
ausmacht. Ihnen folgen Turkmenistan und ganz zuletzt Kara-Kirgisien. 

Das gegenwärtige Russisch-Mittelasien umfaßt folglich eine Gesamt- 
fläche von 823062 Quadratwerst mit einer Bevölkerung von 6316550 Per- 
sonen. Hiervon sind 13,2 %/, Städter, 86,8°/, Landbevölkerung. Fläche und 
Bevölkerung verteilen sich wie folgt: 


2) Umrechnungsfaktoren am Schluß des Artikels. = 
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Fläche Bevölkerung 
Turkmenistan . . . 367776 Quadratwerst 855 114 
Usbekistan . . . . 164 150 x 3 963 285 J: 
Tadshikistan . . . . 120600 s 793 503 
Kara-Kirgisien '. . . 170536 a 714 648 
Strittige Gebiete . - ? = ‘170 683 
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Vollberechtigte Mitglieder der Sowjetunion sind nur Turkmenistan und 
Usbekistan, Tadshikistan dagegen gehört als autonome sozialistische Sowjet- 
republik zu Usbekistan, während Kara-Kirgisien sich als autonomes Gebiet 
der RSFSR (Großrußland) angliedert. 

Die Neueinteilung Russisch-Mittelasiens ging von Erwägungen national- und 
außenpolitischer wie wirtschaftlicher Natur aus. 

Die wirtschaftlichen Gesichtspunkte zielten ab auf: ı. verwaltungstechnische 
Verbesserungen namentlich in der Landbewässerung; 2. die festere Verknotung 
mit der Wirtschaft Gesamtrußlands; 3. die Teilung nach Landwirtschafts- 
und Viehzuchtsgebiet. 

Die nationalen Erwägungen richteten sich auf die Beseitigung von Reibungs- 
flächen zwischen den einzelnen Stämmen sqwie auf die außenpolitischen 
Zwecke, die bei einem gesteigerten Nationalbewußtsein leichter errungen 
werden können. So sind, was die Sowjetpresse besonders hervorhebt, die 
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IT 20 
Tadshiken durch ihre Sprache verbunden mit Bewohnern Persiens, Afghanistans 
und muselmanischer Provinzen Britisch-Indiens. Vor der Revolution von 1917 
‚galten die Tadshiken aber allgemein als Parias. „Heute kommt Tadshikistan 
‘eine internationale Bedeutung zu: Es liegt an der Grenze dreier Staaten: 
Afghanistan, Indien, Rußland!“ Nach der Proklamierung des nationalen Selbst- 
bestimmungsrechtes durch Moskau 1917— 1918 bot die alte Einteilung Russisch- 
 Mittelasiens, das über 20 verschiedene Völkerschaften zählt, keine Gewähr 
mehr für eine innerpolitische Stabilität. 

Während nun die Bewohner Russisch-Mittelasiens bei aller scharfen Kritik 
an der Moskauer Politik die nationale Befreiung und Abgrenzung dankbar 
anerkennen, sind wirtschaftlich-verwaltungstechnische Fragen noch nicht überall 
zu voller Zufriedenheit gelöst. Hierfür ein charakteristisches Beispiel. Um 
die Zugehörigkeit der Stadt Taschkent und ihres Bezirkes hat es zwischen 
Usbeken und Kirgisen einen regelrechten diplomatischen Krieg gegeben. Der 


schließlich in Kompromißlösung Usbekistan zugesprochene Landesteil bildet 
die nordwestliche Spitze einer usbekischen Landzunge im kirgisischen Territorium. 
Als die Kirgisen zuletzt von ihrem Anspruch abgebracht werden konnten, 
forderten sie die Zuweisung von wenigstens drei Kreisen des Taschkenter Be- 
"zirkes (Sengiatinsk, Bulat, Niasbek). Wäre die Forderung restlos erfüllt worden, 
so wären die Kopfstücke der Kanäle Bos-Su und Salara, die Taschkent mit 
Wasser versorgen, den Kirgisen zugefallen, während nur die Unterläufe auf 
usbekischem Gebiet gelegen hätten. Zuguterletzt hätte dies dazu geführt, daß 
die Mittelasiatische Bahn ı7 Werst südlich von Taschkent bei der Station 
| Kaufmansk (Kauntschinsk) von einem kirgisischen Landkeil überquert worden 
wäre, woraus bei einem neuen Streit eine prekäre Situation hätte entstehen 
‘können. Wie tief die Notwendigkeit der Beherrschung der Bewässerungs- 
adern im Bewußtsein der Bevölkerung wurzelt, ist z. B. aus folgendem usbeki- 
schen Wort zu erkennen: „Viel Wasser gib dem Turkmenen nicht, er wird 
sonst satt und übermannt dich! Auch wenig gib ihm nicht, er wird sonst 
böse und zerstört deine Felder! Gib ihm aber so viel, daß er immer von 
‚dir abhängig ist!“ („Nowy Wostok“). 

Die wirtschaftliche Bedeutung Russisch-Mittelasiens, bei dessen Beurteilung 
und Vergleichung mit den Vorkriegsverhältnissen stets die Verheerungen des 
| Bürgerkrieges im Auge behalten werden müssen, liegt vornehmlich in der 
'Baumwollkultur. Nach neueren und Vorkriegsberechnungen eignen sich 
zur Verwertung für die Baumwollkultur bei künstlicher Bewässerung 2,5 bis 
3 Millionen Deßjatinen Land. Den Verhältnissen vor der Neueinteilung an- 
gepaßt, betrug die kultivierte Baumwollfläche 1924 insgesamt jedoch nur 
347000 Deßjatinen. Im Jahre 1926 soll sie auf 6 bis 700 000 Deßjatinen 
(etwa Vorkriegsnorm) erhöht werden und bis zum Jahre 1930 auf 1,3 Millionen 


| 
| 
| 
| 
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Deßjatinen. Russisch-Mittelasien liefert heute etwa die Hälfte des Baumwoll- 
bedarfes der russischen Industrie. Der andere Teil wird aus Persien, 
Amerika usw. bezogen. Neuerdings sind Erwägungen zum Bezug türkischer : 
Baumwolle angestellt worden, doch sind die Aussichten noch wenig günstig. ; 
Die Fläche von 1926 ergäbe 42—50 Millionen Pud Rohbaumwolle, während . 
das Ernteergebnis 1925 bei einer kleineren Fläche gut gerechnet mit 32 bis; 
33 Millionen veranschlagt wurde. Viel wird für die Technisierung der Wirt-: 
schaft getan. Usbekistan besaß 1924 schon 334 Traktoren, deren Zahl 1925 
auf 800 gesteigert werden sollte. Auch wirft man ın den Budgets allgemein ı 
für die Bewässerung usw. das Doppelte aus gegenüber der Volksbildung. . 
Hierbei ist aber zu beachten, daß 95°/, der Bevölkerung Usbekistans, das als; 
die fortgeschrittenste Einheit gilt, Analphabeten sind. 

Vom Bewässerungsnetz waren 1915 insgesamt 4,4 Millionen Deßjatinen ı 
Land erfaßt, 1922 nur 2 Millionen und 1925 wieder 3,2 Millionen. 1930 | 
hofft man weitere 2 Millionen Dessjatinen hinzuzählen zu können. | 

Der Getreideanbau Russisch-Mittelasiens deckt nicht den Bedarf der Be-- 
völkerung, so daß seine Entwicklung auf das engste mit der Getreidezufuhr : 
aus dem übrigen Rußland zusammenhängt. Mit Getreidefrüchten wurden 
1924 insgesamt 2,4 Millionen Deßjatinen bebaut. Der Garten- und Wein-: 
bau umfaßte 75000 Deßjatinen. | 

Die Abhängigkeit von der Getreidezufuhr von auswärts ist aus den Auf: 
gaben der sowjetamtlichen Wirtschaftszeitung „Ekonomitscheskaja Shisnj“ vom | 
3. und 7. Januar 1926 ersichtlich. Der Getreidebedarf allein der Baumwoll-- 
bauern Russisch-Mittelasiens beträgt 22 Millionen Pud jährlich. Davon können ı 
1925/26 im Lande selbst nur 1,5 Millionen Pud beschafft, die übrigen ı 
20,5 Millionen müssen von auswärts geliefert werden, will man normale Ver-: 
hältnisse erzielen. Die Getreidezufuhr deckt aber jeweilig nur 75 °/, des Be-- 
darfes, so daß die Getreidepreise in Russisch-Mittelasien um die Jahreswende: 
stellenweise von ı Rubel 50 Kopeken auf 5 bis 7 Rubel pro Pud gestiegen 
waren. Die normale traditionelle Rechnung des Baumwollbauern fordert aber 
für ein Pud Baumwolle 3 Pud Getreide. Da er dies nicht erhält, zum 
mindesten nicht zur gegebenen Zeit, und da der Geldkredit gegenüber 1913| 
doppelt so teuer ist und fehlt, erklärt der Bauer kurz: „Dann säe ich Gä! 
treide“, wodurch die Baumwollkultur sich „aus der traditionellen Konjunktur 
zum Problem“ gestaltet hat. Auch im Preisverhältnis von Industrieerzeugnissen, , 
die zum größten Teil ebenfalls von auswärts beschafft werden müssen, und! 
Baumwolle besteht eine empfindliche Dissonanz. Zum Teil aus solchen Er-: 
scheinungen, denen sich religiöse Streitfragen beigesellen sowie Provokationen | 
auswärtiger Agenten, erklären sich Unruhen, von denen man hier und daı 
hört, die unter Beimischung politischer Konflikte und auch gewöhnlichen | 
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Räubertums sowie infolge bolschewistischer Fehler namentlich die Aufstands- 
epoche der „Basmatschi“ ausfüllten. Das zum großen Teil im Feudalismus 
steckende Land ist dadurch hart mitgenommen, Ein anderes, noch ganz 
junges Problem ist die Landreform, die erst im Dezember vorigen Jahres 
begonnen worden ist. Enteignet wird der Landbesitz über 40—50 Deßjatinen. 
Zu verteilen sind an die landarme Bevölkerung z. B. in Usbekistan 6 ‚>0/, Land 
Großgrundbesitz, 35,1 °/, sonstiger privater Landüberschuß, 23,5 %/, unbe- 
arbeitetes Land im Besitz der Stadtbevölkerung, 13,9 °/, Staats- und Kirchen- 
ländereien, 21 °/, Kulturland. In diesem Jahr sollen ebenfalls in Usbekistan 
etwa 40—50000 neue Wirtschaften angelegt werden, von denen volle 80 %/, 
auf die staatliche Inventarlieferung angewiesen sind. Von den für 300 000 
geplante neue Wirtschaften erforderlichen 700 000 Deßjatinen ist nur !/, ver- 
fügbar. Es muß infolgedessen neuer Boden kultiviert werden. Jede neue 
Wirtschaft erhält 3—5 Deßjatinen Land. 

"Quasi als neues Ausgangsjahr ist 1924 zu betrachten. Es zeigt folgenden 
Anteil der Staatseinheiten an der Bodenbearbeitung in Prozenten: 


| Garten- und 


Baumwolle Getreide MWeinkai 
Usbekistan mit Tadshikistan . . 67,6 66,2 73,5 
4 Turkmenistan 35.5 Sg som 2.2356 5,9 13,5 
KaraKirgisien ,„ » 2. 00 00...38 8,6 1,9 


Der Wert der landwirtschaftlichen Produktion dieser Einheiten zusammen 
belief sich 1923/24 auf 454 738000 Rubel bei 536 Millionen Rubel Gesamt- 
produktion. 

Auf die einzelnen Gebiete entfielen: 


in Tausend Rubel in Prozenten 

Usbekistan. . . . 316915 69,7 

Tadshikitan . . . 20406 4,5 

Turkmenistan . . . 28220 6,2 

Kara-Kirgisien . . 30525 6,7 

Kasakistan . » » » 49587 10,9 

| < Kara-Kalpakien . . 9 085 2,0 
454 738 100,0 


Nach der Neueinteilung entfallen von der Baumwoll-Anbau fläche, die 
insgesamt 347000 Deßjatinen beträgt, auf: 


Usbekistan mit Tadshikistan . . 67,8 Prozent 
Turkmenistan in. 0.2.12, 1346 2, 
Kara-Kirgisiin . © » 2 2000.38 = 
Strittige Gebiet. . - .. :. do „ 
RKasak-Rirgisien. . . .». 2.0.71 2 


Kara-Ralpakien . -. - » 2.2.07 n 
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Das Vieh fällt den einzelnen Staaten zu 5 


in Tausend Stück in Prozenten 


Kara-Kirgisien . . - 5845 42,9 | 
Usbekistan. >, 0. sa:h68g 19,0 i 
Kara-Kirgisien . . . 1881 13,8 
Turkmenistan . . . 1701 12,5 | 
Tadshikistan . . ... . 962 71 
Kara-Ralpakien . . .  38ı 2,9 
Strittige Gebiete. . . 269, 1,9 
13 728 100,0 


Die Industrie wurde wie folgt geteilt: 


in Millionen Rubel in Prozenten 


Usbekistan!‘. 203% ,7438 60,8 
Tadshikitan . © „. ». 70 93 
Turkmenistan . » .». .. 1094 13,8 
Rara-Rirgisin . . » » 36 4,7 
Kasak-Kirgiiien . . » 6,2 8,2 
Kara-Kalpakien . . . 0,8 1,0 
Strittige Gebiete . » - 1,9 2,2 


Die Heizstoffindustrie: An Kohle wurden vor dem Kriege ı2 Millionen: 
Pud jährlich erbeutet gegen 5 Millionen heute. Die Kohlengruben sind zwischen ı 
Usbekistan und Kara-Kirgisien aufgeteilt worden. In Betrieb sind in ersterem ı 
die Gruben von Sjuljukta, in letzterem die von Kisil-Kijl. Die Naphtaquellen 
von Santo und Tschimion gehören zu Usbekistan, die auf der Insel Tscheleken ı 
zu Turkmenien. 

Das Eisenbahnnetz: Usbekistan ı 843 Werst, Turkmenistan ı 364 Werst,, 
Kara-Kirgisien 50 Werst. 

Die noch nicht abgeschlossene Regelung der Landesverwaltung machte die 
zentrale Leitung verschiedener Wirtschaftszweige von Moskau aus zur Bedin- 
gung. So verbleiben in der Moskauer Hand die Fragen des Getreideanbaues 
und der Getreideeinfuhr, die des Baumwollanbaues und der Baumwollausfuhr 
sowie des Bewässerungswesens. Die einzelnen Republiken sind an der Ver- 
waltung ebenfalls beteiligt, lassen sich jedoch von der Moskauer Initiative leiten. 


Usbekistan 


Usbekistan, dem Tadshikistan angegliedert ist, gehört als Sozialistische Sow- 
jetrepublik zur Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken. Die Bevölkerung 
ist seßhaft und setzt sich zusammen aus: Usbeken (69 °/,), Tadshiken (19 %,), 
Kirgisen (2 °/,), Kara-Kirgisen (2°/,), Russen (4°/,) und sonstigen (4°/,). Die 
Stadtbevölkerung macht ı8°/, der Gesamtbevölkerung aus, bildet aber 67 % 
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der Stadtbevölkerung Russisch-Mittelasiens, was in Anbetracht der Handels- 
natur des Mittelasiaten von besonderer Bedeutung ist. Provinzen: Samarkand, 
Taschkent, Ferghana, Serawschan, Kaschka-Darjinsk, Surchan-Darjinsk, Choresm 
(ehem. Chiwa), Autonomes Gebiet der Tadshiken. Städte: Taschkent, Samar- 
kand, Staraja-Buchara, Kokand, Ferghana, Andishan, Namagan. Das Land 
‚grenzt an Afghanistan, Indien und China. Es weist zwar ebenso wie Turk- 
menistan große unbesiedelte Flächen auf, besitzt aber die ertragreichsten und 
am dichtesten bevölkerten Gebiete Russisch-Mittelasiens, wie z. B. Ferghana 
und das Serawschan-Tal.e In der baumwollverarbeitenden Industrie sind 
‚Usbekistan von 132 Unternehmungen Russisch-Mittelasiens ı 10 zugefallen, von 
denen jedoch nur ein Teil in Betrieb ist. An der industriellen Gesamtpro- 
duktion Russisch-Mittelasiens ist Usbekistan mit etwa 77°/, beteiligt, an der 
Seidenzucht mit 95,3 %/,- 


Tadshikiıstan 


Tadshikistan gehört als Autonome Sozialistische Sowjetrepublik zur Sozialisti- 
schen Sowjetrepublik Usbekistan. Die Bevölkerung liefert die Wander- 
arbeiter für die Baumwollpflanzungen Ferghanas. Nur 3,3 °/, der Bevölkerung 
eben in den Städten. Die Fläche zerfällt auf sieben Vilajets, übernommen 
aus dem früheren Ost-Buchara und dem ehemaligen Gebiet von Samarkand, 
Sowie das Gebiet Gorny Badakschan, den viel umstrittenen Keil zwischen Indien 
und China, Pamir. Der Regierungssitz ist Djuschambe; wichtigere Nieder- 
lassungen sind Hissar, Denau, Samsonowo. Der Verkehr und die Warenzu- 
fuhr sind durch die Wegelosigkeit behindert. Es gibt allgemein nur Last- 
tierpfade bei sehr hohen Transportkosten. Im Bau ist eine Eisenbahnlinie 
Samsonowo— Termes. Geplant ist eine Bahnverbindung Termes—Djuschambe 
(800 Werst). Einen Post- und Telegraphenverkehr gibt es noch nicht und 
‚selbst die Behörden bedienen sich der mittelalterlichen Läufer. Auf dem Amu- 
Darja wird an einer Schiffverbindung gearbeitet. Klıma und Boden sind 
äußerst günstig. Regenperiode Januar-Mai. Von ihrem Boden sagt die Bevölkerung: 
„Unser Land ist so fruchtbar, daß Leute wachsen, wenn wir einen Menschen 
säen“. Der Schafzucht sind ausgedehnte Bergwiesen von Nutzen, auch wird 
Seidenzucht getrieben. Das Land rühmt sich namhafter Reichtümer an Hölzern 
für die Bleistiftfabrikation, an Naphta, Eisen, Kupfer, Silber, Marmor, Gold 
(im Sand der Bergflüsse). Für die Baumwollkultur sind 370000 Deßjatinen 
geeignet. 
Der Pamir stellt ein verhältnismäßig großes Gebiet dar, in dem fast jedes 
Wachstum fehlt. Nur hier und da gibt es in den Tälern und Senkungen 
Grasflächen, auf denen die Bewohner des Pamir, Kara-Kirgisen, hin- und her- 
ziehen. Vom Norden bis Süden, von der Altai-Grenze bis zum Kak-Tesek 


1 


618 | ZEITSCHRIFT FÜR GEOPOLITIK HEFT 8 
x Se. l 


(650 Werst), leben insgesamt 3000 Nomaden, deren Jurten oft zehn und mehr: 
Werst voneinander entfernt liegen. Nach der „Prawda“ vom 23. Mai 1925| 
gibt es in Pamir vier Gemeinden mit insgesamt 600 Jurten: Alitschursk,, 
Tschasch-Keminsk, Rangulskoje, Kara-Kulskoje. Die Zahl der Jurten schwankt 
aber, da viele der Nomaden oft die afghanische bzw. chinesische Grenze über- 
schreiten, vielfach je nach den Steuerfristen. Da infolge der klimatischen 
Verhältnisse (Kälte) Getreide- und Hülsenfrüchte nicht angebaut werden können, 
befaßt sich die Bevölkerung ausschließlich mit der Viehzucht und mit haus- 
industriellen Arbeiten (Peitschen, Zäume usw.), mit denen sie in Kaschgarı 
Handel treibt. Der Wert eines Kirgisen-Haushalts beläuft sich auf 800 bis 
900 Rubel, einer Kuh z. B. auf 7—8 Rubel, eines Ochsen auf 10 Rubel, eines 
Schafes auf ı—ı1/, Rubel. Ihre engere Verbindung unterhält die Bevölkerung 
mit Afghanistan, China und Hindostan. 


Turkmenistan 


Turkmenistan zählt als Sozialistische Sowjetrepublik zur Union der Sozialisti- - 
schen Föderativen Sowjetrepubliken. Seine Bevölkerung ist zur Hälfte seß-- 
haft, zur anderen Hälfte nomadisiert sie. Turkmenen 80°/,, Usbeken 100%), , 
Russen 6°/,, Perser, Armenier und sonstige 4°/,. Nur 9,5°/, der Bevölkerung | 
wohnen in den Städten. Bestand: Das ehemalige Gebiet Turkmenien, die: 
Vilajets Leninsk (ehem. Tschardshuj), Kerkinsk und ein Teil des Vilajets : 
Schirabad aus dem Bestand der früheren Sowjetrepublik Buchara, ferner fünf 
Kreise der früheren Sowjetrepublik Chiwa: Taschaus, Iljali, Tachta, Konia- 
Urgentsch und Porsu. Provinzen: Poltorazk (ehem. As’chabad), Merw, 
Leninsk (ehem. Tschardschuj), Kerkinsk und Taschaus. Die Provinzen zerfallen 
in 26 Bezirke. Klima und Boden: Mit Ausnahme eines Bergrückens liegt 
Turkmenistan in der Wüstenzone. Die Menge der Niederschläge ist äußerst 
gering, die Temperatur durchschnittlich im Jahre eine sehr hohe. Demzu- 
folge gibt es fast keinen Landstrich, der für den Anbau ohne künstliche Be- 
wässerung verwendbar wäre. 1925 wurden insgesamt nur 220 000 Deßjatinen 
Land bebaut gegenüber 425000 Deßjatinen 1915. Das Bewässerungsnetz 
erfaßt dagegen 900000 Deßjatinen. Von der Aussaatfläche 1925 entfielen 
47 000 Deßjatinen auf die Baumwollkultur bei einer vorhandenen Nutzungs- 
fläche für Baumwolle von 87 000 Deßjatinen, 1926 geplant: 73 500 Deßjatinen. 
Die landwirtschaftlichen Einkünfte verteilen sich (1923/24) wie folgt: 70% 
Ackerbau, 25° Viehzucht, 1,7 Vo Gartenbau, 3,2% Weinbau. Die landwirt- 
schaftliche Produktion für 1924/25 wurde mit ı8 Millionen Rubel veranschlagt 
(12 Millionen Rubel Baumwolle). An der industriellen Produktion Russisch- 


Mittelasiens ist Turkmenistan mit 17,60 beteiligt. 1923/24 erfaßte der Privat- 
handel 830 des Handels. 


Umrechnungsfaktoren 
Werst = 1,067 km 
DO] Werst = 104,2 Deßjatinen = 1,138 qkm 
_Deßjatine = 1,092 ha 
Pud = 16,380 kg. 
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PAUL OSTWALD: 1 
DEUTSCHLAND UND JAPAN | 


Bei der starken Abhängigkeit der Kultur des modernen Japans von Deutsch 
land, zu der in der Restaurationsepoche des Mikadoreiches besonders auf den 
Gebieten der Staatsverwaltung, der Verfassung, der modernen Rechtspflegex 
des Heerwesens, der medizinischen Wissenschaft samt allen ihren Neben: 
disziplinen der Grund gelegt wurde, kann es nicht wunder nehmen, daß diä 
Japaner die ersten von unseren Feinden waren, die nach Weltkriegsende di 
kulturellen Verbindungen mit uns wiederaufzunehmen sich eifrig bemühtenn 
Die japanische Wissenschaft hatte in den Jahren des Weltkrieges die engen 
Verbindungen mit uns stark vermißt, es bestand ein wahrer Hunger nacl 
deutschen Büchern und Zeitschriften. Sofort kamen denn auch japanisch« 
Gelehrte nach Deutschland, als die Verhältnisse es möglich machten, um die 
alten zerrissenen Fäden auf kulturellem Gebiet wieder anzuknüpfen, und zwaı 
waren es besonders Juristen, Mediziner und Naturwissenschaftler. Japanische 
Studenten bevölkerten sehr bald wieder unsere Universitäten, und zwar, angelocki 
durch die für sie günstigeren wirtschaftlichen Bedingungen infolge unserer zer- 
fallenen Währung, vielleicht in noch stärkerem Maße als vor dem Weltkriege. 

Wiederholt haben denn auch diese Kreise Japans auf ihren Versammlungen 
energisch Protest eingelegt gegen die Versailler Vernichtungspolitik, sie haben 
durch Pietätsakte an den Gräbern deutscher Gelehrter vor aller Welt laut 
den Dank betont, den das moderne Japan Deutschland schuldet, und so ein 
glänzendes Zeugnis abgelegt für den Wert deutscher Kultur in einer Zeit, ir 
der die Lüge vom deutschen Barbarenvolk immer noch weite Kreise der öffent- 
lichen Weltmeinung beherrschte. Diese Kreise der japanischen Intelligena 
waren es auch, die in ihrem Vaterlande bedeutende Sammlungen an Geld fün 
die damals notleidende deutsche Wissenschaft und für die notleidende deutsche 
Studentenschaft zusammenbrachten, und die dafür sorgten, daß bereits im 
Jahre 1921 eine deutsch-japanische wissenschaftliche Zeitschrift für Wissen- 
schaft und Technik ins Leben treten konnte. Deutsche Ärzte, deutsche Juristen 
und andere deutsche Gelehrte wurden wieder nach Japan gebeten, entweder 
zu festen Anstellungen oder zu Vortragsreisen. Ja sogar deutsche Musiker 
holte man zu Konzertreisen dorthin. Fühlt man doch in Japan sehr genau, 
daß die ganze geistige und künstlerische Atmosphäre bei uns eine gewisse 
Ähnlichkeit mit der im Mikadoreich hat. Wie wir, wenn auch aus anderen 
Gründen, steht Japan augenblicklich in einem gewaltigen geistigen und künstleri- 
schen Umformungsprozeß, wie bei uns ringt dort Altes mit Neuem. So er- 
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ärt es sich, daß man in Japan heute nicht nur auf den traditionell _über- 
ferten Gebieten der Wissenschaft an uns wieder engeren Anschluß sucht, 
dern auch auf solchen, wo wir bisher einen Einfluß in geringerem Maße 
aßen, besonders auf dem Gebiete der Literatur und der Philosophie. Es 
cht sich darin ein ungeheures Vertrauen der gebildeten und denkenden 
reise Japans zu uns aus, wenn man auf uns, gerade weil wir selbst in einem 
arken Ringen um einen neuen Lebensinhalt stehen, so große Hoffnungen 
'tzt als kommende Wegweiser auch für das eigne Volk, dem die schnelle 
ntwicklung zum modernen Industriestaat die alte im schintoistischen Glauben 
stgegründete Welt- und Staatsanschauung mehr und mehr unter den Händen 
innen läßt. Dieses psychologische Moment muß beachtet werden, denn 
ier liegt der Hebel, mit dessen Hilfe wir unsere Bedeutung für Japan in 
nem besonderen Maße steigern können. Die Voraussetzungen und Grund- 
gen sind dafür denn auch dadurch gegeben, als dieses geistige Drängen zu 
eutschland hin der Kenntnis der deutschen Sprache sehr zugute gekommen 
t. Dadurch, daß neuerdings die Obergymnasien von 7 auf 25 vermehrt 
orden sind, ist eine besondere Förderung der deutschen Sprache eingetreten. 
enn wie auf den anderen Vorbereitungsanstalten für die Universitäten ist 
den Obergymnasien das Deutsche die zweite Fremdsprache, die dort neben 
em Englischen unterrichtet wird. Deutsch und Englisch verhalten sich heute 
aher in Japan wie 3:5. Der Kreis derer, die Sprachkenntnisse besitzen und 
as Deutsche zum mindesten lesen können, wird so in Zukunft nicht be- 
hränkt sein auf diejenigen, die diese Sprache nur ihres Fachstudiums wegen 
rauchen, wie die Mediziner und Juristen. 


Auch die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Deutschland und Japan 
nd nach Kriegsende sehr bald wieder in Fluß gekommen und haben sich 
it einer Ausnahme, von der noch zu reden sein wird, günstig entwickelt. 
ie japanische Gelehrte, so kamen sofort nach Beendigung des Krieges auch 
panische Wirtschaftler zu uns, um alte Verbindungen zu erneuern oder 
eue anzuknüpfen. Deutsche Ingenieure wurden begehrt, Interessengemein- 
haften zwischen deutschen großen Unternehmungen und japanischen, be- 
Inders auf den Gebieten der elektrotechnischen und chemischen Industrie, 
rurden geschlossen. Im Handelsverkehr stand Deutschland bereits im Jahre 1922 
rieder an 6. Stelle, in der Einfuhr an Farben sogar an zweiter. Leider fehlte 
isher ein auf gegenseitiger Meistbegünstigung basierter Handelsvertrag, doch 


t zu hoffen, daß die seit dem Herbst ı925 nach Tokio verlegten Verhand- 
Ben recht bald zu einem günstigen Ergebnis führen werden.!) Auch in den 
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I) Der Abschluß ist nach den letzten Nachrichten in Kürze zu erwarten. Deutschland wird nach 
pan in der Hauptsache nur die Farben ausführen, die Japan selbst nicht herzustellen vermag. 
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Fragen der Behandlung des liquidierten deutschen Eigentums nahm Japa: 
eine Stellung ein, die es vorteilhaft von der der anderen Kriegsgegner unte 
scheidet. Die japanische Regierung gab sehr bald nach Friedensschluß il 
Altjapan 10000 Yen und 50%), in Tsingtau 19000 Yen und 29°, frei. In 
September ıg25 ist dann ein weiteres Abkommen mit Deutschland getroffe: 
worden, wodurch die Frage der Liquidation endgültig geregelt worden is 
Auf Grund dieses Abkommens ist oder wird noch den von der Liquidatio 
betroffenen Deutschen soviel ausgezahlt, daß sie dann ungefähr ?/, ihres früheres 
Eigentums zurückerhalten haben. 

Anders steht es nun allerdings mit den politischen Beziehungen zwische: 
Deutschland und Japan nach dem Weltkriege. Gewiß auch sie sind immes 
korrekt und äußerlich gut gewesen, aber in Wirklichkeit hat uns Japan hie: 
doch so manchen Schaden zugefügt und gegen uns gearbeitet. Wir haben ss 
von Japan in den Nachkriegsjahren ein doppeltes Gesicht gesehen, und wi 
haben keinen Anlaß darüber unsere Bitterkeit zu verheimlichen. Im Gegen 
teil wir bedauern, daß diese Tatsache von deutscher amtlicher Seite niemal 
berührt worden ist, daß dazu trotz so vieler gebotenen Gelegenheiten nie 
mals von deutscher amtlicher Seite Stellung genommen wurde. Es hätte un 


bei einem in nationalen Ehrensachen so penibel denkenden Volke wie es dil 
Japaner sind, nicht schaden, sondern eher nützen können, wenn wir Protes 
dagegen eingelegt hätten, daß Japan da, wo es sich kulturelle oder wirtschaft! 
liche Vorteile von uns versprach, sich um uns eifrig bemühte, daß es abe: 
zu gleicher Zeit uns politische Fußtritte versetzte, weil es davon die best: 
Hilfe in seiner Isolierung erhoffte. Denn bei allem Verständnis, daß wir den 
japanischen Eifer um die Freundschaft Frankreichs und ihrer außenpolitische: 
Bedingtheit entgegenbringen wollen, so bleibt doch die Frage von unsere 
Seite nur zu berechtigt, ob die Tokioer Regierung es wirklich nötig hatte, i: 
ihren Freundschaftsbeweisen Paris gegenüber so weit zu gehen, wie es ge 
schehen ist. Entsprach es wirklich dem japanischen Interesse,‘ die für un 
so ungünstige Entscheidung über Oberschlesien herbeiführen zu helfen? Hatt: 
Japan es durchaus nötig, sich am schärfsten von allen Mächten gegen de 
deutsch-russischen Vertrag von Rapollo auszusprechen, nur weil das Frank 
reich so lieb war? Warum nahm Japan den französischen Ruhreinbruch s: 
schweigend hin und fand nicht einmal ein Wort der Teilnahme, obwohl de 
Beginn der damaligen Reichstagssession gerade mit der französischen Ruhr 
invasion zusammenfiel? Auch nur eine moralische Unterstützung hätte un 
viel geholfen. Aber anstatt ein Wort für die Deutschen zu verlieren, vo: 
denen man allerdings so manches im eignen Interesse wollte, unterdrückt 
man lieber mit aller Gewalt die begeisterten Demonstrationen der Japanische 
Volksmassen vor der deutschen Botschaft in Tokio, die deutlich zu erkenne 
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aben, wo die Sympathie des japanischen Volkes zu suchen war. Und wie 
timmte es wohl zu dem vorhandenen amerikanisch-japanischen Gegensatz, 
laß die japanische Regierung auf französischen Wunsch mit dem Farben- 
infuhrverbot herauskam, das vor allem uns Deutsche traf, so daß den Ge- 
vinn davon die Amerikaner hatten? Wo lag das japanische Interesse, wenn 
Pokio sich scheute, mit uns handelspolitisch wieder sehr bald auf gleichem 
"uß zu treten? Die Freiheit dazu hätte Japan gehabt, aber die Furcht vor 
'rankreich war größer. 

Wir Deutsche bezweifeln nicht nur, daß die Tokioer Regierung wirklich 
ine derartige Liebedienerei nötig hatte, sondern behaupten auch, daß Japans 
atsmänner sich aus bequemer Opportunitätspolitik heraus mit einer der- 
igen Bereitwilligkeit Frankreich gegenüber an ihrem eignen Volke ver- 
ündigten. Es war eine Politik, die von allergrößter Kurzsichtigkeit diktiert 
urde, der jeder Weitblick fehlte. Denn nicht Deutschlands Vernichtung, 
ndern Deutschlands Erstarken, und zwar nicht nur in kultureller Hinsicht, 
egt im japanischen Interesse. 

Schneller sogar als zu erwarten war, haben dieVerhältnisse sich dahin entwickelt, 
aß Japan und Deutschland in eine politische Schicksalsgemeinschaft hinein- 
trieben sind. Die gegebenen geopolitischen Verhältnisse mußten sich in 


eser Richtung trotz der anders eingestellten japanischen Politik Durchbruch 
erschaffen, und sie finden darin ihren sichtbaren Ausdruck, daß sowohl Japan 
ie Deutschland der vom Angelsachsentum mit Hilfe des Washingtoner Neun- 
ächteabkommens und des Völkerbundes betriebenen Einkreisungspolitik Ruß- 
nd gegenüber widerstreben müssen. Berlin wie Tokio haben ein gemein- 
mes starkes Interesse daran, die Beziehungen zu Rußland nicht abzubrechen, 
eide Mächte müssen hier den natürlich gegebenen Bedingungen, wie sie aus 
er geopolitischen Lage entspringen, folgen, wenn sie nicht selber Schaden 
eiden wollen. Seit der Hinwendung Japans zu Rußland im ‚Januar vorigen 
bres scheint sich ja denn auch eine solche Erkenntnis in Tokio erfreulicher- 
eise stärker geltend gemacht zu haben. Jedenfalls zeigen das Japans Haltung 
f der letzten Genfer Völkerbundstagung und seine Stellung in der Ver- 
ehrung der Ratssitze. Japan muß, wenn es sich selber dienen will, von 
frankreich weiter abrücken, da es nur so ungehindert den geopolitischen 
räften zu einer gesunden Auswirkung verhelfen kann. Denn Frankreich ist 
icht nur der Gegner Deutschlands, sondern auch der Gegner der von Japan 
etriebenen Blockpolitik in Asien. Die Versuche der Pariser Politik, die 
inesischen Wirren immer und immer wieder dahin auszunutzen, Mißtrauen 
ischen Moskau und Tokio zu säen, um Japan in einer für die französische 
Hachtpolitik bequem ausnutzbaren Isolierung zu erhalten, dürften ja wohl auch 
japanischen Auswärtigen Amt bemerkt worden sein. 
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Für uns Deutsche aber ist damit auch in politischer Beziehung ein wichtige: 
psychologischer Augenblick gekommen, den wir mit allen Mitteln er 
müssen. Wir haben viel zu lange mit einer wirklichen aktiven Politik 
Japan gezögert; sie muß jetzt mit einer umso größeren Entschiedenheit be: 
trieben ‘werden, und zwar vom Standpunkt der gegebenen deutsch-japanischen 
Schicksalsgemeinschaft aus. Durch die vorhandenen kulturellen Bindungen 
zwischen uns und Japan haben wir die günstigsten Aussichten für einen Err 
folg, nur müssen wir auch dazu übergehen, daraus das nötige politische Kapita: 
zu schlagen. Leider fehlt uns immer noch ein deutsches Presseorgan, wie er 
die im Anfang des Weltkrieges eingegangene „Deutsche Japanpost“ war. E} 
wird Zeit, daß ein solches Organ mit Hilfe der in Japan lebenden Deutschen: 
der am japanischen Wirtschaftsleben interessierten deutschen Firmen und mii 
Unterstützung der Regierung wieder ins Leben gerufen wird. Nur durch 
ein deutsches Organ, das wie die „Deutsche Japanpost“ in deutscher, eng: 
lischer und japanischer Sprache erscheint, wird es möglich sein, die vor: 
handenen starken kulturellen und wirtschaftlichen Beziehungen auch politisch 
auszuwerten, vor allem Klarheit im japanischen Volke darüber zu verschaffen: 
wie schwer uns in unserer nationalen Existenz die Auswirkungen des Versaille» 
Diktats treffen. Wir können nicht verlangen, daß man sich in Japan für di« 
Fragen der Besetzung des Rheinlandes, für die Minderheitenfragen, für dis 
Rückerwerbung der Kolonien interessiert, wenn wir nicht selbst dieses Inter: 
esse schaffen. Denn was weiß man in Japan von all diesen Dingen. Gleich: 
zeitig aber werden wir auch Japan zu zeigen haben, daß es heute nicht mehı 
zu fürchten braucht, seine Dienste an uns umsonst zu geben, sondern dall 
auch Deutschland wieder mehr und mehr in die Lage kommt, diese Dienst« 
vergelten zu können. Auf jeden Fall sind die deutsch-japanischen Beziehungen 
an einem wichtigen Wendepunkt angelangt, und es wird. mit an uns liegen: 
ob und wann uns daraus ein Vorteil erwachsen wird. 
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Die Politiker der Flügelparteien und der Mitte 


Der fetischistische Respekt gegenüber der Verfassung vom 24. Februar ı8gr 
cheint endgültig durchbrochen zu sein. Regierung und Opposition streben 
sine Revision an. 
' Diese Sehnsucht nach Revision spricht sich in den Worten beider Flügel- 
sarteien unserer Politik aus, indessen bei einer jeden auf ihre Art. Eine Strö- 
mung — die fortschrittliche — ist Vorkämpferin für größere Freiheit, die 
ie durch größere Strenge bei der Prüfung der Wahlresultate, durch eine 

nstere Rechtspflege, durch Beschränkung in der Ausübung der Exekutivge- 
walt herbeiführen will; die andere klagt im Gegenteil, die Exekutivgewalt sei 
waffenlos, sobald es gelte, eine Bewegung zu unterdrücken — wohlverstanden: 
uch eine geistige Bewegung zu unterdrücken, deren Ursprung die Regierung 
mißbilligt — und fordert darum eine größere Macht für den Präsidenten, ja, 
ie schreitet sogar dazu, die Todesstrafe für politische Vergehen anzustreben. 
Seitdem Brasilien Republik ist, existiert hier Todesstrafe nur für militärische 
Verbrechen vor dem Feinde! Der Übersetzer.) Wie man sieht, sind beide 
Tendenzen stark entgegengesetzt gerichtet, und dabei interessant genug, um, 
sinander gegenübergestellt, breit und ausführlich in den Zeitschriften diskutiert 
u werden. Leider ist dies unmöglich in einer Zeit, in der das Wort immer 
mit Knebelung bedroht ist: sei es durch das Pressegesetz, sei es durch den 
Belagerungszustand. Es wird deshalb die bewegte Stunde von heute nicht 
sehr günstig gewählt sein, um wohlüberlegte Entscheidungen über die schweren 
fragen der Verfassung zu treffen. Der Fortschritt, den das gemäßigte Streben 
der „Leute von der Mitte“ erreichen wird, kann hier nur wohltätig wirken. 
Das eine und das andere Programm enthält Punkte, die durchaus annehmens- 
vert sind, wie die Debatte klargestellt hat. Die Tatsache, daß es Leute gibt, 
Jie — wie z.B. der Verfasser — im großen ganzen Parteigänger der Linken 
sind, hindert nicht, daß auch dieselben — wie der Verfasser — die Not- 
vendigkeit anerkennen, das Prinzip der Staatsautorität zu kräftigen, voraus- 
sesetzt nämlich, daß diese Staatsautorität sich innerhalb des Gesetzes und der 
suten republikanischen Normen auswirkt. Nur ein heilkräftiger Austausch der 

edanken wird die Hauptgegensätze Punkt für Punkt aufklären können. 

Beide Parteien werden jedoch einig, sobald es gilt, das Föderal-Regiment 
zu verteidigen. Weder versucht der Bundespräsident, Herr Arthur Bernardes, 


die Frage der Übertreibungen anzugreifen, zu denen uns das Föderal-System 
40 
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geführt hat, noch tut dies, und zwar um so weniger, der Führer der Op 
sition, Herr Assis Brasil. Letzterer hat sogar in seiner sonst ganz brillant 
Kundgebung am 9. Juni mit der größten Entschiedenheit erklärt: „Das bundes- 
staatliche System sei unübertrefflich für die gute Verwaltung eines Landes 
von der Ausdehnung und der geographischen Varietät Brasiliens“. 

Man sieht also, daß mindestens in betreff dieses Punktes beide Parteien, 
trotz sonstiger Differenzen, das in Kraft befindliche politische Regiment ale 
das beste und das am meisten mit den Interessen Brasiliens übereinstimmend 
betrachten. Ist nun aber — so fragt man sich — der Bundesstaat, so wie en! 
bei uns gehandhabt wird, der beste Kitt, um die verschiedenen ungleich große 
Teile des politischen Agglomerats, wie es durch die zwanzig Staaten der | 
publik dargestellt wird, miteinander verbunden zu halten? 


Der Kristall und der politische Aufbau | | 


Wenn sich im Aufbau einer Nation — wie z. B. in Frankreich oder selbst 
in den Vereinigten Staaten — fortwährend territoriale Schichten um eim 
starkes Angliederungssystem ansetzen, so hat die politische Organisation des: 
Landes eine gewisse Übereinstimmung mit einem Kristall: sie ist ein einheit- 
licher und gleichartiger fester Körper. Wenn jedoch der Aufbau sich — wie 
in Brasilien — vollzieht durch eine mehr oder minder heterogene Vereinigung 
von unter sich verschiedenen Einheiten, so bietet die Nation nicht die schöne 
Struktur des Kristalls dar: sie ist ein bloßes Conglomerat von größerer oden! 
geringerer Widerstandsfähigkeit, entsprechend der kohäsiven Gewalt des Binde- 
mittels der nebeneinander gestellten Stücke. Die Natur dieses „Bindegewebes* 
im sozialen Organismus Brasiliens ist es, die nach der Meinung des Verfassers 
mit der größten Aufmerksamkeit von den Männern, welche für den politischem 
Kurs des Landes verantwortlich sind, studiert werden müßte — seien diese nun 
Regierungsmänner, seien sie Vertreter der Opposition. 

In’ der Tat! Unter den großen Problemen, die auf das Leben Brasiliens 
Bezug nehmen, existiert keines, welches das seines Zusammenhaltes überträfe. 
Die eigentlichen Erziehungsfragen, so innig sie mit dem Fortschritt unseres 
Vaterlandes verknüpft sein mögen, müssen erforscht werden, ohne daß man 
dabei den Gesichtspunkt verliert, daß der Hauptzweck aller Brasilianer sein 
müßte, sich für eine ganze und unzerstörbare Einheit zu erhalten. Denn 
es würde schließlich bejammernswert sein, hätten wir ein gut unterrichtetes 
Volk ohne Analphabeten, aber zerstört durch das Mikrobium des Separatismusl 


Ein Regiment, das stürzt! 


Die Erfahrung mit dem Föderal-System, die wir jetzt seit 36 Jahren 
machen, dürfte uns Zeit genug gelassen haben, darüber nachzudenken, und 
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Schlusse von sieben Lustren in politischer Bilanz nachzuprüfen, ob wir 
Ein im Gewinn oder im Verlust befinden angesichts der Bestrebungen, unsere 
Sinheit aufrecht zu erhalten oder zu zerstören. So sehr es meine Denkungs- 
weise als simpler Geograph und die persönlichen Kenntnisse, die ich ge- 
sgentlich von Besuchen in verschiedenen Staaten von Brasilien erworben habe, 
gestatten, ahne ich — mehr noch — vernehme ich bereits das erste Krachen 
im Gebälk des bundesstaatlichen Gebäudes! 

_ Wer die Grenze eines Bundesstaates überschreitet und in einen anderen ein- 
tt, fühlt sich gewissermaßen in einem fremden Lande. Verschieden ist die 
Rechtspflege; verschieden sind die Verwaltungsgrundsätze; verschieden ist die 
Handhabung des Unterrichts, selbst in den untersten Schulklassen! Verschieden 
ist sogar die Art, Brasilien anzusehen durch die Brille der einzelstaatlichen 
eschichte, welche der des Gesamtlandes vorangestellt wird! Verschieden sind 
die Interessen jedes kleinen „Völkchens“, das von dem Reste seiner Brüder 
durch fiskalische Barrieren abgetrennt ist, derart, daß jeder sich durch die 
anderen bekriegt fühlt, gerade als ob diese feindliche „Ausländer“ wären. Ge- 
meinsam ist eigentlich nur die Sprache, und selbst diese ist in Dialekte auf- 
sesplittert, welche die einzelstaatlichen Literaten — um Lokalpatriotismus zu 
zeigen — peinlichst in ihren Büchern festhalten. 

‚ Es ist keine Phantasie einer pessimistischen Leier, auszusprechen, daß es 
schon brasilianische Länder gibt, in denen ein Teil der Bevölkerung Brasilien 
hinter ihre Geburtsprovinz zurücktreten läßt. Das ist der Anfang vom Ende. 
Jedesmal, wenn irgendeiner sich zunächst als Paulistaner oder Bahianer oder 


Paraenser betrachtet, und sich erst in zweiter Linie als Brasilianer fühlt, kann 
man auch die Gewißheit haben, daß der Betreffende keinerlei Gemütsbewegung 
An den Tag legen wird, wenn ein zweiter auftritt, der sein Land vom übrigen 
nationalen Körper abtrennen will, um ein Natiönchen für sich allein zu gründen. 


| Der brasilianische Unitarismus 
| Man schreibt im allgemeinen dem monarchischen Regiment den Ruhm zu, 
hen Zusammenhalt Brasiliens begründet zu haben. Es wäre vielleicht vorzu- 
Wiehen, diese verdienstvolle Tatsache auf das Konto des Unitarismus zu setzen, 
“len wir während der Periode des Kaiserreiches behauptet haben. Wir haben 
"n Brasilien — schon haben es einige Geschichtsschreiber betont — in einer 
Fortwährenden Schwingungskurve zwischen Zentralisationsbestrebungen und 
eigungen zur Dezentralisation mit größerem oder geringerem Föderativ- 
inschlag gelebt. Die Einteilung in Statthalterschaften (Capitanias) — NB. ı 

er ursprünglichen Zeit der portugiesischen Herrschaft! (Anm. des haar 
| hinterließ den Keim eines latenten Separatismus, der bis heute noch vor- 


"handen ist. Die Statthalterschaften und teilweise auch später die eigentlichen 
| 40* 
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natürlichen Provinzen, die aus diesen hervorgingen, gruppierten sich um ein 
gemeinschaftliches Anziehungszentrum, das in Lissabon gelegen war, und 
kannten sich gegenseitig nicht. Die „Governes geraes“ und nachher das einzige 
Verwaltungszentrum, das in Rio de Janeiro eingesetzt wurde, begannen die Arbeit 
der Vereinheitlichung Brasiliens. Tatsächlich war in jener Zeit Rio de Janeiro 
nicht wie heute eine Stadt an der Peripherie, sondern es befand sich — ent- 
sprechend der Beschränkung der Bevölkerung auf die Küste (Anm. des Über- 
setzers) — in der Mitte, in gebührender Entfernung von allen bewohnte 
Punkten des nationalen Territoriums, und es gab sich dazu her, als Gravi- 
tationszentrum unseres politischen Systems zu figurieren. Bald darauf, mit‘ 
der Vermehrung des Bevölkerungsareals hörte Rio de Janeiro auf, diese wich-- 
tige Funktion zu erfüllen. Daher taten die Reichsboten gut daran, im Jahre: 
1891 die Verlegung der Bundeshauptstadt auf eine zentral gelegene Hochebene: 
zu fordern — ein Mittel, das dringend verwirklicht werden müßte wegen der; 
Aussicht, um damit die politische Zentralisation der Nation anzuregen. Denn die: 
zentrale Lage der Bundeshauptstadt ist eins der Korrektionsmittel gegenüber 
den Auswüchsen des Föderalismus! 

Der Unitarismus, der zur Zeit des Kaiserreichs vorherrschte, war der ver- 
klebende Kitt zwischen den politischen Blöcken, die dank den günstigen topo- 
graphischen und klimatischen Bedingungen um Bel&m, Recife, Bahia, Rio d 


Janeiro und Säo Paulo von selbst entstanden waren. 


Die zwischenstaatlichen Zwistigkeiten 


Es ist kein Irrtum, wenn man so weit in die Vergangenheit — nämlich bis: 
in die Zeit der Capitanien — die geschichtlichen Wurzeln der separatistisch 
Tendenzen zurückverlegt, Gestärkt wurden sie durch geographische Bedin- 
gungen und vielleicht gekräftigt — Gott gebe, daß es nicht so ist! — durc 
die Handhabung der Föderal-Regierung selbst! Denken wir nur an die 
lächerlichen zwischenstaatlichen Grenzstreitigkeiten, die so große Gehässigkeiti 
zwischen den Staaten erregten und die ihren Ursprung in der primitive 
Teilung der unbekannten Kolonie hatten! 

Die sich kreuzenden Sonderinteressen der Staaten haben anscheinend einig 
lokale Regierungen zu dem Bestreben gebracht, die Eintwickelung selbst säbel- 
rasselnder Pläne als ihr Recht für sich in Anspruch zu nehmen. Dies wir 
dazu beitragen, noch mehr Mißtrauen, Rachsucht und möglicherweise sogan 
bewaffnete Streitigkeiten in einer Art von zwischenstaatlichen Kriegen zu er- 
zeugen. Wie schrecklich! Das ist kein Traum, das ist gerade heute Wirklich- 
keit! Man denke nur an die Polizeitruppe von Säo Paulo, die sich gerada 
jetzt demonstrativ zu einem bis an die Zähne bewaffneten Heere umgestaltet; 

Wer jedoch mit Seelenruba sieht, was sich eben jetzt ın Brasilien zuträg 


r wird Verständnis dafür bekommen, — wis dem Verfasser erst vor wenigen 

agen eine der Regierung nahestehende Persönlichkeit mitteilte — warum in 

ler Föderalkammer die Abgeordneten der Einzelstaaten sich gegenseitig die 
ne zeigen, sobald die Parlamentsdebatte einen dieser divergenten Punkte 


in Leben der Einzelstaaten berührt. 


Kräfte,die für oder ge 
die brasilianische politische Ein 


ar enulrsen 


. des Klima 
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Die Organısation der nationalen Einheit 


Es gab schon einmal eine Zeit, in der unsere Staatsmänner aufmerksamen 
Auges die nationalen Probleme studiert haben und ın der überlegenen Manier 
von Alberto Torres — einem bekannten Politiker und Soziologen, gestorben vor 
zirka 6 Jahren (Der Übersetzer) — betrachtet haben. Der hervorragende und 
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stimmungsvolle Meister charakterisierte in seiner „Nationalen Organisation“ das | 
Problem der nationalen Einheit als die Gipfelfrage unserer Zukunft. Indessen 
der politische Lärm der Jetztzeit übertönt auf beiden Seiten den deutlichen und | 
gewaltigen Ruf zur Stützung dieser wankenden Einheit! Verzweifelte Stimmen, | 
seien sie auch noch so energisch, wie die des Herrn Oliveira Vianna — dem | 
bekannten in Rio lebenden Soziologen und Schriftsteller (Der Übersetzer) — 
vermögen die Schreierei der Politikaster nicht zu übertönen. # 

Unter welchen Gesichtswinkeln man die Frage ansehen mag, sei es, daß man 
das Föderativregiment verteidigen oder verurteilen will, drängt es zu einer 
detaillierten Untersuchung aller Kräfte, die sich, sei es positiv, sei es negatıv, 
will sagen, zentripetal oder zentrifugal, im nationalen Organismus betätigen. 
Man muß sie gut ausbalancieren und ET dann wird es möglich sein, 


| 


sie rechnerisch zusammen zu setzen und — um einen mathematischen terminus 
technicus zu gebrauchen — die Resultante zu finden, welche als Richtlinie 
für die hohe und weit ausschauende Politik dienen könnte. 


Nachwort des Übersetzers 


Um schon jetzt dem Leser einen Eindruck von der Verknüpfung derartiger Kräfte zu hinter- 
lassen, vereinigt sie der Verfasser in einer graphischen Darstellung zu einem allgemeinen An- 
blick des Problems, wie er es im reinen Lichte der Geographie sieht, — der Wissenschaft, die, 
nach den Worten des Autors, über alle Dinge eine sanfte Stimmung ausgießt und die Gipfel- 
spitzen der Tatsachen im Relief erscheinen läßt. 

Für Freunde der originellen Denkungsweise des Autors seien die Konstruktionsmerkmale des 
Diagramms hier gegeben. Es besteht aus zwei konzentrischen Kreisen, deren kleinerer die nationale 
Einheit darstellt, während der größere von seiner Peripherie eine Reihe verschieden langer Pfeile 
teils zentrifugal, teils zentripetal abgehen läßt. Die Länge der Pfeile sind nach B. proportional 
der Intensität, welche nach Ansicht des Autors dem durch den Pfeil dargestellten Phänomen zu- 
kommt. Die zentripetal gerichteten Pfeile sind in einem Teil ihrer Länge ununterbrochen, in 
einem anderen Teile unterbrochen gezogen. Der ununterbrochene Zug bezeichnet die proportio- 
nale Größe des Phänomens realiter, der unterbrochene Zug die Größe vertuell, welche die Tatsache 
haben müßte, um sich zweckmäßiger in bezug auf die nationale Wahrheit betätigen zu können. 

Als zentrifugale Phänomene sind genannt: periphere Lage der Bundeshauptstadt, große Aus- 
dehnung des Landes, Übergewicht der großen Staaten durch ihre Deputiertenzahl, Größen- 
verschiedenheit der Einzelstaaten, territoriale Einteilung begründet in der historischen Ent- 
wickelung der ursprünglichen Kapitanien, Verschiedenheit in dem Eindringen der Zivilisation 
entsprechend der geographischen Lage, erschlaffendes Klima, lokalpatriotischer Geist, klimatische 
Rassenverschiedenheiten, grundlegende Verschiedenheiten der einzelnen Staaten im Unterrichts- 
wesen, desgleichen in der Rechtspflege, Verwaltungsföderalismus und einzelstaatliche Miliz. 

Demgegenüber stehen in zentripetaler Wirkung: zentral gelegene Bundeshauptstadt, radiale 
Verkehrsadern, Einheitlichkeit der Produktion, territoriale Einteilung von departamentalem 
Charakter, Religion, Sprache, Kriege mit dem Auslande (Paraguay), Erziehung, gut verteilte Ein- 


wanderung, Vereinheitlichung der Elementarschule, desgleichen der Rechtspflege, Vereinheitlichung 
der Verwaltung, Bundesheer. 
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Kautschuk, nicht als Charakteristikum, sondern als Objekt einer Politik, und 
zwar der Innen- und Außenpolitik bestimmter Staaten, in der Hauptsache 
Großbritanniens als des Hauptproduzenten und der Vereinigten Staaten als des 
Hauptverbrauchers, Kautschuk als Konfliktstoff oder Konflikts-Rohstoff in den 
internationalen Beziehungen hat in der Aktualität der Presse, der Politik der 
betroffenen Staaten das Petroleum zeitweilig abgelöst, — Kautschuk, „that 
most useful material known as rubber, especially provided one would suppose, 
by nature to ward off inconvenient and unpleasant shocks but which latterly 
seems to have lost this pleasant quality and to be charged with an all too 
electric shock-creating power“, wie der englische Botschafter in Washington 
jüngst mit einem vielleicht etwas gequälten after-dinner speech-Humor die 
politischen Qualitäten dieses Rohstoffs gekennzeichnet hat. Kautschuk, will 
sagen: Kautschukpreise und -überpreise bewegen und erregen vom amerika- 
nischen Großverbraucher bis zum urbritischen Punch,!) vom U. S.-Handels- 
sekretär bis zu den Parlamenten in London und Washington, von der Diplo- 
matie der beiden Länder bis zum Besitzer des Fordwagens Nächst- wie Fernst- 
interessierte und Interessiert-gemachte. Wegen des im Vergleich mit der 
Petroleumversorgung weit geringeren staatspolitischen Interesses hat allerdings 
das Rohgummi nicht zu der Zuspitzung der diplomatischen Beziehungen führen 
können, die der Geschichte der Diplomatie das Kapitel Öldiplomatie hinzu- 
gefügt haben; die Auseinandersetzungen haben aber eine spezifisch amerika- 
nische Taktik in der Geltendmachung von Beschwerden über Preisgestal- 
tungen an den Tag gebracht, die es so erforderlich wie lohnend macht, ihren 
Wegen des näheren zu folgen. Dazu scheint ein Augenblick günstig, der mit 
abschwächender Preisbewegung eine gewisse Beruhigung der Gemüter mit sich 
gebracht hat. 

In welchem Maße Großbritannien die Kautschukproduktion kontrolliert — 
diesem Wort anglo-amerikanischer Herkunft sei wegen der mannigfaltigen For- 
men der Herrschaft über die Erzeugung, vom Handel ganz zu schweigen, der 
Vorzug gegeben — möge die Übersicht auf der folgenden Seite verdeutlichen. 

Wegen der Einschränkung der Rohgummigewinnung unter der Einwirkung 
des Stevenson-Plans, der unter den Auspizien des britischen Kolonialamtes von den 
Kolonialregierungen und -parlamenten ın Britisch-Malaya und Ceylon in Kraft 
gesetzt ist, ist der britische Produktionsanteil naturgemäß zur Zeit etwas geringer 
# der britische Anteil am Kautschukplantagenbesitz der Welt, der sich nach 


in 
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Weltproduktion von Rohgummi nach Produktionsgebieten 1925*) R 
(In englischen Tons = 1016 kg) 


Gebiete, die dem Stevenson-Restriction- 
Scheme von 1922 unterstehen, das nur 
die Ausfahr gewisser Rohgummimengen 
freigibt und die darüber hinaus au«ge- 
führten Mengen mit prohibitiv wirken- 
den Ausfuhrabgaben belegt. 


Britische Malaienstaaten . . 182 942 


Ceylon..... FREE 44 655 


Singapore u, Penang-Inseln 4000 S 

Britisch-Indien 10 006 | Ein Teil der britischen Produzenten hat 
ENELER EEE NTRTH, R hier sich dem Stevenson-Scheme frei- 

Britisch Nordborneo .... 58go willig angeschlossen. 

Sarawak.... alu 8 490 


Britische Erzeugung .. . . 255983... . . BETEN 22... 255983 tons H 


Niederländisch-Indien . . . 188949 31,900 der Anbaufläche der Plantagen 
cc 382”) in britischem Besitz, der sich z. T. 
Sa a ebenfalls dem Stevenson-Scheme an- 


zn EEE TEN EEE a7 geschlossen und seine Produktion um F| 
Brasilien... 222200. 24 976 20/0 eingeschränkt hat; es wären 

Sonstiges Südamerika.... 7767 also als britisch kontrolliert zu be— 

RE ER SAT 3657 zeichnen 2.2.2 Wo ns ca. 47000 ton» 

I ay RL RER ER NETT 6 666 

sonstiger Wildkautschuk.. 2410 

Weltproduktion insgesamt . 503 ı67 davon britisch kontrolliert .......- 302983 tons = 6o0/p } 


*) Kautschuk-Statistiken für die früheren Zeiträume in der Zeitschr. f. Geopolitik, 1925, H.8&.. 

*) Auf ein der amerikanischen Regierung im Jahre 1923 gemachtes Angebot des französischen 
Kolonialministeriums, im Gebiet dieser Kolonie für den Gummiplantagenbetrieb geeignete Land- - 
flächen amerikanischen Interessenten zur Verfügung zu stellen, ist seitens dieser nichts erfolgt. 


Schätzungen des amerikanischen Handelsdepartements auf 69 °/, beläuft gegen | 
29 °/, der Plantagen auf kolonialholländischem Gebiet, wo der britische Besitz, , 
nicht jedoch der britische Neuanbau, noch in der Zunahme begriffen ist. 
Demgegenüber betrug der Weltverbrauch an Rohgummi im Jahre 1925: 
545000 Tons, wovon 385 500 Tons auf die Vereinigten Staaten entfielen. Der 
Mehrverbrauch für 1925 ist aus den reichlichen Lagerbeständen gedeckt worden, | 
die nunmehr sehr zusammengeschrumpft sind; daher die amerikanische Sorge 
um noch schärfere Verknappung der Vorräte und die aus dieser Besorgnis ent- 
standene Rohgummi-Hauße des letzten Jahres mit einer Preissteigerung von 
zeitweilig bis zu 500 °/,. Sie hatte den amerikanischen Handelssekretär Hoover 
nach seinen erstmaligen Protesten von 1923/24 erneut auf den Plan gerufen, 
der sich zur zentralen Figur in dem nun folgenden Disput gemacht hat.?) 
Dieser Disput wurde zum Spezial- und Hauptfall der seit längerem anhaltenden 
Kampagne Hoovers und seiner Regierung gegen die angebliche oder wirkliche 
Bedrohung der amerikanischen Rohstoftversorgung durch nichtamerikanische, 
Erzeuger-Monopole, einer Kampagne, die sogar bestimmt scheint, Mr. Hoover 


fe 
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en Weg zur Nomination für die Präsidentschaft im Jahre 1928 zu eröffnen. 
A n sollte nie den Primat der inneren Politik in der amerikanischen Gesamt- 
olitik besonders in Zeiten eines Friedens, der Amerika eben gar nicht tief 
enug sein oder doch erscheinen kann, aus dem Auge verlieren; bei einer viel- 
ach gemutmaßten Englandfreundlichkeit Hoovers empfabl sich innerpolitisch 
aturgemäß die Attacke gegen ein britisches Kautschukmonopol. Mr. Hoover 
ill mit seiner Rohstoffpolitik, die jüngstens dem deutschen Kalisyndikat, als 
Träger des Kalimonopols, und der brasilianischen Regierung, als Trägerin der 
Taffeevalorisation, das für die Begehung ihrer Anleihen auf dem New-Yorker 
Markt erforderliche Placet Washingtons verweigert hat, sich tunlichst weiten 
Nählergruppen empfohlen halten.?) Diese vigouröse Politik sucht vor allem, 
ofern sie sie noch nicht hat, die Gunst des starken, augenblicklich wohl in 
ler Regierungspartei dominierenden „industrial bloc*, der auch finanziell 
tärksten Gruppe innerhalb der republikanischen Partei. 

„In Entsprechung“, wie es in einem von Hoovers Department am 23. Mai 
etzten Jahres herausgegebenen Bericht heißt, „der von der Kautschuk ver- 
rbeitenden Industrie angesichts der neuerlichen scharfen Preissteigerung er- 
iobenen Forderung nach Information herausgegeben“, stellt dieser fest, daß die 
Lereinigten Staaten als Verbraucher von über 70°/, der Weltproduktion an Roh- 
ummi an der Lage auf dem Rohgummimarkt in höchstem Maße interessiert 
eien und allen Anlaß bätten, „Mittel ausfindig zu machen, um konkurrierende 
Produktion in anderen tropischen Gebieten zu stimulieren“. Von dem früheren 
edanken, Brasilien, das Ürsprungsland des Gummibaums (Hevea brasiliensis), 
u ermuntern, von der Gewinnung von Wildkautschuk, die gegenüber der 
lantagenkautschukgewinnung ganz erheblich zurückgegangen ist, zum Plan- 
agenbau überzugehen, scheint man amerikanischerseits, einstweilen wenigstens, 
urückgekommen zu sein; die verweigerte Anleihe zur Durchführung der 
taffeevalorisation hat die Beziehungen zu diesem Staate nicht gebessert, der 
uch Bedenken tragen wird, in die Einführung der für den Plantagenbau in 
"rage kommenden chinesischen Arbeitskräfte zu willigen, und seit Sir Roger 
Jasement und E. D. Morel,t) die die an den Kautschuk sammelnden Indigenen 
m Putomayo-Gebiet und am Kongo verübten Greuel der Welt mitgeteilt haben, 
ögert jede auch noch so bedenkenlose Regierung, einen Arbeitszwang für die 
(autschukeinsammlung in Anwendung zu bringen. 

Der Bericht des U. $.-Handelsdepartments kehrt sich dann mit prinzipieller 
Wendung gegen die „combinations in restraint of international trade“, womit 
r, im wesentlichen der inneramerikanischen Adresse dieser Botschaft Rech- 
ung tragend, ohne weiteres die Ausdrücke der Antitrustgesetzgebung auf den 
Nelthandel übernimmt, was ihr unyermeidlicherweise von britischer, inoffi- 
ieller Seite den Vorhalt eingetragen hat, daß die amerikanischen Hochschutz- 
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zölle im Effekt auch nichts anderes seien als „restraint of international tradet, 
Hemmung des Welthandels. RE | 
Die früheren Versuche des Handelsdepartments, das im Verein mit dem 
Landwirtschaftsdepartment nichtbritische subtropische Gebiete auf ihre Eig- 
nung für den Anbau von Gummibäumen hatte untersuchen lassen, amerikanisch 
Unternehmer zur Aufnahme des Pflanzungsbetriebs zu bewegen, schienen end- 
lich auf fruchtbareren Boden gefallen zu sein, als Ende Juni 1925 Mr. Harve 
Firestone, Präsident der Firestone Tire and Rubber Company ın Akron (Ohio)} 
und Freund und Lieferant Henry Fords, ankündigte, daß ein seiner Leitungs 
unterstehender amerikanischer Konzern in Liberia eine Landkonzession' ims 
Umfange von einer Million Acres übernommen habe und dort den Anbau vont 
Gummibäumen in einem Maße aufnehmen werde, daß die Union eines Tagsi 
allein dadurch von der britischen Kontrolle unabhängig gemacht werde. Aufl 
die britische Regierung scheinen weder diese Ankündigung noch wiederholtes 
diplomatische Vorstellungen des amerikanischen Botschafters bei St. James — 
Mr. Houghtons, der, wie zu hoffen steht, aus diesem vergeblichen Tun nichti 
seine Erbitterung über Europa bezogen hat — wegen der hohen Kautschukpreises 
und des Stevensonplans einen Eindruck gemacht zu haben, der hingereichti 
haben mochte, sie zum Verzicht auf den Plan zu bewegen. Der für ihn zu-- 
ständige Kolonialsekretär Amery erklärte auf Anfragen von M.P.'s am 14. 
und 22. Juli 1925, daß dieser sich derart bewährt habe, daß trotz der Anteil-- 
steigerung der holländischen Pflanzungen an der Weltversorgung von ı5 aufl 
37°/, — man lege die Varianten der Statistiken nicht uns zur Last — ant 
ein Aufgeben nicht gedacht werde und daß einzig und allein dem Plan die: 
Erhaltung des gesamten Plantagenbaus zu danken sei. Anläßlich der Beratung; 
des Etats des Kolonialamts im Unterhaus am 27. Juli wurde vom Kolonial-- 
sekretär und — trotz dessen Oppositionsstellung — von seinem Amtsvorgängerı 
J. H. Thomas der Plan erneut vor dem Parlament und gegen Aufhebungs-: 
anträge der britischen Industrie verteidigt; Thomas wollte in den Anregungen,; 
auf die Restriktionsmaßnahmen ganz zu verzichten oder sie minder scharf zul 
gestalten, nichts als eine auf amerikanische Kreise zurückgehende „Propaganda*' 
sehen, die eine früher sichtbar gewordene Tendenz abgelöst habe, „die Plan-- 
tagengesellschaften zum Bankrott zu treiben, damit die Leute in Amerika den: 
ganzen Kram hätten aufkaufen und die Situation für sich hätten ausnutzen! 
können“. Die außerparlamentarische Begleitmusik geht damit unisono, es be-- 
steht kaum eine Dissonanz zwischen Thomas und der Morning Post, die (amı 
27. Juli 1925) die Amerikaner darauf hinweist, daß sie Zeit und Gelegenheit! 
genug gehabt hätten, durch den Ankauf von Shares britischer Plantagenge-: 
sellschaften sich einen Anteil an der Produktion und am eventuellen Gewinn! 
zu sichern; es müßte ihnen dazu entweder an Unternehmungsgeist gefehlt! 
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ler sie müßten gehofft haben, die durch ihre eigene Überproduktion zu 
unde gerichteten Plantagen eines Tages noch billiger ersteigern zu können. 
er hohe Preis für Kautschuk habe die tröstliche Wirkung, daß er es Eng- 
ad erleichtere, den Sterlingkurs zu halten und seine Schuld bei der Union 
Zutragen. 
In dem Zug-um-Zug des amerikanisch-britischen Antagonismus in der Kaut- 
hukversorgung folgte, während das britische Parlament in die Ferien ging, 
f amerikanischer Seite der Beschluß des größten Verbraucherverbandes, der 
merican Rubber Association, seinen Mitgliedern zu empfehlen, den Roh- 
immiverbrauch einzuschränken, die Produktion vor allem von Automobil- 
ifen auf einige wenige Standardgrößen zu konzentrieren, die Benutzung von 
Ikanisiertem Kautschuk zu fördern und dergleichen Maßnahmen mehr zu 
üfen. Das Handelsdepartment im Verein mit dem Landwirtschaftsdepart- 
ent riet in einem weiteren Bericht vom 10. August 1925 zu einem stärkeren 
senamerikanischen Anbau auf den Philippinen, wo auf geeigneten Flächen 
n zusammen 1,5 Millionen Acres gegen 70000 Tons Kautschuk jährlich mit 
srdienst gewonnen werden könnten (bei einem Gesamtjahresbedarf der Ver- 
ligten Staaten vou 385000 Tons für 1925!). Der politischen Schwierig- 
iten, die dort dem Anbau im Wege stehen, tut der Bericht weniger Er- 
ihnung: daß nämlich von den Vereinigten Staaten den Filipinos nach 
langter politischer Vollreife wiederholt mehr oder weniger vollständige Auto- 
mie versprochen ist, was zu langfristigen Investitionen von amerikanischem 
ıpital nicht gerade ermuntert, daß die auf den Philippinen in Kraft befind- 
hen Landgesetze der Bildung von Großplantagen, die Einwanderungsgesetze 
r Einführung von Kulis oder „contract labour“ nicht günstig sind und die 
ıheimischen Arbeitskräfte für den Plantagenbetrieb nur geringe Neigung be- 
inden; die innerphilippinischen Widerstände gegen Bestrebungen auf Ab- 
derung der Landgesetzgebung werden ebenfalls schwer zu überwinden sein 
es besteht dort wie in den übrigen vormals spanischen Gebieten eine viel- 
cht nicht ungerechtfertigte Besorgnis vor der Eigenwilligkeit und Eigen- 
litik der großen Compagnies und Corporations. Die Amerikaner — d.h. 
cht alled) — werden sich hüten, auf Aufhebung der Gesetze hinzuwirken, 
sei denn, sie wollten der Agitation für die Unabhängigkeit neue Nahrung 
ben. Hoover hat für die Regierung erklärt, daß diese keinerlei Absicht 
tte, „to bring pressure on the island“. Ein Roosevelt (Nicholas) hat in der 
w York Times (24. Januar ı926) auf die vielleicht nutzbar zu machenden 
gensätze hingewiesen, die zwischen der politisch führenden Mestizenschicht 
d den Moros, den Ureinwohnern, bestehen, und hat einen alten Moro- 
iuptling, den er besucht gehabt, fragen lassen: „Weshalb kommt amerika- 
ches Kapital nicht nach Mindanao?“ Solange er, der alte Häuptling, lebe, 


is | 
dürften die Amerikaner versichert sein, daß er alles tun werde, um ihne: 
bei der Erschließung des Landes behilflich zu sein. Die daheim mit der: 
Gummiball spielenden Kindlein, sie werden den alten Häuptling gerne & 
reden hören und ebenso gern Mr. Roosevelt den anderen, der verlangt, dat 
die Philippinen „out of politics“ genommen werden und amerikanische Me 
thoden und amerikanisches Kapital dort Eingang finden müßten. GleichwoH 
wird das amerikanische Rubber-Empire auf den Philippinen auch in part 
kaum zu gründen sein. S 

Die Ankündigungen von Mr. Firestone, dessen Pläne die Filipinos für iht 
Gebiet abgelehnt hatten, wollen es in Liberia errichtet wissen, in dem Erd 
teil, dem, abgesehen von einem alten charitativen Interesse für Liberia, sic: 
amerikanische Politik wie amerikanisches Investitionskapital bis jetzt im wesent! 
lichen ferngehalten haben. „Die erste große Bewegung, die Amerika gemacht 
hat, um seinen Kautschuk selbst zu bauen“, hat Mr. Firestone seine miı 
ı00 Mill. Dollar zu kapitalisierende Gründung, die Firestone Plantations Comt 


pany, genannt); es ist immer gut, derartig groß aufgezogene Unternehme: 
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Unternehmen der ganzen Nation zu nennen und so das „partikuläre Interesse“ mi 
dem „öffentlichen Interesse“ zu identifizieren. AufGrund des von ihr in Washington 
abgeschlossenen Vertrags mit der liberianischen Regierung, für die eine 5-Mill! 
Dollar-Anleihe in den Vereinigten Staaten arrangiert werden soll, steht dei 
Gesellschaft nach Untersuchung des gesamten Gebiets der Negerrepublik da 
Recht zu, auf 99 Jahre maximal eine Million Acres geeigneten Boden pacht 
weise zu erwerben. Nebenher soll, ganz wie das einst der Admiral Cheste 
für die Angora-Türkei geplant hatte, die ganze schwarze Republik auf di 
amerikanische Weise zivilisiert werden. Die Arbeitsverhältnisse in Liberia sinn 
angeblich weit befriedigender als irgendwo anders und 300.000 Farbige (da: 
wäre ein Sechstel der Gesamtbevölkerung!) sollen leicht für die Plantagen 
arbeit zu gewinnen sein. So behauptet es wenigstens die Ankündigung Mı 
Firestones; über eine Teilnahme Henry Fords an seinem Projekt und übe 
dessen Finanzierung befragt, blieb er die Auskunft schuldig; ferner ist noc: 
unbekannt, ob für den Vertrag eine Ratifikation durch das liberianische Pan 
lament erforderlich ist oder bereits erfolgt ist. Britische Kolonialfachleut 
stehen dem Unternehmen recht skeptisch gegenüber und weisen auf frühen 
britische Anbauversuche in Liberia hin, die, darunter einer unter Leitung de 
verstorbenen Kolonialveteranen Sir Harry H. Johnston, an den Schwierigkeite: 
gerade einer hinreichenden Beschaffung von Arbeitskräften gescheitert seien 
Abzuwarten bleibt ferner, ob das amerikanische Kapital sich gewillt zeigt, sein! 
alte Zurückhaltung gegenüber tropischen Investitionen in größerer Entfernunt 
von der Union und ihrem politischen Einfluß, wie solcher vor allem übe 
Mittelamerika sich ausdehnt, aufzugeben. 
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[m prinzipiellen Zusammenhang seiner Beschwerden über die ausländischen 
astoffmonopole hat Mr. Hoover bei Gelegenheit einer Ansprache vor der 
lar delskammer in Erie (Pennsylvanien) am 31. Oktober 1925 die Beschwerde 
ber die britische Kautschukausfuhrkontrolle erneut vorgebracht.?) Diese wird 
on ıhm als Ausfluß des Kriegswirtschaftsgeistes bezeichnet, und es wird ihr 
hließlich, wenigstens von fern, mit Vergeltungsmaßnahmen gedroht: die 
'ereinigten Staaten wären ihrerseits in der Lage, durch Ausfuhrkontrollmaß- 
ahmen die Preise für Erdöl, Baumwolle und Kupfer zu bestimmen. Die 
Velt werde zwar niemals um den Preis einer Ware in den Krieg ziehen; 
ber derartige Maßnahmen könnten bösartige Strömungen von Mißverständ- 
issen zwischen den Völkern auslösen. Die Lösung des Problems solle nicht 
ı Abwehrmaßnahmen gesucht werden wie etwa in der Bildung von Einkaufs- 
ereinigungen der amerikanischen Verbraucher; Verbrauchseinschränkungen, 
uffindung von Ersatzmitteln, Verbot der Kreditgewährung an Länder mit 
ontrollpraktiken, das seien allerletzte Maßnahmen; die Lösung liege viel- 
ıehr in der Bereitwilligkeit der Staatsmänner in allen Ländern der Welt, die 
olgen von staatlich überwachter Produktion und Preisgestaltung zu erkennen 
nd auf jedes solche regierungsseitige Eingreifen zu verzichten. Man könnte 
ch denken, daß diese Bedenken gegen die preisbildenden Rohstoffausfuhr- 
ontrollen, so sehr man sie prinzipiell teilen mag, sich im Munde des Ver- 
'eters eines Staates, der sich mit solchen hohen Schutzzollwällen umgibt, wie 
ie Vereinigten Staaten, wenig gerechtfertigt klingen mögen. 

Die vom Colonial Office am 5. Dezember angekündigte Heraufsetzung der 
autschukausfuhrquote von 85 °/, auf 100 °/, der sog. Standardproduktion, an- 
att wie eigentlich auf Grund des automatisch in Verbindung mit der Preis- 
eigung wirkenden Stevenson-Plans auf nur 95°/,, zum ı. Februar 1926 hat 
je amerikanischen Erregungen, wenn sie mit Rücksicht auf diese erfolgt ist, 
icht zu beschwichtigen vermocht, insofern begreiflicherweise, als sie keines- 
egs schon eine Aufhebung des Stevenson-Plans überhaupt und eine völlige 
reigabe der Ausfuhr aus Ceylon und den Malaienstaaten bedeutet. Den Plan- 
igen steht es ab ı. Februar lediglich frei, gegen Entrichtung der Minimum- 
ısfuhrabgabe ihre Standardproduktion, keinesfalls aber mehr als diese, die 
inter der potentiellen Produktion bis zu 20°/, zurückbleiben soll, zu expor- 
eren. Die Times (vom 7. Dezember 1925) hat diese Erhöhung der Ausfuhr- 
uote mit der Hoffnung begrüßt, daß sie einzig und allein auf Grund der 
farktlage und nicht infolge des Drucks von Amerika erfolgt sei. Denn die 
nerikanische Stellungnahme sei „unlogisch und uninformiert gewesen. Der 
ichtigste Grund für die Erhöhung der britischen Ausfuhr ist der, daß der Preis 
jch ist und daß es unsinnig ist, nichtbritischen Produzenten zu erlauben, alle 
orteile des gegenwärtigen hohen Preisstandes für diesen Artikel einzuheimsen.* 
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ments in Sachen des Rubber-Preises nicht hintanhalten. Am ı8. Dezembei 
brachte im Repräsentantenhaus der Führer der Regierungspartei, Mr. Tilsor 
nach Rücksprache mit Mr. Hoover eine Resolution ein — mit der also dil 
Regierung sich identifiziert, die ja selbst im Kongreß Anträge nicht einbringes 
kann —, in welcher die Vornahme einer Untersuchung den: angeblichen Kaut 
schuk-Preismanipulationen seitens: der britischen Kolonialregierungen verlang; 
wurde, welche durch das „Interstate and Foreign Commerce-Committee“ de 
Hauses erfolgen sollte. Hierbei wurde erneut ein Zusammenhang hergestelli 
der in den amerikanischen Pressediskussionen eine große Rolle gespielt un« 
der, gerade als weltwirtschaftliche Doppelzufälligkeit, nie seine Wirkung ven 
fehlt hat: ı. Der britische Anteil an der Weltproduktion beläuft sich auf 70°! 
(was für ı925 nicht mehr zutreffend ist), also auf ebenso viel wie den ameri 
kanischen Anteil am Weltverbrauch dieses Rohstoffs; 2. die durch die Preisi 
manipulationen bedingten Mehrausgaben der amerikanischen Wirtschaft füi 
ihre Kautschukversorgung belaufen sich nach Mr. Tilson, der seine Auskünfti 
kaum wo anders herbezogen haben kann als aus dem Department of Commercei 
auf 700 Mill. Dollar, welcher Mehrbetrag gerade hinreiche oder noch etwa: 
mehr als hinreichend sei, um die jährlichen Verpflichtungen Englands au 
Grund seiner Kriegsschuld bei den Vereinigten Staaten zu decken. Ein Miti 
glied des Hauses, das den minderwichtigen Zweig der amerikanischen Legis: 
latıve darstellt und dessen Reden und Beschlüssen somit eine verminderte Be; 
deutung zukommt, Mr. Hull von Tennessee, will herausgefunden haben, daf 
Großbritannien in den nächsten sechs Jahren auf Grund des Stevenson-Plan: 
die vier Milliarden Dollar zu erwirtschaften hoffe, die es insgesamt den Ver: 
einigten Staaten schuldet, und daß die englische Schuldenkommission mil 
diesem Plan vor Augen seinerzeit das Schuldenabkommen unterzeichnet habe 
Das Haus beschloß, sein Komitee für Interstate and Foreign Commerce in eins 
Untersuchung über die Mitwirkung auswärtiger Regierungen bei der Gestall 
tung von Preisen für die folgenden nach den Vereinigten Staaten exportierten 
Rohstoffe: Rohgummi, Kaffee, Seide, Salpeter, Kali®), Jodin, Zinn, Sisalhanf! 
Quecksilber und Papierholz, und über die Wirkung dieser Regulierungsmaß; 
nahmen auf die amerikanische Wirtschaft eintreten solle. Besondere Ereiferung 
galt hierbei noch den kanadischen Bestrebungen nach einem Ausfuhrverbo: 
für Papierholz, das amerikanische Industrielle zwingen würde, ihre Papier- 
fabrikation auf kanadisches Gebiet zu verlegen; das kanadische Argument, daf 
man hoffe, auf diese Weise zu einer intensiveren Ausnutzung der Waldbestände 
zu gelangen und damit eine Konservations-Politik verwirklichen könne, ist füı 
den seine Waldbestände immer noch sehr mit „Pionier“augen anblickender 
Amerikaner alles andere als überzeugend. 


VAGTS: KAUTSCHUK-POLITIK 
‚Es ist schon nach dem Mitgeteilten nicht recht zu sehen, was dieses Komitee 
es Repräsentantenhauses noch an neuen Tatsachen über Ausfuhrrestriktionen 
sw. hätte ausmitteln können; diese Tatsachen dürfen sich in der Hauptsache 
ereits in den Archiven und Registern des Hooverschen Departments befinden. 
Is seine Funktion wird von Mr. Hoover gedacht sein, innenpolitisch, das heißt 
ir seine Präsidentschaftskandidatur, und außenpolitisch wirksam zu werden, 
m nämlich die englische Öffentlichkeit, die durch ihre Presse sehr genau über 
iese Vorgänge unterrichtet wird, und über diese weg das Parlament und die 
egierung zu impressionieren. Sie hätte auch auf verschiedene, mit Wissen, 
jenn nicht auf Anregung der amerikanischen Regierung erfolgte Ratschläge 
n einzelne Produzentengruppen, den Anbau ihrer Erzeugnisse zu beschränken, 
inweisen können.®) Mr. Hoover trug Sorge, auch weiterhin in dem homerischen, 
it Reden, Resolutionen und Artikeln ausgefochtenen Fernkampfe im Brenn- 
unkt zu bleiben. Er hat mit Unterstützung der National Rubber Association 
nd der National Automobile Chamber of Commerce!?) eine Gummispar- 
ampagne gestartet. Garagen- und Automobilbesitzer — das wendet sich also 
n fast das gesamte amerikanische Volk — werden aufgefordert, ihren Verbrauch 
n Pneumatiks, deren Produktion sich 1925 auf 55°/, Mill. Stück, also ziemlich 
enau ein Pneu pro zwei der Bevölkerung belief, tunlichst einzuschränken. 


Ein weiterer ‚spokesman“ der Regierung Coolidge — man weiß, daß es 
merikanische Übung ist, daß in den Nachrichten über die regelmäßigen 
resseinterviews in den Washingtoner Ministerien und im Weißen Haus die 
uskunftgeber nicht namentlich benannt werden — hat am 23. Dezember er- 
lärt, daß die Anrufung des Kongresses für den Kampf gegen die verschiedenen - 
reiskontrollmaßnahmen auswärtiger Regierungen, ein Kampf, der nicht so sehr 
ine Angelegenheit von Dollars, sondern ein solcher prinzipieller Natur, gegen eine 
efährliche Allgemeintendenz gerichtet, sei, daß diese Anrufung erst erfolgt sei, 
achdem es der amerikanischen Diplomatie trotz vielfacher Bemühungen nicht 
elungen sei, die betreffenden Regierungen zum Verzicht auf ihre Preiskontroll- 
ıaßnahmen zu bewegen. Dieser Fehlschlag habe die amerikanische Regie- 
ung veranlaßt, die Finanzkreise ihres Landes zu bewegen, die Gewährung 
on Krediten an solche preiskontrollierenden Regierungen und Konzerne zu 
nterlassen. Also: Kapitalsembargo als Vergeltungsmaßnahme. „Es ist nach 
iesem evident“, heißt es in diesem Interview weiter, „daß ein Handelskrieg 
n Gange ist, in welchem die U.S.-Regierung den Apparat der großen An- 
ihehergabefähigkeit des Landes benutzt, um einer Situation entgegenzutreten, 
elche sie als beklagenswerte Diskrimination dem amerikanischen Handel und 
er amerikanischen Industrie gegenüber betrachtet.“ 

Die amerikanische Regierung und ihre Vertreter haben jedoch immer wieder 
etont, daß sie an Repressalien im engeren Sinne nur als allerletztes Mittel 
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dächten. Dafür soll dem Parlament von Massachusetts Gelegenheit gegebe 

werden, eine eigene Vergeltung gegen England ‘durchzuführen — nach dex 
Bodenfläche umgerechnet ein Dreihundertstel, nach der Bevölkerungszahl e 

Siebenundzwanzigstel dieser Revanche — wenn es nämlich sich entschließt: 
einen offen als Repressalie bezeichneten, kurz vor Jahresschluß in der Legis: 
lative dieses Commonwealth eingebrachten Antrag anzunehmen, der sich gegen 
die Tätigkeit englischer Versicherungsgesellschaften innerhalb der Grenzen 
des Staates richtet und diese von weiterer Betätigung ausgeschlossen wisse 

will. Wie vor ı50 Jahren stellt sich Boston an die Spitze des Kampfes 
gegen ein britisches Monopol — damals Tee, heute Kautschuk. Für die> 
jenigen, welche Meldungen von diesen Vorgängen überschreiben mit „englisch+ 
amerikanischer Gummikrieg“, sei bemerkt, daß es ein altehrwürdiges Ver- 
gnügen und Privileg amerikanischer Parlamentarier ist, über solche Diffe: 
renzen die wildesten Reden zu führen. „Twisting the lion’s tail“, des britischer: 
Löwen Schweif zu zwicken, ist ein gern geübter Zeitvertreib amerikanischer 
Rhetoren und dieser Sport ist für die amerikanisch-englischen Beziehungen 
durchaus tragbar, wenn auch vexierend. Noch härtere Worte, wie solche der 
Schwiegersohn Theodor Roosevelts, der Sprecher des Repräsentantenhauses; 
Mr. Longworth, gefunden, daß Englands Kautschukkontrolle ein „internatios 
naler Schwindel“ sei, riefen aber den früheren Schatzkanzler Sir Robert Horne& 
der zu Amerika in mannigfaltigen Geschäfts- und freundschaftlichen Beziehungen: 
steht und zu dessen Amtszeiten der Stevenson-Plan eingeführt worden warı 
in die Schranken oder Spalten amerikanischer Zeitungen. In einem Artike: 
in der New York Times (3. Januar 1926) rechtfertigt er die diesem Plan zu« 
grundeliegende Politik außer mit der Notlage der Pflanzer zur Zeit der Bes 
ratung und Einführung des Plans mit dem folgenden Hinweis: Wäre der Plan: 
nicht zur Einführung gelangt, so wären die Plantagen in Verfall geraten und 
schnell in einen dschungelähnlichen Zustand zurückgesunken; der seit Ein, 
führung des Stevenson-Plans, speziell infolge des neuen, unter stärkerer Ver+ 
wendung von Kautschuk hergestellten sogenannten Ballonreifens rapid get 
stiegene Kautschukverbrauch Amerikas würde, wenn der Stevenson-Plan nich: 
in Wirksamkeit getreten wäre und den Weitergang der Produktion gewähr: 
leistet hätte, noch höhere Preise für dieses Erzeugnis mit sich gebracht habent 
Sir Robert konnte auch auf eine Schwäche des amerikanischen Arguments auft 
merksam machen: daß nämlich der Preis für Automobilreifen im Vergleich 
mit der Preissteigerung für Rohgummi erst minimal sich gehoben hat, wat 
wohl vor allem darauf zurückzuführen ist, daß der neue Ballonreifen einu 
längere Lebensdauer hat als die früheren Modelle; in der Tat trägt, amerikat 
nisch gesprochen, der vom Automobilbesitzer für Reifen verausgabte Dollar ihr 
heute fünfmal so weit wie vor dem Kriege. Im übrigen treffe die Preis; 
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igerung nichtamerikanische Kreise in gleicher Weise, so daß von einer. 
skriminatorischen Behandlung — als völkerrechtlich begründete Ursache zu 
eschwerden und Vorstellungen bei Großbritannien — nicht die Rede sein 
irfe. Es stehe ebenso sehr in der Befugnis der Vereinigten Staaten, ihrer- 
its Ausfuhrabgaben von den Rohstoffen ihres Landes zu erbeben; England 
ürde keinen Anlaß zu Beschwerden darüber haben und höchstens aus solchen 
orfällen die Lehre ziehen können, noch mehr Weizen und Baumwolle als 
sher innerhalb der Grenzen des Empire anzubauen. Dieser Trost ist für den 
merikaner kein Trost, zumal seine Verfassung (Artikel I, Sektion 9, Nr. 5: 
0 tax or duty shall be laid on articles exported from any state) die Er- 
bung von Ausfuhrabgaben nicht gestattet. Die Hauptursache nicht so sehr 
ı sachlichen Beschwerden und Vorstellungen als zu dem Entrüstungsgeschrei 
ul Sir Robert bei den Spekulanten suchen, die sich auf Terminlieferungen 
stgelegt hatten. Eine Zusicherung, daß der Rohgummipreis 36 Cents für 
is Pfund niemals übersteigen solle — der Stevenson-Plan hatte die Unter- 
hreitung eines Preises von ı s 3d das Pfund, also 30 Cents verhüten sollen 
- sei von amtlichen britischen Stellen nie gegeben worden. Was etwa von 
ummipflanzern an Zusicherungen dieser Art und über diese Preishöhe gemacht 
örden sei, hätte den amerikanischen Verbrauchern die Möglichkeit gegeben, 
jese Pflanzer bei ihrer Zusicherung zu nehmen und sie auf Grund dieses oder 
nes darunter liegenden Preises auf Lieferungen festzulegen. Sir Robert konnte 
rner hinweisen auf die hohen durch die Gummi-Hauße nicht verminderten 
eingewinne der großen amerikanischen Kautschuk verarbeitenden Industrien. 
Der Weiterführung der Hooverschen Kampagne kam es schlecht zunutze, 
aß zu Jahresbeginn eine andere Kampagne auf die amerikanische Öffent- 
chkeit losgelassen wurde, die sich gegen die Aluminium Company of America 
chtete. Gegen diese, deren Hauptaktionäre der gegenwärtige Schatzsekretär 
Ir. Andrew Mellon und sein Bruder sind, hat der Generalstaatsanwalt nach 
praufgegangener Untersuchung durch die Federal Trade Commission seiner- 
its Untersuchung wegen verschiedentlicher Verstöße gegen die Antitrustge- 
tze einleiten müssen. Diese Untersuchung ist seither niedergeschlagen und 
ie Erregung auf den der republikanischen Partei nicht ähnlich nach ver- 
undenen Ward’schen Bread Trust abgeleitet worden. Unter dem schlechten 
errpolicischen Stern dieses Zufalls begann das mit der Untersuchung der 
»n ausländischen Regierungen ausgeübten Preismonopole betraute Komitee 
28 Repräsentantenhauses seine Sitzungen (6. Januar), in deren erster Mr. 
|oover einvernommen wurde. Im einleitenden Teil seiner auf sein Ersuchen 
>heim zu behandelnden Ausführungen legte er dar, daß es auf diplomatischem 
Vege nicht gelungen sei, die zuständigen Regierungen, vor allem die britische, 


ım Verzicht auf ihre Preis-, Ausfuhr-, Produktions- und sonstigen Kontroll- 
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maßnahmen zu bewegen. Darum müßten Kongreß und Exekutive Maß 
nahmen erörtern und beschließen, die einer als alarmierend anzusehenden 
Situation abhelfen könnten, und sich zu einer „national policy“ gegenüber 
diesen Maßnahmen aufraffen, die notfalls zu einer „international policy“ aus; 
zubauen sei, da mindestens 50 Staaten sich in der gleichen Zwangslage be- 
fänden wie die Union und sich der gleichen wachsenden Bedrohung für Weltt 
handel und internationale Beziehungen bewußt werden müßten. 

Diese Gefahren würden nicht durch eine laissez-faire-Stellungnahme 5 
hoben werden, Vergeltungsmaßnahmen andererseits würden sie lediglich ver- 
schärfen. Amerikanische Importeure allein, „ohne eine gewisse Unterstützung 
seitens ihrer Regierung“, könnten sich gegen die ausländischen Zum 
schlüsse nicht schützen. Verhandlungen mit den Monopolstaaten unter An- 
erbietungen amerikanischer Gegenleistungen (Zollerleichterungen usw.) würden: 
zu unabsehbaren Reibungen — im Innern Ihrer Vereinigten Staaten und Ihrer 
Lobbies doch wohl, Mr. Hoover — führen. Als Abhilfsmaßnahmen für die 
Behebung der Kautschuknot brachte Hoover neuerdings in Vorschlag: größere 
Sparsamkeit in der Verwendung, Verwendung von vulkanisiertem Kautschuk; 
aktive amerikanische Unterstützung bei der Erweiterung der Anbauflächen: 
besonders auf den Philippinen und in Holländisch-Ostindien, eventuell auchl 
in Columbia und Panama, wo Boden und klimatische Verhältnisse dem An- 
bau günstig sind. Hoover schloß seiner Aussage öffentlichen Teil mit fol 


genden Sätzen: 


„Es ist gesagt worden, daß in absehbarer Zeit alle diese Dinge sich nach unvermeidlichem: 
ökonomischen Gesetz in die Reihe bringen werden. Dem mag so sein, aber bis dahin zahlen wivi 
Milliarden und das Restriktionsgesetz besteht fort; mit Hilfe staatlicher Überwachungsmaßnahmen: 
können diese als unvermeidlich bezeichneten Konsequenzen auf viele Jahre hinaus verschoben 
werden. Die beste und endgültige Beseitigung dieses Übels in der Welt besteht für uns darin: 
daß wir dartun können, daß wir aus Eigenem eine ungehinderte Versorgung unseres Rohstoff: 
bedarfs sicherstellen und daß sich aus diesem Grunde jene Kontrollen und Zusammenschlüsse reim 
wirtschaftlich niemals rentieren können; das braucht nicht durch Drohungen und Repressalien 
zu geschehen, sondern dadurch, daß wir innerhalb unserer Grenzen und vermittels unserer eigenen! 
Amtsstellen und amtlichen Tätigkeit im Auslande Maßnahmen in die Wege leiten, die Abhilfe 
schaffen werden. Wenn aus dieser -Untersuchung weiter nichts hervorgeht als Aufklärung über: 
die Gefahren, die diese Kontrollmaßnahmen mit sich bringen, und ein Erwachen des amerikat 
nischen Volks zu der Notwendigkeit seiner Versorgung aus nichtkontrollierten Quellen, so wird 
sie viel erreicht haben; denn sie wird jenen Kontrollbehörden bedeutet haben, daß unser Volk 
Widerstand leisten wird.“ 


Damit war für eine auf die Präsidentschaftsnomination abzielende „publicity“ 
einiges, einiges auch für die Richtigstellung eigener früherer Äußerungen ge- 
tan, so, wenn Hoover erklärte, daß es niemals die Absicht des das Funktio- 
nieren des Stevenson-Plans überwachenden britischen Ausschusses gewesen sei, 
daß die Preise den Stand erreichen sollten, den sie erreicht haben. Dafür 
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sien — und damit geht er mit Sir Robert Horne einig — die Spekulation, 
icht die Pflanzer oder britische Beamte, verantwortlich zu machen. „Die 
chwierigkeit mit Kontrollmaßnahmen jedoch ist, daß man die Gewalt über 
ie verliert“, — Äußerungen, die wie die Londoner Times (8. Januar) be- 
lagen, die amerikanische Berichterstattung über die Verhöre ebenso wenig 
ur rechten Geltung gebracht hätte wie das sichtliche Bemühen Hoovers, das 
"euer zu dämpfen, das er selbst mit entzündet hatte. 

"Die nach Hoover und seinen Mitarbeitern zu Wort gelangten Vertreter der 
merikanischen Rohgummi verarbeitenden Industrie waren wenig in der Lage, 
em verhörenden Komitee zu helfen, Maßnahmen ausfindig zu machen, die 
hrer Industrie zustatten kommen würden. Auf den extremen amerikanischen 
Internehmer-Individualismus machte der Vorschlag, daß durch Gesetzgebung 
lem amerikanischen Verbraucher ermöglicht werden sollte, eine zentrale Ein- 
aufsorganisation zu gründen, geringen Eindruck. „Wenn Sie uns zur Kon- 
ernierung zwingen würden“, erklärte der Präsident einer großen Gummi- 
varenfabrik, „so könnte das vielleicht helfen; geschieht jedoch dieser Zusam- 
nenschluß nicht unter staatlichem Zwang, so, fürchte ich, wird er nicht ver- 
virklicht. Wir Kautschukverarbeiter sind einem Zusammenarbeiten nicht sehr 


eneigt.“ Ein anderer, gegen eigene Neigung zur Aussage veranlaßter leitender 
4 * ” - “ * ” 
‘achmann, erklärte, daß es schwer sei, seine Industrie zu einer so langfristigen 


nvestition, wie sie der Gummiplantagenbau bedinge, zu bewegen. „In this 


ountry we live next to the ticker“, in Amerika lebe man dafür zu nahe am 
legraphischen Ticker, der die Börsenkurse übermittelt. 

Den Vorschlägen, daß not- und äußerstenfalls die Regierung helfend ein- 
reifen und den Anbau etwa auf den Philippinen und in der Panama-Kanal- 
ne durch Hergabe von Anleihen unterstützen müsse, trat Präsident Coolidge 
rsönlich, einer seiner alten und wenigen festen Regeln seiner Politik getreu: 
o politics in business, kein regierungsseitiges Eingreifen in das freie, nach 
merikanischer Auffassung allein gesunde Spiel der Wirtschaftskräfte, prompt 
nigegen. 

- Seinem Verweis auf die Selbsthilfe trug die Nationale Automobile Chamber 
f Commerce, die fast alle Automobilfabriken der Union (102) zu ihren Mit- 
liedern zählt, Rechnung, indem sie zur Gründung einer mit 10 Mill. Dollar 
kapitalisierenden American Motor Rubber Corporation mit dem Zweck zu- 
ächst des Studiums der Anbaugelegenheiten, danach auch der Gewinnung, 
es Kaufs und Verkaufs von Rohgummi schritt (12. Januar), einer Gründung, 
der sich die ihr angeschlossenen Werke entsprechend ihrer Fertigungsquote 
jes letzten Jahres beteiligen werden. Ein zunächst allgemein gehaltenes Pro- 
iramm für diese Corporation ist in Rücksprachen mit Mr. Hoover festgelegt 


orden; Leitgedanke ist die Rohgummiversorgung Amerikas durch Pflanzungen 
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unter „amerikanischen Auspizien“ und mit amerikanischem Kapital; der Pfla 1 
zungsbetrieb soll „in a big way“ unternommen werden, daneben sollen, um: 
die Produktion der Kleinplantagen außerhalb des britischen Empire aufz u 
‚fangen, in Hinterindien Sammellager geschaffen werden, welche die allen Über-. 
wachungsmaßnahmen zum Trotz aus den Malaienstaaten ausgeschmuggelteni 
Kautschukmengen aufkaufen sollen, ein Schmuggel, der besonders von dent 
Eingeborenen und chinesischen Kleinpflanzern und Aufkäufern betrieben wird. 
Diese Bestrebungen in Richtung einer amerikanischen Rubber-Autarkie Eu | 
von ihrem Sponsor Hoover entschieden begrüßt: „Das würde einen Beitrag: 
zur Unabhängigkeit der Nation von vielen ökonomischen und olitischeil 
Schwierigkeiten bedeuten. Freiheit in bezug auf die Rohstoffversorgung ist! 
der Lebenskern der Industrie und des nationalen Fortschritts. Es würde eins 
weiterer profunder Beweis dafür sein, daß unsere Industrien einen größeren: 
Begriff von Amerika haben als nur den, der sich aus dem Tagesereignis | 
Handels ergibt.“ — Neomerkantilismus? | 

Überboten wird dieser Plan im Ausmaß oder in der Prätention in einemi 
Tags darauf ebenfalls während der jährlichen Automobilausstellung in Newr 
York veröffentlichten Plan der Rubber Association of America. Auch er istii 
nach Konferenzen mit Hoover zustande gekommen, auch er ist nach ihm be- 
stimmt, „to protect the American public and the rubber industry with Ba | 
to future supply“. Dieser Plan sieht für zunächst fünf Jahre jährliche Auf-- 
wendungen in Höhe von je ıo Mill. Dollar vor zum Zwecke des Anbaus von 
Gummibäumen in amerikanischen Kontroll- oder Einflußsphären. | 

Die Forderung der Rubber-Interessenten, daß, wenn schon subsidäre Regie-: 
rungsanleihen nicht gewährleistet würden, die Flagge den geplanten Investitionen: 
zu folgen oder sogar ein wenig vorauszugehen habe, war von Hoover mit seineng 
Reden heraufbeschworen worden, und Mr. Firestone hat sie vor dem Komitee: 
für Interstate und Foreign Trade des, Repräsentantenhauses angemeldet, nach- 
dem er nochmals die Pläne für sein Rubber-Reich dargelegt hatte. Wenns 
Amerika irgendwie seine Versorgung mit Kautschuk wie auch mit anderent 
Rohstoffen, die jetzt nichtamerikanischen Monopolen unterlägen, sicherstellent 
wolle, müsse die Regierung dem Kapital hinreichend Ermutigung gewährent 
und den beteiligten Kreisen versichern, daß sie zum Schutz amerikanischerı 
Interessen das äußerste Maß von Unterstützung leihen werde. 

Gegenüber diesen noch vergleichsweise milden, aber darum noch nicht zu- 
treffenderen Ausdrücken wie „Monopol“ für die britischen Restriktionsmaß- 
nahmen, welche sich im Kongreß selber gelegentlich zu Redensarten wie 
„extortion“, „gouging“ und „hold-ups“ steigerten, die britischerseits bei der! 
Kautschuk -Versorgung geübt würden, nahm der britische Botschafter die Ge- 
legenheit einer Luncheon-Ansprache vor dem Advertising-Club von New Yorki 
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23. Januar wahr, um seinerseits sich direkt und öffentlich an die öffent- 

Meinung der Vereinigten Staaten zu wenden, als in einer Angelegenheit, 

' mach seinen Worten „for some time past considerably exereised public 

nion in this country.“ Sir Esm& Howard, nach seinem Geständnis einst- 

s selbst manquierter Gummipflanzer, erklärte dieser öffentlichen Meinung, 

der akkreditiert zu sein für jeden Botschafter heute so wichtig ist, nach 
ı immer wieder notwendigen Richtigstellungen, daß das Ziel der britischen 
egierung mit dem Stevenson-Plan, der zwar aus dem Rahmen der Wirt- 
haftspolitik seiner Regierung ein wenig herausfalle, gewesen sei, den Plan- 
agenbau vor dem völligen Ruin zu bewahren, was auch dank der Voraus- 
icht der Väter dieses Plans zum Vorteil sowohl der Pflanzer wie letztlich 
uch der Verbraucher erreicht worden sei. 
Auch wer neben den politischen nicht die Preisbewegung für Rohgummi 
während dieser Zeit der Reden und Widerreden mit ihrer abflauenden Hef- 
gkeit verfolgt hat, wird sich sagen, daß diese Preisbewegung abwärts geführt 
ıaben muß. Die Rohgumminotierungen waren in der Tat in diesen Wochen 
on über einen Dollar für das englische Pfund auf 70 Cents heruntergegangen 
daher die Genugtuung über diese Preisdrückung durch Einwirkung von 
arlamentarischen Resolutionen und Untersuchungskommissionen. Mr. Hoover 
elbst stellte (am 26. Januar) fest, daß dank der von ihm vor sechs Wochen 
estarteten Bewegung ein Sturz von 1,09 Dollar für das Pfund als Höchst- 
and auf 68 Cents (seither auf 55 Cents und darunter) erfolgt sei; das be- 
eutet nach ihm eine Ersparnis für die amerikanische Wirtschaft im laufenden 
ahr in Höhe von 350 Mill. Dollar; mindestens ebenso viel wird Mr. Hoover 
en Menschen so gern nach Dollars wertenden amerikanischen Verbrauchern 
vert sein; und schließlich sind sie „all voters*. 

Als weitere preisbildende Instanz gibt sich die am 2. Februar eröffnete neue 
lew Yorker Kautschukbörse, die der alten Kakaobörse angeschlossen ist und 
ls Cocoa and Rubber Exchange of America, Inc., firmiert, mit einer Ankün- 
igung, daß „durch diese neue Institution der amerikanische Kaufmann, der 
autschuk kauft oder verkauft, fortab eine Gelegenheit hat, sich gegen aus- 
järtige Kontrolle zu schützen und mitzuwirken bei der Gestaltung der Kaut- 
hukpreise“. Zu dieser ersten Börse ist am ı5. Februar bereits eine weitere, 
ie Rubber Exchange of New York, Inc., getreten. 

Die Gefährdung friedlicher internationaler Beziehungen durch solche Preis- 
enkungsaktionen kann naturgemäß nur eine Übermacht wie die Vereinigten 
taaten wagen, die sich dabei wirtschaftsideologisch von einer Abneigung gegen 
sgliche Form von Planwirtschaft getrieben fühlt. Für den Wiederholungs- 
4 bleibt zu beachten die amerikanische Taktik, die in Kürze auch — am 
ahrscheinlichsten wird sich das aus innerpolitischen Anlässen ergeben, viel- 
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leicht um eine Rebellion des Farmblocks abzuwenden!) —- gegen jedes | 
Rohstoffland Anwendung finden mag: Staatssekretäre, Parlamentarier, Presse, 
Fabrikanten behaupten von dem jeweils zu beschuldigenden Lande, es übe: 
Monopolwirtschaft, es verübe „restraint of trade“, jene aus der Zeit der Ver-- 
folgung der Trusts so perhoreszierte Verschwörung gegen die Konsumenten... 
Mit dieser Phraseologie wird die größte und reichste aller Konsumentengruppeni 
als solche und zugleich als größte und massivste Gruppe öffentlicher we: | 
oder Weltmeinung mobilisiert. Die Front für die Aufregung ist nach außen: 
gerichtet, während im Innern, wo Trustfrommbheit herrscht wie nie zuvor, 
mit Ausnahme der wirtschaftsfriedlichen Kriegszeit, die eigenen Trusts immert 
schärfer konzentrierte Zusammenschlüsse zustandebringen, — so wie in derı 
Windstille die Eiskristallbildung sich beschleunigt. Die Konsumentenschaft isti 
dieser Taktik in der Hauptsache ein Meinung-wiehernder Vorspann, bestimmt, 
den Sünderstaat furchterregend zu impressionieren. Diese Manöver berühren, 
vielfach ohne eigentliche Angriffsabsicht, wie das künstliche Manövrieren der 
vornapoleonischen Taktik mit ihren „Jalousien“, „Diversionen“ und sonstigen 
„Impressions“-Manövern. Den Endverbraucher im Fall der Kautschuk versor- 
gung etwa durch Aufhebung der Schutzzölle für Reifen und Pneumatiks, dies 
in Großbritannien rund 25 Prozent billiger sind als in den Vereinigten Staaten, 
zu entlasten, wird von der herrschenden Partei nicht einmal erwogen. Die 
von einem Kongreßmann der Opposition eingebrachte Bill auf Untersuchungs 


der Gewinne dieser Industrie darf in diesem Zusammenhang weniger wegen: 
ihrer Aussicht auf Annahme interessieren, die naturgemäß minimal sind, als 
wegen ihrer Begründung, in der es heißt: 

„Die Öffentlichkeit sollte erfahren, wie der Kautschukhandel einen Mann vom Range Hoover 
hat dazu bewegen können, seine Beschuldigungen gegen das britische Monopol zu erheben, 
während er gleichzeitig die Riesenprofite der inländischen Profiteure ignorierte, die zu beschneidens 
er in der Lage gewesen wäre. Internationale Unstimmigkeiten sind durch den Versuch des Re- 
präsentantenhauses erregt worden, das in einem einseitigen Verhör Großbritannien zum Allein-ı 
schuldigen hat machen wollen. Sollten Amerikaner mit für die hohen Preise für Gummiwareni 
zu tadeln sein, so sollten wir fair genug sein, das aufzudecken. Das Untersuchungskomitee hatı 
bis dahin versucht, amerikanischen Patriotismus der Sache mächtiger Kautschukinteressen dienst- 
bar zu machen, die, genau wie sie die Preise heben, auch die Flagge hochheben.«“ (Kongreß- 
mann Loring M. Black in einem Preßkommunique vom 27. Januar 1926.) 


Das Schicksal dieser Bill im Kongreß wird das der allzuvielen sein — 
to be pidgeonholed, d. h. in einem der vielen Fächer zunächst dem Papier- 
korb deponiert zu werden. Sie scheint auch einstweilen inaktuell geworden! 
zu sein, und es herrscht im „Kautschuk-Krieg“ eine Stille, die vielleicht schon: 
den formlosen Friedensschluß bedeutet, eine Stille, die der U. S.-Repräsentanten- 


haus-Ausschuß wahrgenommen hat, seinen Bericht vorzulegen, der Neues weden 
als Feststellung noch als Vorschlag bringt. 
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Erreicht haben Hoover und die hinter ihm stehenden Kreise eine Preis- 
kung und eine vorzeitige Erhöhung der Ausfuhrquote aus dem Geltungs- 
eich des Stevenson-Planes; das Colonial Office soll sogar eine Revision des 
Ausfuhrschemas vorbereiten, die eine Exportsteigerung auf 130 Prozent der 
tandard-Produktion ab Mai 1926 vorsieht. Mit der Kautschuk-Selbstversor- 
jung der Vereinigten Staaten wird es jedoch gute und noch mehr Weile 
aaben als die fünf bis sieben Jahre der Inkubationszeit für Gummipflanzungen. 
Jazu sind die Kapitalien, die die amerikanischen Interessenten für Anbau- 
wecke bisher bereitgestellt oder auch nur angekündigt haben, viel zu gering; 
lie Selbstversorgung auch nur zu einem nennenswerten Bruchteil werden sie 
icht ermöglichen. Die spezifische Abneigung des amerikanischen Kapitals 
gen nicht unverzüglich ertragbringende Investitionen wird die Selbstversor- 
ng nicht anders als in einer zunächst beiläufigen Weise zulassen, wie etwa 
urch den Erwerb von Pflanzungen seitens der Verarbeiter in kontrollfreiem 
— d. h. vorzugsweise auf kolonial-holländischem — Gebiet, daß auch durch die 
Baissezeit hindurch die stärkste Zunahme an Neuanpflanzungen aufzuweisen hat. 
An Schockwirkungen haben die Hauße am Kautschuk -Weltmarkt und die 
dooversche Politik bis dahin nur einige, lediglich geringes Ausmaß verkün- 
ende Zeichen des Übergangs zur Selbstversorgung der Union aus ihrer Ein- 
B-Sphäre heraus gezeitigt. So ist seit einiger Zeit versucht worden und soll 
veiter versucht werden, den in Mexiko wachsenden Guayule-Strauch, der eine 
ummi-Latex enthält, in den Südweststaaten der Union in größerem Um- 
ange zum Anbau zu bringen; die ersten Pflanzungsversuche sollen sich, be- 
onders auch auf dürrem Boden, bewährt haben. Die Firestone Company will 
ch außer ihrer eine Million Acres-Pachtung in Liberia eine Option auf 
5000 Acres für die Gummigewinnung in Mexiko gesichert haben; aber 
Mexiko ist schwankender Boden — selbst für Gummibäume und -sträucher. 
as so sehr stark amerikanisierte Cuba hat, man weiß nicht, ob auf amerika- 
Jische Veranlassung, eine Prämie von 50 Cents für jeden neu angepflanzten 
ummibaum ausgesetzt. Vonseiten der Niederlande, die von dem Noten- 
rechsel mit dem Staatsdepartment über die Djambi-Ölfelder her nicht das 
'olle Vertrauen der Union in ihre Kolonialpolitik besitzen mögen und in dieser 
dicht hundertprozentig amerikanischen Prinzipien huldigen (so ist unlängst die 
‚rhebung einer Ausfuhrabgabe von Rohgummi seitens der Niederländischen 
\olonialverwaltung beschlossen worden), hat man einiges amerikanisches 
apital für die Neuanlage von Kautschukplantagen zu gewinnen vermocht. 
ie Mitte Dezember ı925 in Amsterdam mit einem autorisierten Kapital von 
Mill. Gulden gegründete Nederlandsch - Amerikaansche Rubber-Plantage 
faatschappij hatte eine halbe Million Gulden ihrer Aktien in New-York zur 
Seichnung aufgelegt, die in ganz kurzer Zeit überzeichnet waren. Mehr solcher 


’ 


a 


Schockwirkungen sind einstweilen nicht festzustellen, und ihnen Fortdaue ) 
und -wirkung zu- oder abzusprechen, will uns gleich unmöglich erscheinen: 


En 
Das entscheiden zu können, zu sagen, ob die der „vision“ (angelsächsisch-säku | 


larisiert auszusprechen) sicherlich nicht entbehrende Politik Hoovers sich im 


Erwähnten hinlänglich zu verwirklichen angefangen hat, dazu bedarf es eines 


3 
r 


Zeitraums, der der Inkubationszeit für Gummipflanzungen mindestens gleich 


kommen muß. S: 


Anmerkungen 


!) Die erste Nummer des „Punch“ vom neuen 
Jahre brachte eine Karrikatur mit der Über- 
schrift „Der Löwe mit dem Gummischweif“, 
darstellend den britischen Löwen, in größter 
Ruhe verharrend, während der amerikanische 
Adler auf dem Gummischweif herumhackt. 
Die Unterschrift lautet: „Es war einmal ein 
Adler, der gewohnt war, von allem das Beste 
zu haben. Und es begab sich, daß er einem 
Löwen begegnete; der hatte einen Schweif 
Und großer Neid erfüllte den 
Adler, weil des Löwen Schweif aus Gummi 
Und der Adler sagte: Ich will doch 
sehen, wie sehr dieser Löwe es liebt, daß 
Aber der 


Löwe bliebt unbewegt und sagte nur: ‚Mein 


aus Gummi. 
war. 


man ihm am Schweif zwickt. 
Schweif hat nichts dagegen, gezwickt zu 
Und 
als der Adler merkte, daß ihm kein Erfolg 


beschert war, war er sehr ärgerlich und sprach 


zu werden; er ist nicht, empfindlich.“ 


das aus. Aber der Löwe blieb ungerührt.* 


2) Über das frühere minder akute Stadium des 


Streits um Kaut- 
schuk vgl. Artikel des Verf. in Wirtschafts- 


britisch-amerikanischen 


dienst Nr. 3ı vom ı. August 1924. 

#) Über die Mitwirkung der amerikanischen 
Regierung bei der Verhinderung dieser An- 
leihen hat Hoover vor dem Interstate and 
Foreign Gommerce-Komitee des Repräsen- 
1926) erklärt, die Re- 
gierung habe keinerlei „authority to inter- 


fere with loans“, sondern habe lediglich da- 


tantenhauses (18. ı. 


vor gewarnt (cautioned), sie in Fällen zu 


gewähren, wo sie den Kautschuk- und 


*) 


\ 


sonstigen „Monopol“-Interessenten zugute 
Über den praktische . 
Effekt des Eingreifens der amerikanische 2 


Regierung wäre zu sagen, daß dieses das 


gekommen wären. 


Interessement des amerikanischen Kapital 
etwa an der Auslandsanleihe des Kalisyndikat X 
nicht ausgeschlossen hat, die in ihrem ersten 
Koupon in London dank der amerikanischen: 
Anteilnahme stark überzeichnet worden ist{! 
Vgl. des letzteren Buch: Red Rubber. Tha 
Story of the rubber slave trade flourishing 
on the Congo in the year of grace 19061 
With an introduction by Sir Harry H3 


Johnston. 


London 1906. 


5) Die intransigent republikanische New-York 


9) 


Herald Tribune (13. Dezember 1925) meint; 
allen Versprechungen an die Filipinos aulı 
Unabhängigkeit zum Trotz sei „the first and 
best answer that this conntry can make (ta 
a British rabber monopoly) suggested before 
the hearing at Washington: It is to plant 
This 


course involves a clearing up of the nonsense 


and grow rubber in the Philippines. 


about Philippine independence.“ Was dazu 
wohl der jetzige Botschafter in Berlin, Pro- 
fessor Schurman, meinen mag, der als Prä- 
sident der ersten Verwaltungskommission für 
die Philippinen als Ziel der amerikanischen 
Politik für die Inseln erklärt hatte, „ever- 
increasing liberty and self-.government . .. 
and it is the nature of such continuously 
expanding liberty to issue in independence®? 
Amerikanische Industrielle sind keine Histo 


riker und dürfen daher an die Versuch« 


| lauf des Amazonas, im Gebiet von Acre 
' unter der Form einer Chartered Company 
2 „eine Republik von Gummiproduzenten zu 
2 gründen“, erinnert werden; dieser Versuch 


ist damals am Mißtrauen der Lateinamerikaner 


12 


5 und am Produktiv-werden der englischen 


Plantagen in Asien gescheitert. (Vgl. F. 
 Gareia-Calderon: Die 
_ kratien Amerikas. Leipzig ıgı3. S. 216.) 


lateinischen Demo- 


I Übersetzter Wortlaut dieser Rede in den 
„Europäischen Gesprächen“, Januar 1926. 
8) Bei dem ersten der von dem Repräsentanten- 
4 ‚haus-Komitee veranstalteten Verhöre erklärte 
ein Abteilungsvorstand des Handelsdepart- 
ments, der nach seinem Chef zu Wort kam, 
daß ein französisch-deutsches Kaliabkommen 
„den amerikanischen Handel mit diesem Er- 
zeugnis in bedenklichem Maße behindere*“; 
das Department werde daher in Kürze eine 
geologische Untersuchung der texanischen 
, Kalivorkommen mit Hinsicht auf eine den 
einheimischen Bedürfnissen entsprechende 
Förderung beantragen; was übrigens schon 
des öfteren angedroht worden ist. 
Es könnte ferner hingewiesen werden auf 
eine bereits Gesetz gewordene philippinische 
Bill vom Dezember 1925, die die Ausfuhr 
von Abaca-Saat von den Philippinen ver- 
bietet, der Saat der Herkunftspflanze des 
Manila-Hanfs, der bis jetzt in nennens- 
wertem Umfange nur auf den genannten 
Inseln gebaut worden ist. Neuerliche An- 
im Sunda-Gebiet haben Be- 


unruhigung wegen der Bedrohung dieses 


bauversuche 
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»Monopols“ mit sich gebracht und diese 
Gesetzgebung veranlaßt. Es As: jetzt an 
den Engländern, durch Herausschmuggeln 
von Abaca-Sämereien das „Rubber-Epos" zu 
wiederholen, das 1876 mit dem Schmuggeln 
von Paragummibäumen aus Brasilien nach 
Kew Garden angefangen hatte; von diesen 
Schößlingen hat bekanntlich der ganze 
Gummiplantagenbetrieb des Ostens seinen 
Ausgang genommen. 

10) Offenbar unter Hoovers Einfluß hat diese 
Handelskammer um die gleiche Zeit (22. De- 
zember) an verwandte Verbände in 36 Län- 
dern ein Rundschreiben gerichtet, worin sie 
einlädt, sich dem Protest gegen die britische 
Kautschuk-Politik anzuschließen (Günther, 
a. a.0., S. 26). 

Il) In der Tat hat der Direktor des Bureau of 
Foreign and Domestic Trade in Hoovers De- 

Dr. Julius Klein, 


3ı. März seinem Chef einen Bericht unter- 


partment, unter dem 


breitet, der die Beschwerden über das 


deutsch-französische Kaliabkommen zusam- 
menfaßt uud leicht zum Ausgangspunkt 
einer ähnliche Wege zu gehenden Kam- 
Für die Taktik ver- 


dient angemerkt zu werden der schon üb- 


pagne werden kann. 


liche Hinweis auf die britische „Voraus- 
sicht“ (foresight), die es sich habe ange- 
legen sein lassen, bei den ersten deutsch- 
französischen Kaliverhandlungen von 1920 
ihren Anspruch auf ein Gehört-werden bei 
den Entschließungen der deutsch-französi- 


schen preisfixierenden Stellen anzumelden. 
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ei rrrrrriiiinrrrrettttlll  —— 


ERICH OBST: 
LITERATUR-BERICHT AUS EUROPA UND AFRIRA 


(Deutschland und seine Grenzmarken) 


Hermann Stegemann: 


von Versailles. Weltgeschichtliche Zu- 
sammenhänge und strategische Perspektiven. 
Deutsche Verlags-Anstalt in Stuttgart-Berlin- 
Leipzig. ı926. 359 Seiten mit 8 Karten. 
Das Erscheinen eines neuen Werkes von 
Stegemann ist stets ein auch für die Geopolitik 
außerordentlich wichtiges Ereignis. Stegemanns 
„Geschichte des Weltkrieges“ und sein „Kampf 
um den Rhein“ gehören zu den hervorragendsten 
Zierden der deutschen politischen Literatur. 
Um es gleich vorwegzunehmen, wir sind der 
festen Überzeugung, daß Stegemanns „Trugbild 
von Versailles“ erst recht einen Ehrenplatz 
einnehmen und in hohem Maße zu einer kriti- 
schen Erörterung des Versailler „Friedens“ 


nicht nur in Deutschland, sondern in der 
ganzen Welt beitragen wird. 

„Dieses Buch stellt einen Versuch dar, den 
weltgeschichtlichen Zusammenhängen nachzu- 
gehen und die strategischen Perspektiven auf- 
zuhellen, die in dem zu Versailles geschaffenen 


Weltbild wirksam sind.“ 


es Stegemann, dieses sein Versprechen einzu- 


Meisterhaft versteht 
lösen. Unmöglich, die Fülle von Tatsachen 
und Gedanken wiederzugeben, die in dem 
neuen Buch enthalten sind. Dieses Werk kann 
und darf man nicht aus einer Besprechung 
kennen lernen, man muß es lesen. Um wenigstens 
einen Begriff von dem überreichen Inhalt zu 
bieten, mögen hier die Titel der Hauptabschnitte 
angeführt werden: 

Weltkrieg und Völkerbund; 

Frankreich und das Hegemonialsystem; 

Belgien als Macht unter den Mächten; 

Die Niederlande und die Schweiz im Lichte 


des neuen Weltverhältnisses ; 


Das Trugbild 


Die Sendung Österreichs; 

Böhmen und der Herrenstaat der Tschechen; 

Das alte und das neue Polen; 

Die Entwicklung der baltischen Randstaaten 
und der nordische Kreis; 

Der Kampf der Schweden und der Dänen 
um die baltische Küste und die zimbrische 
Halbinsel; 

Ungarn und der Kampf um Mitteleuropa; 

Die raumpolitische Aufgabe der Rumänen; 

Die Wege der Jugoslawen und der Bulgaren; 

Italiens Werdegang und seine geschicht- 
lichen Ziele; 

Der Kampf der Spanier und ihr letztes 
Erbe; 

Griechische Tragödie; 

Die alte und die neue Türkei und das 
orientalische Raumproblem ; 

Rußlands nationale und revolutionäre Ziele; 

Die Kämpfe Englands um das europäische 
Gleichgewicht und der Aufstieg des Angel- 
sachsentums zur Weltherrschaft; 

Die tragische Sendung Deutschlands; 

Deutschland und der Völkerbund. 

Dieses grandiose Gegenstück zu Vogels „Das 
neue Europa“ sollte jede deutsche Familie be- 
sitzen, in jeder Schule und Hochschule sollte 
es eingehend behandelt werden. Eine bessere 
Einführung in das Verständnis der politischen 
Lage 


aller existiert 


europäischen Staaten 
schlechterdings nicht. Mit eherner Gewalt prägt 
sich dem Leser dieses Meisterwerkes das Leit- 
motiv ein: „Die Geschichte Europas wird durch 
die Überwindung des Vertrages von Versailles 
und des darin waltenden Geistes bestimmt«. 
Hugo Preuß: Der deutsche National- 
staat. Die 


Schriftenfolge: Paulskirche. 


OBST: LITERATURBERIC 


Verlag der Frankfurter Sozietäts-Druckerei 
G.m.b.H. 1924. ı4ı Seiten. 

, Einer der aktivsten Mitschöpfer der gegen- 
 wärtigen Reichsverfassung unternimmt in dieser 
9 durch klare, ruhige Urteile und vornehme 
"Sprache ausgezeichneten Schrift den Versuch, 
_ die Weimarer Verfassung als Etappe zur Er- 
füllung uralter deutscher politischer Hoffnungen 
zu kennzeichnen. 

Auch wer parteipolitisch auf anderem Boden 
als Hugo Preuß steht, wird dieses Büchlein mit 
"Nutzen zur Hand nehmen. Von den ersten 
Kämpfen um die deutsche Einheit führt uns 
der Verfasser bis nach Weimar und bekennt 
sich mit warmem Herzen als Anhänger der 
Ide. Die Problematik des 


deutschen Nationalstaates, die in dem geschicht- 


' großdeutschen 


lichen Verhängnis des Gegensatzes von 
| Nationalität und Staat wurzelt, ist selten in 
solcher Tiefe erfaßt und dargestellt worden. 
Allen denkenden und suchenden Deutschen 
‚ist Preuß’ Schrift recht sehr zu empfehlen, 
nicht zum Nachbeten des darin vertretenen 
Standpunktes selbstverständlich, wohl aber zur 
ernsthaften Auseinandersetzung mit den dort 
erörterten, für das deutsche Volk lebens- 
wichtigen Fragen. 
Wilhelm Heile: 
Völkerbund. Gedanken über Deutsch- 
lands europäische Sendung. Verlag von 
H. Meyer’s Halberstadt. 
1926. XV und ıor Seiten. 


Wiederum handelt es sich um einen über- 


Nationalstaat und 


Buchdruckerei, 


ı zeugten Demokraten, der hier zu dem Thema 
„Nationalstaat und Völkerbund“ das Wort er- 
greift. Heile ist gerade in letzter Zeit durch 
sein tatkräftiges Eintreten für einen europäi- 
schen Zollverein in den Mittelpunkt der inter- 
nationalen Politik gerückt und gilt für einen 
der getreusten Hüter Friedrich Naumannscher 
Tradition. Sein Streben verdient insofern ganz 
entschieden das Ehrenprädikat „national“, als 
er den Genfer Völkerbund, eine Allianz von 


Regierungen, entschieden ablehnt und Deutsch- 


HT AUS EUROPA UND AFRIRA 


land zum Träger der Idee eines wahrhaften 
Völkerbundes machen möchte. „Es hat für uns 
Deutsche, die wir in erster Linie die Leid- 
tragenden sind, keinen Sinn, an den Wassern 
des Rheins zu sitzen und zu weinen und weh- 
klagen, wie einst die Juden an den Wassern 
zu Babel. 


müssen wir sorgen, daß es mit unserer Rettung 


Soll es besser werden für uns, 


und unserem Aufstieg besser wird für alle. 
Deutschlands Programm muß Europa heißen, 
dann wird Deutschlands Programm auch das 
Programm Europas sein.“ 

Auf die mannigfachen Unterschiede zwischen 
Heile und Coudenhove-Ralergi einzugehen, ver- 
bietet die Raumknappheit. Im ganzen können 
wir die Heilesche Schrift als einen wertvollen 
Beitrag zu dem Problem „Europa“ durchaus 
empfehlen. Zu praktischer Auswirkung werden 
die Ideen Heiles allerdings erst gelangen, wenn 
seine Überzeugung, sein heiliger Eifer nicht 
nur von großen Teilen des deutschen Volkes, 
sondern auch von den führenden Geistern der 
übrigen europäischen Staaten geteilt werden. 
Karl Otto Herkenberg: The Times und 

das deutsch-englische Verhältnisim 
Jahre 1898. 
Martin Spahn. Deutsche Verlagsgesell- 
schaft für Politik und Geschichte m. b. H., 
143 Seiten. 


kehrskarte von Ostasien. 


Mit einer Einleitung von 


Berlin. 1925. Mit einer Ver- 

Der Verfasser hat sich angesichts des Meinungs- 
streites, der um das früheste Angebot Chamber- 
lains an den deutschen Botschafter hin und her 
wogt, die Frage vorgelegt: in welchem Lichte 
erscheint das englisch-deutsche Verhältnis jenes 
Jahres 1898 in dem inhaltsreichsten und politisch 
gewichtigsten, dem größten und einflußreichsten 
englischen Blatt „The Times“. 

Solange England seine amtlichen Archive 
ängstlich hütet, wird der von Herkenberg einge- 
schlageneWeg für die Aufklärung derVerhältnisse 
entschieden von großem Wert sein. Wir danken 
dem Verfasser herzlich für die große Mühe, 


die er sich mit der gewissenhaften Durch- 
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arbeitung der riesigen Zeitungsbände gegeben 
hat. 
politische Lage in Ostasien, Westafrika, Kreta, 


Die darauf aufgebauten Skizzen über die 


Philippinen usw. sind von hohem Reiz, wenn- 
gleich für uns Deutsche nicht immer ohne 
Deutschland hat 


Chamberlains Antwort viel ernster genommen, 


bitteren Beigeschmack. 
als es gemeint war. Es legte sich infolgedessen 
eine Reserve auf, die in England nur falsch 
Das 
politische Interesse der deutschen Öffentlichkeit 


gedeutet werden mußte. mangelhafte 


wird mit Recht gegeißelt. „Darum kommt die 


deutsche Regierung auch nicht aus ihrem 
Dämmerzustande heraus,indem sie nicht zwischen 
Rußland und England wählen, sondern den 
Schein eines freundschaftlichen Verhältnisses zu 
beiden aufrechterhalten will.“ 

Auf das inhaltsreiche Vorwort Martin Spahns 


sei zum Schluß noch ausdrücklich hingewiesen. 


Oskar Müller, Ministerialdirektor z. D.: 
Warum vergessen wir so schnell? Ein 
Wort zur Sicherheitsfrage. Verlag für 


Politik und Wirtschaft, Berlin. 


Wenige Tage nachdem der Reichstag sich 


1925. 


zu der Politik der Regierung in der Sicherheits- 
frage bekannte, hat der frühere Reichspresse- 
chef, Ministerialdirektor z. D. Oskar Müller, 
diese Schrift zur Sicherheitsfrage erscheinen 
lassen, die aus besonderer Sachkenntnis heraus 
dartut, welche Entwicklung die Sicherheits- 
frage von den rein französischen Tendenzen 
aus bis zu ihrer augenblicklichen Bedeutung 
genommen hat. Die Schrift geht aus von dem 
deutschen Memorandum vom 9. Februar, dessen 
Ziel war, die Sicherheitsfrage nicht als französi- 
sches, d. h. rein militärisches Problem, sondern 
als eine Aufgabe auch der deutschen und der 
europäischen Politik aufgefaßt und gelöst zu 
sehen. Sie behandelt im einzelnen die Kriegs- 
ziele Frankreichs und die Westgrenze Deutsch- 
lands, ferner die Garantieverträge mit Eng- 
land sowie Garantiepakt und 
Rheinlandfrage im Völkerbund. Von besonderer 


und Amerika 


Bedeutung ist die Darlegung der Entwicklung 
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der Sicherheitsfrage innerhalb der deutschen 
Politik, eine Entwicklung, durch die die Sicher- 


heitsfrage ihren spezifisch französischen Charakter 


verloren hat. 


und mit internationaler Anerkennung an die 
Voraussetzung geknüpft, daß eine solche Lösung, 
wie immer sie beschaffen sein mag, keine neue 
Belastung der deutschen und rheinischen Frei- | 
heit mit sich bringen darf. Da die Sicherheits- 


frage für lange Zeit hinaus die Politik Deutsch- 
lands und der Welt entscheidend beeinflussen 


wird, ist die Müllersche Schrift ein wichtiger 


und notwendiger Wegweiser für jedermann. 


H. van Lowick: Die französische Schwer- 


industrie und Frankreichs Sicher- 


heit. Verlag der Deutschen Rundschau, 


1924. 
fangreiche 


ı6 Seiten und eine um- 
„Die 
Verbindungen (Wirtschaftsverflechtung) der 


Berlin. 


graphische Darstellung 


französischen Schwerindustrie*. 

Lowick behandelt ein kriegswirtschaftliches- 
Problem von außerordentlicher Tragweite: Rann 
Frankreich die ungeheuren Mengen an Eisen 
und Stahl herstellen, die ein moderner Krieg 
für technisches Kriegsmaterial und Munition 
erfordert? Er kommt zu einer glatten Bejahung 
dieser Frage und vertritt die Auffassung, daß 
die der 


Schwerindustrie weit über die Zahl 13 000 000 t 


Produktionsfähigkeit französischen 
hinausgeht und nahezu unbeschränkt steigerungs- 
fäbig ist. Um die Riesenwerkstätten für Her- 
stellung von Kriegsbedarf auch in Friedens- 
zeiten zu beschäftigen, gewährt Frankreich 
seinen Vasallenstaaten Kredite, die sie zum An- 
kauf von Waffen und Munition auszugeben 


haben. 


fort angedeuteten Kriegsmöglichkeiten sorgen 


Die in der französischen Presse immer- 


dafür, daß der Absatzmarkt für französisches 
Beharrt 
Frankreich auf diesem System, so wird sich das 
Programm der Weltpolitik wandeln und das 
Motto annehmen: Sicherheit Europas und der 
Welt vor Frankreich! 


Kriegsmaterial aufnah mefähig bleibt. 


D 


Die Bereitschaft Deutschlands 


zur Mitwirkung an ihrer Lösung war öffentlich 


5 


is 


: kommenden Firmen und das im Titel 
ts erwähnte Schaubild verleihen der Ab- 
lung besonderen Wert. 

Y ler-Brandenburg, Polizeioberst a. D.: 


# 


Zur Frage der Verfassungsreform. 
Br. Fritz Fink Verlag, Weimar. ı925. 32 Seiten. 
Mit einer Karte der Neugliederung des 


52 Reichs gemäß der Ansicht des Verfassers, 
»Was wir brauchen ist die Reform der Ver- 
assung, die den westländischen Geist aus ihr 
Berne, die Verfassung mit deutschem Geist 
erfüllt und die Staatsgewalt gegenüber der 


ed 
| Ereigewale stabilisiert.... Auf die deutschen 


On 
(Stämme müssen wir das Reich aufbauen, nicht 


auf die überlebten Ländergebilde.« Mit diesen 
Zitaten dürfte die Tendenz vorliegender Schrift 


‚genügend gekennzeichnet werden. Daneben 
ur viele Einzelheiten, auf die hier nicht ein- 
segangen werden kann, zum mindesten sehr 
€ EIERN Die beigefügte Karte einer Neu- 
gliederung des Reiches nach den Vorschlägen 
des Verfassers ist technisch sehr schlecht ge- 
raten, läßt aber deutlich erkennen, welche Art 
vor- 


Müller-Brandenburg 


von Föderalismus 


schwebt und wie er sich die neudeutschen 


Gaue — Landschaften, die in stammlich- 
kultureller-wirtschaftlicher Hinsicht Einheiten 
bilden — abgegrenzt denkt. 

Albert von Hofmann: Das deutsche 


Land und die deutsche Geschichte. 

Deutsche Verlags-Anstalt, Stuttgart-Berlin- 

Leipzig. 1923. 603 Seiten. Mit 54 Karten- 
skizzen. 

Albert von Hofmann ist den Lesern dieser 
Zeitschrift längst ein guter Bekannter und 
Freund. Sein letzter Aufsatz in der „Zeitschrift 
für Geopolitik“ (Juni-Heft 1926, S. 453—484) 
kann mit gewissen Einschränkungen als eine 
Selbstanzeige seines hervorragenden Deutsch- 
land-Werkes angesehen werden. Zum mindesten 
entnimmt man diesem Aufsatz eine klare Vor- 
stellung der Methode, die Albert von Hofmann 


bei der Darstellung der Beziehungen zwischen 


phabetische Verzeichnis aller in Be- der Geschichte (hier vor allem der Kriegs- DE 


geschichte) und der Reliefgestaltung unseres 
Vaterlandes anwendet. 

Dem umfangreichen, einzigartigen Deutsch- 
land-Buch Albert von Hofmanns ist mit einer 
kurzen Inhaltsangabe in keiner Weise gerecht 
zu werden. Die feinsinnige Art, mit der er 
hier Westfalen, Hessen, Thüringen, das Harz- 
Marsch- 
und Sumpfland, das Land jenseits der Elbe, 
das Rheinland, Schwaben und Elsaß, Bayern 
und Franken behandelt, spottet schlechthin einer 


gebiet, das nordwestdeutsche Heide-, 


Wiedergabe im Rahmen eines kurzen Referats. 

Wir stehen nicht an zu erklären, daß das 
Deutschland-Werk 
dem Tiefgründigsten und Feinsten gehört, was 


Albert von Hofmanns zu 


uns der Büchermarkt der letzten Jahrzehnte an 
Darstellungen unseres Vaterlandes beschert hat. 
In jedes deutsche Haus gehürt dieses so außer- 
ordentlich fleißig gearbeitete, kluge und auf- 
schlußreiche Buch. Wir hoffen mit dem Ver- 
fasser, daß es dazu beitragen möchte, das Ver- 
ständnis für die selten reiche historische Mannig- 
faltigkeit in unserem Vaterlande zu erwecken 
und recht vielen Deutschen ein Begleiter auf 
Reisen und Wanderfahrten zu werden. 

Karl Wölfle: 
Heimatkundliche Karten und Bilder. 


Hamburger Geschichts- 
atlas. 
VerlagL.Friederichsen&Co., Hamburg. 1926. 

Der vorliegende Atlas ist offenbar in erster 

Linie für den Schulgebrauch bestimmt. Er ver- 

dient jedoch durchaus, auch den Lesern unserer 

Zeitschrift bekanntgegeben zu werden, denn 

die Fülle des interessanten Materials, die origi- 

nellen Methoden der Darstellung und die vorzüg- 
liche Ausstattung machen den Atlas für jeden 
geopolitisch Interessierten zu einem wichtigen 
und willkommenen Gegenstand der Belehrung, 

Eine derartige Geschichte einer Stadt in 
Karten und Bildern besteht m. W. 


ganz wenige Siedlungen. Das Hamburger Unter- 


nur für 


nehmen muß als musterhaft bezeichnet werden. 
Möchte dieses glänzende Vorbild recht sehr zur 


Nachahmung anspornen. 
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Otto Brandt: Geschichte Schleswig- 
Holsteins. Ein Grundriß. Verlag von 
Walter G. Mühlau, Kiel 1926. Zweite, ver- 
besserte Auflage. 197 Seiten, mit einer 
Stammtafel und einer Buntdruckkarte der 
politischen Einteilung Schleswig-Holsteins 
am Ende des 17. Jahrhunderts. Er 

Die deutsche Nordmark kann sich glücklich 
preisen, daß der bekannte Historiker der Uni- 
versität Kiel ihr und uns allen’ eine so vorzüg- 
liche Landesgeschichte geschenkt hat. Wir 
haben bereits an früherer Stelle (Zeitschrift für 

Geopolitik ı925, März-Heft $. 218) auf die 

Werke Brandts hingewiesen und betont, daß 

hinsichtlich der Nordmark nichts Ebenbürtiges 

besteht. Heute begrüßen wir mit Freude die 

2. Auflage der Geschichte Schleswig-Holsteins. 

Die klare, zielsichere Art, mit der Brandt seine 

Leser durch die Geschichte dieses uns besonders 

lieben und teuren Grenzlandes führt, fesselt 

immer wieder von neuem. Und welches ge- 
waltige Tatsachenwissen ist dort in so ange- 
nehme Form gekleidet worden: 

Nordelbingen bis zum Beginn des ı2. Jahr- 

hunderts, 

Holstein und Schleswig bis zu ihrer Vereinigung 

unter Gerhard dem Großen im ı4. Jahrhundert, 

Schleswig und Holstein bis zu ihrer Verbindung 

mit Dänemark 1ı340—ı460, 

Schleswig-Holstein in der Verbindung mit Däne- 

mark unterden ersten Oldenburgern 1460-1581, 
Höhepunkt und Niedergang der Ständemacht, 
Dänemark und Schleswig-Holstein-Gottorp 1581 

bis 1721, 

Schleswig-Holstein und der dänische Gesamt- 

staat 1721—1797, 
die Vorgeschichte der schleswig-holsteinischen 

Erhebung 1798— 1848, 

Schleswig-Holsteins Erhebung und Befreiung 
1848— 1864, 
Schleswig-Holstein 
1864— 1920. 


Wir hoffen und wünschen von ganzem Herzen 


und Preußen-Deutschland 


mit dem Verfasser, daß sein Buch dem schles- 


wig-holsteinischen Lande in seinem Ringen mit 
einem schweren Schicksal nützlich und dienlich 
sein und der Nordmark viele neue Freunde zu- 
führen wird. | 
Max Worgitzki: Selbst- 
bestimmungsrecht Gewalt? 
Eine Antwort auf die Srokowskische Schrift 
„Aus dem Lande des schwarzen Kreuzes“. 
Verlag Deutsche Rundschau G.m.b.H., 
Berlin 1925. 35 Seiten mit ı Karte. 
Worgitzki enthüllt Srokowski als den typischen 


Ostpreußen. 


oder 


Vertreter des polnischen Imperialismus, dem der 
Streit um den Korridor zugestandenermaßen 
bloß ein Kampf um die Verkehrsstraßen ist. 
Die Eroberung der ostpreußischen Insel bildet 
das letzte Ziel des polnischen Imperialismus. 
Der alles herabziehenden Kritik Srokowskis 
stellt Worgitzki ruhig, aber bestimmt entgegen: 
Das Kulturwerk des Deutschen Ritterordens; 
der Untergang des Ordensstaates, die Zerreißung 
Preußens und ihreFolgen; die nationalen Fragen; 
Ostpreußen und die deutsche Wirtschaft; derKor- 
ridor,eineVerletzung desSelbstbestimmungsrechts. 
Der mannhaft deutsch empfundenen Schrift 
Worgitzkis ist von Herzen eine recht weite 
Verbreitung zu wünschen. Ostpreußen ist nicht 
ein Einzelfall, sondern ein typischer Fall für 
den Sieg brutaler Machtpolitik über die Volks- 
tumspolitik. „Das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker erhebt in ihm mit besonderer Eindring- 
lichkeit seine Forderung, nicht für Ostpreußen 
allein, sondern für alle die Gebiete, wo es ver- 
letzt und vergewaltigt ist. Der Friede Europas 
wird erst dann gesichert sein, wenn diese For- 
derung überall erfüllt, dem Geist der Zeit Ge- 
nüge getan ist.“ | 
Leo Wittschell: Die 


hältnisse in Masuren und dem süd* 


völkischen Ver-. 


lichen Ermland. Veröffentlichungen des | 
Geographischen Instituts der Albertus-Uni- 
versität zu Königsberg, Heft V. Verlag 
L. Friederichsen & Co., Hamburg 1926. 
44 Seiten mit 3 Tafeln u. 2 Kartenbeilagen. 
Die Arbeit gehört zu jener Gruppe von 


OBST: LITERATURBERICHT AUS EUROPA UND AFRIKA 


Untersuchungen, die für jegliche politische und 
"Grenzlandsarbeit in Ostpreußen erforderlich 
‚sind, die aber im Interesse des Deutschtums 
‚bereits in Friedenszeiten hätten geleistet wer- 
‚den sollen. Sie erweist, daß das Deutschtum 
'in Masuren und dem südlichen Ermland im 
letzten Jahrhundert im starken Fortschreiten 
stand und daß besonders nach 1870 das Zu- 
gehörigkeitsgefühl des Masurenvölkchens zur 
deutschen Kulturgemeinschaft immer stärker 
wurde. Dieses Ergebnis war zwar auf Grund 
‘der Volkszählung von ıg10 bereits bekannt, 
wurde aber leider nicht genügend ausgewertet. 
Der Tatbestand fand seinen Ausdruck dann 
erneut in der großen Abstimmung vom 11. Juli 
920; wo 363 209 Stimmen für Ostpreußen, 
| nur 7 980 Stimmen für Polen abgegeben wurden. 
Für die Gestaltung der politischen Verhältnisse 


in Masuren und Südermland ist „weder die 
Einheitlichkeit der leiblichen Abstammung, noch 
‚der Sprache das letzthin Entscheidende« (S. 40), 
sondern die Gesinnung, das Bewußtsein, die 
Seele der lebenden Bevölkerung bestimmt über 
ihre Zugehörigkeit zu einer Volksgemeinschaft. 

Die kurze, inhaltsvolle Studie klärt auch 
über die wichtigsten geschichtlichen Gescheh- 
nisse des masurischen Völkchens auf und läßt 
die Unterschiede zwischen dem früh besiedelten 
Ermland und dem erst Jahrhundert 
kolonisierten Masuren erkennen. Trotz mancher 
Verschiedenheiten ist aber in beiden historisch- 


geographischen Landschaften die Eindeutschung 
gleichmäßig und von selbst, ohne irgend wel- 


im 17. 


‚chen Zwang, vor sich gegangen. 

Die Ruhe und Sachlichkeit der Darstellung 
läßt die Tatsachen um so überzeugender wirken. 
Die deutsche Stadt Beuthen O.-S. und 

ihre nächste Umgebung. Band XV 
der „Monographien Städte“. 
Herausgegeben von Stadtrat Dr. Kasperko- 


deutscher 


witz, Bürgermeister a. D. Salomon, Erwin 
Stein. Deutscher Kommunal-Verlag G. m. 
b. H., Berlin-Friedenau 1925. 


mit zahlreichen Abbildungen. 


271 Seiten 


Das glänzend ausgestattete Buch ist ein klarer 
und eindringlicher Beleg für den deutschen 
Charakter der Stadt Beuthen und ein stolzes 
Denkmal deutscher Kulturarbeit in Oberschlesien 
überhaupt. Welches Kapitel auch Jmmer man 
lesen mag, überall schlägt einem das Herz be- 
wegter ob dieser Großtaten des Deutschtums: 
Geschichte der Stadt Beuthen, Städtische Bau- 
und Bodenpolitik, Hygiene, Wohlfahrspflege und 
Pflege der Leibesübungen, Schulwesen, Kultur- 
und Kunstpflege, Verkehr, Wirtschaft. 

Das Buch ist aus tiefster Not geschrieben, 
zum Nachweis der tausend Wunden des Genfer 
Diktats, denn es dürfte im Deutschen Reich 
keine zweite Stadt geben, die durch die Ge- 
walttaten und Unsinnigkeiten der Entente so 
arg in Mitleidenschaft gezogen worden ist wie 
gerade die Stadt Beuthen. Auf der anderen 
Seite aber klingt aus jedem Abschnitt der feste 
Wille, trotz allen Unglücks ein Bollwerk deut- 
scher Kultur in der Ostecke des Reiches zu 
bleiben. 

Möchte dieses inhaltreiche Werk nicht nur 
in Deutschland, sondern auch und gerade im 
Ausland weiteste Verbreitung finden. 
Beuthen O.-S. Die Schädigung der Stadt 

durch die Grenzziehung und ihre 
Wirt- 
schafts- und Kulturfaktor im Östen. 


Bedeutung als deutscher 
Ein Bildwerk, herausgegeben vom Verkehrs- 
und Wirtschaftsamt der Stadt Beuthen O.-S., 
1926. & 

Man muß es der Stadt Beuthen hoch an- 
rechnen, daß sie weder Mühe noch Kosten 
scheut, um gegen das schreiende Unrecht von 
Genf anzukämpfen. Mit Fug und Recht rühmt 
sich die älteste deutsche Stadt des oberschle- 
sischen Industriebezirks (Stadtrecht 1254!) die 
Hüterin wertvoller Erz- und Kohlenschätze, 
Vorplatz des deutschen Handels und Vorposten 
deutscher Kultur, das Bollwerk deutscher Wirt- 
schaft 
zu sein. 
werden in diesem Werk in leicht verständlicher 


und deutschen Geisteslebens im Osten 


Auf 20 höchst lehrreichen Karten 


Weise die 
Beuthens durch die Grenzziehung und die Auf- 


und anschaulicher Schädigung 
gaben der Stadt als deutscher Kulturfaktor in 
der Ostecke des Reiches gezeigt. 

Die Widersinnigkeit 
schlesischen Grenze tritt in der Beuthener Ecke 


der neuen ober- 


am markantesten hervor, da die Grenze, die 
dicht an den letzten Häusern der Stadt entlang 
läuft, Beuthen von drei Seiten völlig abschnürt. 

Von den neun nach Beuthen führenden 
Straßen sind acht und von den sieben Eisen- 
bahnlinien fünf durch die Grenzziehung zer- 
Der Beuthener Handel hat 
sein kaufkräftiges Hinterland fast völlig ver- 


schnitten worden. 


loren und muß heute nach dem gänzlichen 
Verfall der Kaufkraft in den polnisch gewor- 
denen Gebieten schwer um seine Existenz 
kämpfen. Die Stadt selbst hat ihren industrie- 
reichen, bedeutenden, völlig modern ausgebauten 
Stadtteil Friedenshütte mit drei Hütten und 
zwei Gruben ‚und damit 1/4 ihrer Bevölkerung 
und I!/3 ihrer Steuerkraft an Polen abtreten 
müssen. Keine Stadt im ganzen Deutschen 
Reiche dürfte durch das Versailler Diktat so 
gelitten haben wie Beuthen. 
Bedauerlicherweise ist von diesen besonderen 
Notständen im Reiche viel zu wenig bekannt. 
Es ist daher immer wieder notwendig, auf die 
Folgeerscheinungen der unnatürlichen Teilung 
der organischen Wirtschaftseinheit Oberschlesiens 
in der Presse hinzuweisen. Die Beuthener Trutz- 
und Klageschrift soll der Aufklärung über die 
Folgen der Grenzziehung dienen und gleich- 
zeitig neben der Aufdeckung der besonderen 
Notstände die außerordentliche Bedeutung der 
so schwer heimgesuchten und gefährdeten Stadt 
als deutscher Kulturfaktor im Osten beweisen. 
Die besonderen Nöte und die besonderen kul- 
turellen Aufgaben erfordern aber auch außer- 


gewöhnliche Hilfsmaßnahmen. Das Bild- 


wendigkeit der Einleitung von Hilfs- und Unter- 


5 | 
stützungsmaßnahmen zum Ziele setzen, da nur 


dann die deutschen Aufgaben in der Ostmark 
erfüllt werden können, wenn Reich und Staat 
und das gesamte deutsche Volk restlos und ein- 
mütig die schwierige Stellung des Deutschtums in 
den’oberschlesischen Grenzgebieten unterstützen. 

Wir sind gewiß, daß dieser Mahnruf im 
ganzen Reich ein begeistertes Echo auslösen 
wird. Diese glänzende Schrift, die nur die 
nüchternen Tatsachen sprechen läßt, wirkt eben 
darum so besonders überzeugend. Dies Werk 
sollte in Millionen von Exemplaren im In- und 
Ausland verbreitet werden. 
Auslandsdeutschtum und Heimat. Eine 
Zusammenstellung von Ansprachen, Be- 
richten und Entschließungen, herausge- 

geben vom Bunde der Auslandsdeutschen 
E.V. Zentralverlag G. m. b. H., Berlin 1926. 
ırı Seiten. 

In dem Büchlein sind die bei der Berliner 
Heimattagung der Auslandsdeutschen im August- 
September 1925 gehaltenen Ansprachen usw. 
zusammengefaßt. Es handelt sich um insgesamt 
ı6 Reden, in denen hervorragende Politiker 
und Auslandsdeutsche, wie Reichsminister Dr. 
Stresemann, Staatssekretär a. D. Lutz Korodi, 
W. von Malinckrodt, Prof. Dr. Goebel, Dr, 
Paul Rohrbach, Geheimrat Prof. Dr. Kühne- 
mann, Prof. Dr. Busse u. a. m. die Bedeutung 
des Auslandsdeutschtums für die Heimat und 
die Welt, die Aufgaben, Opfer und Ansprüche 
der Auslandsdeutschen von den verschiedensten 
Gesichtspunkten aus erörtern. 

Jeder, dem das Problem des Auslandsdeutsch- 
tums am Herzen liegt, wird diese Schrift mit 
Nutzen zur Hand nehmen, ja sie schlechter 


dings als tägliches Rüstzeug verwenden. 


um [U 
Verantwortlich sind: Dr. F. Hesse, Berlin-Grunewald, Hohenzollerndamm 83 / Prof. Dr. K. Haushofer, 


München, Arcisstraße 30 / Prof. Dr. E. Obst, Hannover, 
Freiligrathstr. 9 / Professor Dr. Maull, Frankfurt/Main, 


Berlin-Grunewald, Hohenzollerndamm 83 / Druck: Sal 


Scharnhorststr. 14 / Studienrat Dr. H. Lautensach, Hannover, 
Franz Rückerstraße 23 / Verlag: Kurt Vowinckel Verlag, 
adruck Zieger & Steinkopf, Berlin SO 16, Köpenicker Str. 114. 
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Vollständige Jahrgänge wissenschaftlicher Zeitschriften bekommen später 


einen großen Wert. Meine Vorräte sind nur noch gering. 


KURT VOWINCKEL VERLAG 
BERLIN-GRUNEMWALD 


FUR DIE POLITISCHE ARBEIT 


DR. KURT JAGOW 


Daten 
des Weltkrieges 


Vorgsschichte u.Verlauf bis Ende 1921 


8°. IV und 244 Seiten 
und 5 synchronistische Tabellen 
Halbleinen M.3.— 
„Ein ähnlich großzügiges Nachschlagebuch 
über den Verlauf der letzten BO Jahre be- 
steht meines Wissens nicht.“ 
Generalleutnant Schwarte in der „Köln. Zeitung“ 


Dr. ALPFOSS.. Handbuch 


des Staatsmannes 


Der innerpolitische Aufbau der Welt 


Ausgabe 1925/26 
8°. XVI und 344 Seiten 
Ganzleinen M. 14.— 


Politisch-wirtschaftliche Charakteristik 
aller Länder der Welt / Biographische An- 
gaben von über 2000 führenden Persönlich- 
keiten / Parteiwesen / Gewerkschaften 
Presse / Kulturpolitische und staatsbürger- 
licheTatsachen /Völkerbund/Völkerkirchen 
Arbeiterinternationalen 


Prospekte unberechnet! 


KAISER WILHELM Il. 


Vergleichende 


Geschichtstabellen 


von 1878 bis zum Kriegsausbruch 1914 


4°, 76 Seiten 
Geheftet M.1.20, Halbleinen M. 4.— 
Halbpergament M. 8.80 


„Für die Erarbeitung eines selbständigen 
Urteils über die Vorgeschichte des Krieges 
wird das Buch die nützlichsten Dienste tun.“ 

Deutsshe La Plata Zeitung, Buenos Aires 


PAUL HERRE Politisches 
Handwörterbuch 


Unter Mitarbeitvon fast200 führ. Fachleuten 
u. redaktionellerMitarbeitv.Dr.KurtJagow 
Über 2000 Seiten Text in zwei Bänden im 
Lexikonformat. Etwa4500 einzelne Aufsätze 
Halbleinen M.56.— 
Reiches statistisches Material, Tabellen, 
graphische Darstellungen, farbige Karten. 
Gedruckt auf bestem holzfreiem Papier. 
Parteifreie erschöpfende Artikel über: 
Persönlichkeiten und Organisationen der 
internationalen Politik / Geschichte und 
politische Struktur der einzelnen Staaten 
Heerwesen / Wirtschaft / Handel und 
Verkehr / Presse / Rechtswesen / Kultur- 
und Sozialpolitik /Literaturnachweise 
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SOSE BENDER STO TH EU N 


EINFÜHRUNG 
IN DIE 


SOZIALPOLITIK 
-1- 


VON DR. BRUNO RAUECKER 
PREIS MARK 2.50 


Dieses neue Buch des bekannten sozial- 
politischen Schriftstellers, das in inter- 
essanter, auch den Laien fesselnder Form 
in das Wesen und die Geschichte der 
Sozialpolitik einführt, wird allen denen 
ein willkommener geistesgeschichtlicher 
Leitfaden sein, die sich einmal mit sozial- 
politischen Fragen beschäftigen wollen. 
Es führt vom alten Griechenland über 
Rom bis in die jüngste Gegenwart und hat 
besonderen wissenschaftlichen Wert, weil 
es die erste deutsche zusammengefaßte 
Ideengeschichte der Sozialpolitik darstellt 


ZENTRALVERLAG GMBH BERLIN Wz, 


VELPTEEETETEENEREIEHIHE A TEIEESTENTNERIES 
DAS BUCH ZUM FILM: 
KETTE TEENS ESTERTERS 


DAS 
SCHWARZE 
GESCHLECHT 


Warum wurde diese Expedition nach Timbuktu unternommen? 


Für Frankreich gibt es in Afrika nur ein 

großes Problem: Die schnelle und sichere 

Verbindung mit den rings um die Sahara ge- 

legenen Kolonien auf dem Landweg. Erst 

dann ist „I Afrique Francaise“ zur Wirk- 

lichkeit geworden. — Das fordern nicht nur 

verwaltungstechnische Gründe, sondern auch 

\ rein militärische und imperialistische, wie 

die Beförderung von Truppen aus dem tro- 

pischen Afrika nach Europa. Die Erbauung 

der Transsaharabahn, die in dieser Durch- 

E querung sicher nur ihren Vorläufer hat, 
| ist ein Stein in dem großen Weltreich, 
von dem alle Franzosen träumen. — Bedarf 
es noch einer Erklärung der beiden Ver- 
fasser des Films, warum das Buch 
geopolitische Bedeutung besitzt? 


G. M. HAARDT / L. AUDOUIN-DUBREUIL: 
DIE ERSTE DURCHQUERUNG DER SAHARA 
IM AUTOMOBIL 


Berechtigte Uebertragung von Paul 
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